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0. Vorbericht 

0.1 Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt 
Lohmar  

0.1.1 Managementübersicht 

Als Ergebnis der überörtlichen Prüfung der Stadt Lohmar stellt die gpaNRW nachfolgend die 

Haushaltssituation sowie die wesentlichen Handlungsmöglichkeiten der einzelnen Handlungs-

felder dar. 

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Die überörtliche Prüfung der gpaNRW erfolgte zum Zeitpunkt der Corona-Pandemie. Die ver-

hängten Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie haben Auswirkungen auf zahlreiche Le-

bens- und Gesellschaftsbereiche und auch auf die Kommunen. Sie belastet die kommunalen 

Haushalte und beeinflusst unter anderem auch die Arbeit der in dieser überörtlichen Prüfung 

betrachteten Jugendämter, Bauaufsichten und Vergabestellen. Soweit möglich, haben wir diese 

Auswirkungen in den Teilberichten thematisiert. 

Die Haushaltssituation ist weiterhin angespannt. Die Stadt Lohmar konnte seit der Eröffnungs-

bilanz nur in den Jahren 2007, 2016 und 2018 einen ausgeglichenen Haushalt erreichen. Auch 

die geplanten Jahresergebnisse bis 2025 sind jeweils negativ. 

Die überwiegend defizitären Jahresergebnisse seit der Eröffnungsbilanz haben zu einer Verrin-

gerung des Eigenkapitals geführt. Die Eigenkapitalquote der Stadt Lohmar ist im interkommuna-

len Vergleich niedrig. Angesichts des noch vorhandenen Eigenkapitals von etwas unter 50 Mio. 

Euro droht jedoch noch keine bilanzielle Überschuldung. 

Die Schulden der Stadt Lohmar sind überdurchschnittlich. Bei den Gesamtverbindlichkeiten je 

Einwohner gehört Lohmar zu dem Viertel der Kommunen mit den höchsten Werten. Den Ver-

bindlichkeiten stehen Vermögenswerte entgegen, zum Beispiel das von den Stadtwerken er-

worbene Strom- und Gasnetz. Trotzdem stellen die Verbindlichkeiten durch die zu leistenden 

Zins- und Tilgungsleistungen eine erhebliche Belastung dar. Aus Alter und Zustand des Ge-

bäude- und Straßenvermögens ist insgesamt zwar kein erhöhter Reinvestitionsbedarf erkenn-

bar. Durch den Finanzierungsbedarf für die aktuell geplanten Investitionen und durch zusätzlich 

benötigte Liquiditätskredite wird die Verschuldung jedoch in den kommenden Jahren weiter an-

steigen.  

In der Gesamtbetrachtung besteht für die Stadt Lohmar damit weiterhin ein Konsolidierungsbe-

darf. Kurzfristig könnten Hebesatzerhöhungen bei den Realsteuern wirken. Die Stadt Lohmar 

sollte jedoch vor allem nachhaltige Maßnahmen auf der Aufwandseite verstärkt in den Blick 

nehmen. 
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Die Stadt Lohmar überträgt keine konsumtiven Haushaltsermächtigungen und gestaltet den 

Haushalt dadurch übersichtlicher. Ermächtigungen für investive Auszahlungen werden jedoch 

regelmäßig in größerem Umfang übertragen. Die investiven Auszahlungsermächtigungen ins-

gesamt werden anschließend oft nur zur Hälfte ausgeschöpft. Wir empfehlen der Stadt Lohmar, 

die Veranschlagung und Übertragung von investiven Auszahlungsermächtigungen verstärkt auf 

die tatsächliche Umsetzbarkeit der Investitionsmaßnahmen auszurichten. 

Beim Fördermittelmanagement könnten die Prozesse der Fördermittelakquise und die Förder-

mittelbewirtschaftung noch punktuell, primär durch zentrale Dokumentationen, optimiert werden. 

Einen positiven Beitrag für den Haushalt leisten die Beteiligungen der Stadt Lohmar. Im Durch-

schnitt der vergangenen Jahre haben die Beteiligungen rund zwei Mio. Euro jährlich zur Haus-

haltsentlastung beigetragen. Die Stadt Lohmar ist in 2018 an insgesamt 14 Unternehmen betei-

ligt. Auf vier der Beteiligungen kann die Stadt einen beherrschenden Einfluss ausüben. Die 

Komplexität des Beteiligungsportfolios ist zwar vergleichsweise niedrig. Trotzdem sollte das Be-

teiligungsmanagement bestimmte Mindestanforderungen erfüllen. Diese Anforderungen erfüllt 

die Stadt Lohmar weitgehend. Die von der Stadt geplante Einführung der „E-Akte“ für das Betei-

ligungsmanagement sollte zeitnah umgesetzt werden. 

Erhebliche Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt haben die Hilfen zur Erziehung 

(HzE). Die Stadt Lohmar hat einen höheren Fehlbetrag „Hilfe zur Erziehung je Einwohner von 0 

bis unter 21 Jahren“ als die Mehrzahl der Vergleichskommunen. 

Auf diesen Fehlbetrag wirken sich unter anderem die Aufwendungen je Hilfefall aus. Diese sind 

in Lohmar überdurchschnittlich. Das liegt im Wesentlichen an den Aufwendungen bei den Voll-

zeit- und Heimunterbringungsfällen. Die Falldichte zeigt sich in Lohmar hingegen unauffällig. 

Sie liegt im mittleren Bereich der Vergleichskommunen. 

Der Anteil von kostengünstigeren ambulanten Hilfefällen an den Hilfefällen insgesamt liegt in 

Lohmar etwas über dem mittleren Wert der Vergleichskommunen. Bei den stationären Hilfen ist 

der Anteil der Vollzeitpflegefälle (Unterbringung in einer Familie oder Erziehungsstelle) ver-

gleichsweise gering. Das führt insgesamt zu höheren Aufwendungen. Die Vollzeitpflege ist im 

Regelfall kostengünstiger als Heimunterbringungen. Außerdem ist in Lohmar die Falldichte bei 

den Heimunterbringungsfällen ohne die unbegleiteten minderjährigen Ausländer (UMA) sehr 

hoch. 

Die Stadt Lohmar hat unter anderem die Themenschwerpunkte Familienfreundlichkeit und 

Raum für Jung und Alt in ihr Leitbild integriert. Ergänzend zum Leitbild hat die Stadt für diese 

Bereiche strategische und operative Ziele definiert. Wir empfehlen der Stadt Lohmar, zu den 

Zielen konkrete Maßnahmen zu entwickeln und die Zielerreichung regelmäßig zu überprüfen. 

Hierzu sollte sie verstärkt Kennzahlen nutzen. Als steuerungsrelevante Kennzahlen bieten sich 

die in dem Berichtsteil „Hilfe zur Erziehung“ verwendeten Kennzahlen an. Diese könnten auch 

das schon vorhandene Finanzcontrolling der Stadt unterstützen.  

Bei der Wirtschaftlichen Jugendhilfe und beim Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) ist das jewei-

lige Fallaufkommen je Vollzeit-Stelle im Vergleichsjahr 2018 erheblich höher gewesen als bei 

den meisten anderen Kommunen. Die Stadt Lohmar hat im Jahr 2021 auf Grundlage von Per-

sonalbemessungen jedoch Stellen in diesen Bereichen zusätzlich besetzt.  
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Das Fachcontrolling greift auf verschiedenen Zeitebenen wie Antragsverfahren oder Hilfege-

währung bzw. Fortschreibung im Hilfeplanprozess zu und obliegt in Lohmar den Leitungskräften 

sowie der WiJu. Im Qualitätshandbuch ist klar geregelt, wann und wie und durch wen ein Hilfe-

fall auf seine Wirksamkeit hin zu überprüfen ist. 

Für die Fallsteuerung und Prozesskontrollen gibt es im Qualitätshandbuch klare Vorgaben und 

Arbeitshilfen. Deren Einhaltung wird durch die Leitungsebene im Jugendamt regelmäßig wie 

auch stichprobenartig überprüft. Jedoch fehlt im Jugendamt die geeignete technische Unterstüt-

zung für diese Arbeitsabläufe. Daher sollte die Stadt Lohmar bei der geplanten Einführung der 

E-Akte im Jugendamt darauf achten, dass die Jugendamtssoftware auf die Bedürfnisse des Ju-

gendamtes ausgerichtet ist. Außerdem sollte die Einrichtung von systemimmanenten Kontroll-

mechanismen für beispielsweise die Einhaltung von Wiedervorlagen und Altersgrenzen möglich 

sein. 

Die Bauaufsicht der Stadt Lohmar erreicht durch effektive Bauberatungen und im Internet be-

reitgestellte Information und Antragsformulare eine vergleichsweise hohe Quote an genehmi-

gungsfähigen Bauanträgen.  

Die Stadt Lohmar sollte die gesetzlich vorgeschriebene Zwei-Wochen-Frist für die Vorprüfung 

von Bauanträgen zukünftig einhalten, um etwaige Beschwerden oder verwaltungsgerichtliche 

Klagen zu vermeiden. Das Vier-Augen-Prinzip setzt die Stadt Lohmar konsequent um. 

Die Gesamtlaufzeiten der Bauanträge vom Eingang bis zur Genehmigung waren in Lohmar 

2019 vergleichsweise hoch. Zudem hatte die Bauaufsicht 2019 weniger Fälle je Vollzeit-Stelle 

als die meisten Vergleichskommunen. Wir empfehlen der Stadt Lohmar, diese Kennzahlen zu-

künftig selbst zu ermitteln und sie zur Steuerung zu nutzen. 

Die eingesetzte Fachsoftware unterstützt die Sachbearbeitung bereits bei der elektronischen 

Bearbeitung. Wir empfehlen, die Bauakte von der Papierform vollständig auf die digitale Akte 

umzustellen. Dadurch könnte die Stadt die Verfahren schneller abwickeln und die spätere Archi-

vierung elektronisch erledigen. 

Die gpaNRW empfiehlt der Stadt Lohmar zudem, ihre Steuerungsmöglichkeiten durch den ver-

stärkten Einsatz von Kennzahlen zu verbessern. Hierfür bieten sich unter anderem die in dieser 

Prüfung verwendeten Kennzahlen an. 

Die Stadt Lohmar hat zum Zeitpunkt der Prüfung das Vergabewesen neu organisiert und zum 

01. Januar 2021 eine zentrale Vergabestelle eingerichtet. Zuvor hatte Lohmar eine gemein-

same Vergabestelle mit der Stadt Siegburg. Wir empfehlen der Stadt Lohmar, alle Vergaben 

zentral zu erfassen und das Vertragsmanagement wie vorgesehen auszubauen. 

Die Stadt Lohmar hat bisher keinen umfassenden Überblick über ihre Vergaben und den zuge-

hörigen Nachträgen. Die Stadt sollte in der neu eingerichteten zentralen Vergabestelle alle 

Vergaben erfassen und mit Nachtrags- und Schlussrechnungssummen ergänzen. Auf dieser 

Grundlage könnte die Stadt Lohmar zukünftig unter anderem Abweichungen vom Auftragswert 

analysieren und Verbesserungspotenziale ermitteln. 

Mit der Korruptionsvorbeugung befasst sich die Stadt Lohmar bereits seit vielen Jahren. Es gibt 

eine „Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption“ und einen „Leitfaden gegen Korruption 
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für Führungskräfte“. Wir empfehlen der Stadt, zusätzlich eine Schwachstellenanalyse durchzu-

führen und hierbei die Mitarbeitenden einzubeziehen, zum Beispiel in Form eines Workshops.   

In der Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption sind auch Regelungen zum Thema 

Sponsoring getroffen und es gibt einen Muster-Sponsoringvertrag. Die gpaNRW empfiehlt, die 

Dienstanweisung und den Vertrag mit einem erhöhten Risiko- und Haftungsausschluss zu er-

gänzen sowie alle Sponsoringleistungen zentral zu erfassen. 

Die Stadt Lohmar baut seit 2019 ein Projektmanagement als eigenständige Organisationsein-

heit auf. Hier sollen zukünftig alle größeren Projekte der Stadt Lohmar vorbereitet, begleitet und 

nach Abschluss analysiert werden. Wir empfehlen, in das Projektmanagement ein Bauinvestiti-

onscontrolling zu implementieren. 

0.2 Ausgangslage der Stadt Lohmar  

0.2.1 Strukturelle Situation 

Das folgende Balkendiagramm zeigt die strukturellen Rahmenbedingungen der Stadt Lohmar. 

Diese prägen die Ausgangslage der Kommune. Die Strukturmerkmale ermitteln wir aus allge-

mein zugänglichen Datenquellen1. Das Diagramm enthält als Y-Achse den Mittelwert der Kom-

munen im jeweiligen Prüfsegment, hier der mittleren kreisangehörigen Kommunen. Eine Aus-

nahme bildet das Merkmal Bevölkerungsentwicklung. Hier ist der Indexwert der heutige Bevöl-

kerungsstand der abgebildeten Kommune. 

 

1 IT.NRW, Bertelsmann-Stiftung, Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) 
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Strukturmerkmale Stadt Lohmar 2018 

 

 

Die strukturellen Rahmenbedingungen der Stadt Lohmar haben sich gegenüber der überörtli-

chen Prüfung im Jahr 2014 nicht wesentlich verändert. Sie wirken sich überwiegend entlastend 

aus: 

Lohmar hat aktuell etwas mehr als 30.500 Einwohner und ist ein gefragter Wohnstandort im 

wirtschaftsstarken Rhein-Sieg-Kreis. Nach den derzeitigen Prognosen wird die Bevölkerung bis 

2040 um ca. 1.000 Einwohner wachsen.  Darauf deutet auch die Bevölkerungsstruktur hin: Der 

Anteil von Jugendlichen unter 21 Jahren ist im Vergleich zu den übrigen mittleren kreisangehö-

rigen Kommunen überdurchschnittlich, der Anteil der über 65-Jährigen liegt im mittleren Be-

reich. 

Die Indikatoren zur Wirtschaftskraft geben ein positives Bild wieder. Sowohl das Bruttoinlands-

produkt je Erwerbstätigen als auch die Kaufkraft je Einwohner sind vergleichsweise hoch. Die 

niedrige SGB II-Quote wirkt sich unter anderem entlastend auf den städtischen Haushalt aus. 

Die Ertragskraft aus Steuern und dem Finanzausgleich liegt in Lohmar unterhalb des Mittelwer-

tes der Kommunen gleicher Größenordnung. 
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0.3 Interkommunale Zusammenarbeit 

Im strategisch bedeutsamen Handlungsfeld „Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ)“ erhebt die 

gpaNRW landesweit die interkommunalen Aktivitäten im gesamten Segment der mittleren kreis-

angehörigen Kommunen. IKZ bietet sich z. B. für eine wirtschaftlichere Aufgabenerfüllung durch 

Nutzung von Synergieeffekten und Größenvorteilen an. Vor allem aber der demografische Wan-

del und der damit einhergehende Fachkräftemangel werden dazu führen, dass die Aufgabener-

füllung zumindest teilweise nur mithilfe von IKZ gesichert werden kann. Unsere Zielsetzung ist 

es daher, das Bewusstsein und das Interesse für vorhandene und denkbare Möglichkeiten der 

IKZ zu stärken. Zudem wollen wir zusätzliche Impulse für einen erfolgreichen Ausbau der örtli-

chen IKZ-Aktivitäten geben. 

Über einen Online-Fragebogen sowie ein standardisiertes, ergänzendes Interview sammeln wir 

die örtlichen Erfahrungen und Praxisbeispiele. Die gpaNRW wertet die Informationen aus und 

bereitet sie auf. Wenn alle Rückmeldungen vorliegen, fassen wir die Ergebnisse in einem Ab-

schlussbericht zusammen. Wir werden zum Ende der Prüfungsrunde für das gesamte Segment 

der mittleren kreisangehörigen Kommunen landesweit darstellen, wo die Aufgabenschwer-

punkte liegen und wo wir noch Perspektiven und Entwicklungsmöglichkeiten im Bereich der in-

terkommunalen Zusammenarbeit sehen.  

Unabhängig hiervon geben wir bereits zum aktuellen Zeitpunkt der Prüfung der Stadt Lohmar 

nachfolgend einen ersten, vorläufigen Überblick über die bisher gewonnenen Erkenntnisse und 

leiten daraus ggf. weitere Handlungsmöglichkeiten und/ oder -perspektiven ab.  

0.3.1 IKZ - Zwischenergebnisse  

Bisher haben wir 117 Kommunen geprüft und stellen nachfolgend die Zwischenergebnisse der 

Bestandsaufnahme vor. In unseren Auswertungen sind die Rückmeldungen der Kommunen als 

Prozentanteile dargestellt. Zu beachten ist, dass mögliche Mehrfachnennungen in einigen der 

nachfolgenden Grafiken zu einem höheren Wert als 100 Prozent führen.  

0.3.1.1 Aktuelle Aufgabenfelder bereits umgesetzter IKZ-Projekte 

Der nachfolgenden prozentualen Auswertung liegen als Basis die Rückmeldungen der bislang 

befragten Kommunen zu den Aufgabenfeldern zugrunde, in denen aktuell bereits IKZ-Projekte 

umgesetzt worden sind. 
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Aktuelle Aufgabenfelder IKZ 2021 

 

Die befragten Städte setzen IKZ-Projekte sowohl zu internen Querschnitts- als auch Fachthe-

men um. Dabei dominieren interkommunale Kooperationen in den Aufgabengebieten IT und E-

Government sowie im Bereich Kultur und Wissenschaft. Neben formell vereinbarten Grundla-

gen zur dauerhaften gemeinsamen Aufgabenerfüllung bilden auch einzelne, teils zeitlich befris-

tete Projekte, die Basis einer Kooperation. 

Eher untergeordnete Bedeutung haben nach den bisherigen Auswertungen gemeinschaftliche 

Aufgabenwahrnehmungen in den Bereichen der Ordnungsverwaltung, des Standesamtswe-

sens, des Bürger- und Telefonservices, beim Straßenverkehr sowie im Sportbereich. 



�  Stadt Lohmar  �  Vorbericht  �  050.010.020_05492 

Seite 12 von 177 

0.3.1.2 Aufgabenfelder künftig geplanter IKZ-Projekte 

Geplante Aufgabenfelder IKZ  

 

Auch bei den geplanten Aufgabenfeldern sind die Bereiche IT und E-Government dominierend. 

Dies überrascht nicht, da mittlerweile doch alle Kommunen gefordert sind, die Digitalisierung ih-

rer Verwaltungen aktiv voranzutreiben. Diesbezüglicher Handlungsbedarf hat sich aktuell auch 

in der Pandemie-Situation offenbart. Da dies die einzelne Kommune oftmals vor große Heraus-

forderungen stellt, sind vermehrt Bestrebungen, bspw. auch auf Kreisebene, wahrnehmbar, ge-

meinsame Lösungen zu entwickeln (z.B. gemeinsame, kreisweite E-Governmentstrategie). Ge-

rade im Bereich der internen Dienstleistungen eröffnet die Digitalisierung neue, ortsunabhän-

gige Möglichkeiten zur interkommunalen Zusammenarbeit und zum schnellen Datenaustausch. 

Viele Kommunen sehen hier offensichtlich noch große Effizienzpotenziale, gerade in Zeiten des 

zunehmenden Fachkräftemangels. Zu den meistgenannten Aufgaben gehören hier u.a. die Be-

reiche Beschaffung/ Vergabe, Personal, Finanzen, aber auch das Archivwesen. 
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0.3.1.3 Kooperationspartner  

Die nachfolgende Grafik bildet die unterschiedlichen Konstellationen interkommunaler Partner-

schaften ab. Die Ergebnisse bzw. die prozentuale Verteilung basieren auf den bisherigen Rück-

meldungen der bislang befragten Kommunen.  

Kooperationspartner IKZ 2020 

 

Die mittleren kreisangehörigen Kommunen arbeiten weit überwiegend mit Partnern aus dem 

kreisangehörigen Raum und den Kreisen zusammen. Die Größenunterschiede scheinen hier 

nur eine untergeordnete Rolle zu spielen. Letzteres spiegelt sich auch darin wider, dass immer-

hin rd. ein Drittel der bisher befragten Kommunen interkommunale Kooperationen mit kreis-

freien Städten eingegangen sind. 

0.3.1.4 Rechtsformen  

Die Kommunen arbeiten im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit in unterschiedli-

chen Rechtsformen zusammen. Die nachfolgende Auswertung bzw. die prozentuale Verteilung 

basieren auf den Rückmeldungen zur Anzahl der bislang umgesetzten IKZ-Projekte bzw. der 

hierfür jeweils gewählten Rechtsformen. 



�  Stadt Lohmar  �  Vorbericht  �  050.010.020_05492 

Seite 14 von 177 

Rechtsformen IKZ 2020 

 

Rund ein Drittel der interkommunalen Zusammenarbeit basiert auf öffentlich-rechtlichen Verein-

barungen, für knapp ein weiteres Drittel aller Kooperationen sind Arbeitsgemeinschaften gebil-

det worden. Zusammen mit der Gründung eines Zweckverbandes sind dies die rechtlichen 

Grundlagen für rund drei Viertel aller IKZ-Projekte. Mit diesen Rechtsformen sind ganz offen-

sichtlich praktikable formelle Konstruktionen geschaffen worden, die sich in der Praxis etabliert 

und bewährt haben. Gerade in der kommunalen Arbeitsgemeinschaft und der öffentlich-rechtli-

chen Vereinbarung sehen die Kommunen offenbar größere Gestaltungsmöglichkeiten sowie 

den weiteren Vorteil, dass kein neuer Aufgabenträger geschaffen werden muss, der überdies 

zusätzliche Kosten und Gremienstrukturen verursacht. 

0.3.1.5 Aufgabendurchführung 

Die nachfolgende Grafik macht deutlich, wer in vereinbarten IKZ-Partnerschaften für die kon-

krete Aufgabenwahrnehmung zuständig ist. Die Grafik bildet die prozentuale Verteilung der An-

zahl der jeweiligen Durchführungsvarianten der bislang befragten Kommunen ab. 
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Aufgabendurchführung IKZ 2020 

 

Bemerkenswert ist aus unserer Sicht, dass in rd. 40 Prozent der Kooperationsprojekte die betei-

ligten Kommunen die Aufgaben gemeinsam durchführen. Denn dies setzt insbesondere eine 

gute behördenübergreifende Aufgabenverteilung und -abgrenzung sowie klare Prozess- und 

Schnittstellenregelungen voraus. Bei deutlich weniger Kooperationen mit einem Anteil von ins-

gesamt gut 20 Prozent liegt die Aufgabendurchführung entweder komplett bei der Stadt selbst 

oder vollständig bei der/ den beteiligten Kommune/n. Immerhin rund ein Viertel der Kommunen 

setzt bei der Aufgabendurchführung auf Organisationseinheiten und –modelle außerhalb der 

klassischen Behördenstruktur. Der Anteil der Kreise, die in vereinbarten IKZ-Partnerschaften für 

die Aufgabenwahrnehmung zuständig sind, ist demgegenüber deutlich geringer.  

0.3.1.6 Ziele zur Initiierung und Umsetzung von IKZ-Projekten 

Abgebildet sind nachfolgend die unterschiedlichen, genannten Zielsetzungen zur Initiierung und 

Umsetzung von IKZ-Projekten.  

die beteiligten 
Kommunen 
gemeinsam

38%

die Stadt selbst
13%

eine andere 
Kommune 9%

ein Kreis 14%

Sonstiges (z.B. 
ein 

Zweckverband)
25%

keine Angabe
1%
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Ziele IKZ 

 

Mehr Wirtschaftlichkeit, die Sicherung der Aufgabenerfüllung sowie die Verbesserung sowohl 

der Qualität der Aufgabenerfüllung als auch der Service- und Bürgerorientierung sind die meist-

genannten Ziele, die die bislang befragten Kommunen mit der Initiierung und Umsetzung ihrer 

IKZ-Projekte verfolgen.  

Mit Abstand höchste Priorität genießt dabei das Kriterium der Wirtschaftlichkeit. Nahezu alle Be-

teiligten zielen mit ihren IKZ-Aktivitäten auf eine Verbesserung der Wirtschaftlichkeit ab.  

0.3.1.7 Erfolgsfaktoren  

Nach einem vereinbarten Zeitraum ist zu evaluieren, ob und inwiefern die erwarteten Ziele auch 

alle erreicht wurden. Dies gilt insbesondere, wenn mit der IKZ wirtschaftliche Effekte erwartet 

wurden. Die Frage, ob eine IKZ für die Beteiligten erfolgreich war, hängt - wie die bisherigen 

Rückmeldungen zeigen –  von mehreren Erfolgsfaktoren ab.  

Die gpaNRW hat nachfolgend speziell ausgewertet, welche Erfolgskriterien die Kommunen je-

weils für sich priorisiert und konkret den Rängen 1 bis 3 zugeordnet haben. 

96%

76%

68%

59%

26%

25%

6%

3%

wirtschaftlichere Aufgabenerfüllung

Sicherung der Aufgabenerledigung

Verbesserung der Qualität der Aufgabenerfüllung

Verbesserung von Service- und Bürgerorientierung

Entwicklungspotenzial der Region ausschöpfen

Erhalt der lokalen Handlungsfähigkeit

Risikostreuung

Sonstiges
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Erfolgsfaktoren IKZ 

 

Das gegenseitige Vertrauen und die damit in engem Zusammenhang stehende Kooperation auf 

Augenhöhe werden von rund der Hälfte aller Kommunen als weitere wesentliche Erfolgskrite-

rien genannt. 40 Prozent der Städte setzen zudem den unbedingten Rückhalt der Verwaltungs-

führung für eine erfolgreiche interkommunale Zusammenarbeit voraus. Offene und ehrliche Zu-

sammenarbeit mit den Partnern, aktiv gestützt und gefördert durch die Verwaltungsspitze sind 

aus Sicht der befragten Städte somit die entscheidenden Voraussetzungen für das Gelingen in-

terkommunaler Kooperationen. 

Auffällig ist, dass die Akzeptanz durch die Bürgerschaft offensichtlich eine untergeordnete Be-

deutung für eine erfolgreiche Umsetzung von IKZ-Projekten hat. 

0.3.1.8 Hindernisse 

Die Kommunen, die IKZ-Projekte zwar geprüft, aber nicht umgesetzt haben, haben wir nach 
den Hindernissen gefragt, die in der Regel für das Scheitern von IKZ-Projekten verantwortlich 
sind.  
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Hindernisse IKZ  

 

Korrespondierend zur Zielpriorität (vgl. Abschnitt 0.3.1.6) ist hier der meistgenannte Hinde-

rungsgrund zur Umsetzung von IKZ die offensichtlich mangelnde Wirtschaftlichkeit. Erst mit Ab-

stand folgen organisatorische Probleme und unterschiedliche Organisationsstrukturen als 

Hemmnis für die erfolgreiche Realisierung von IKZ-Vorhaben. 

0.3.2 Situation und Handlungsperspektiven für die Stadt Lohmar 

Für die Stadt Lohmar ist interkommunale Zusammenarbeit bereits seit vielen Jahren eine wich-

tige und fest etablierte Form kommunaler Aufgabenerfüllung.  

Entsprechend des landesweiten Trends liegen die Schwerpunkte der örtlichen interkommunalen 

Aktivitäten  

 in den internen Dienstleistungsbereichen (Archiv),  

 im klassischen Bereich der Daseinsvorsorge (Ordnungsaußendienst, Volkshochschule, 

Breitbandausbau) und 

 in entwicklungspolitischen Handlungsfeldern (Klimaschutzmanagement). 

Die Stadt Lohmar sieht insbesondere die Kooperation auf Augenhöhe mit gegenseitigem Ver-

trauen als wesentlichen Erfolgsfaktor einer Zusammenarbeit an. Die beteiligten Kommunen 

müssten als Partner zusammenwirken. Eine interkommunale Zusammenarbeit dürfe nicht zu 

Lasten der federführenden Kommunen oder umgekehrt zu Lasten der mandatierenden Kommu-

nen führen. Zudem sollten die Strukturen möglichst einfach und schlank gehalten werden.   

Chancen für neue IKZ-Projekte eröffnen sich aus Sicht der Stadt Lohmar durch finanzielle An-

reize (z.B. Förderrichtlinie IKZ), den Ausbau der Digitalisierung und die Standardisierung von 

Verwaltungsabläufen und von Fachverfahren. 
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0.4 Überörtliche Prüfung 

0.4.1 Grundlagen 

Zu den Aufgaben der gpaNRW gehört es zu prüfen, ob die Kommunen des Landes NRW recht-

mäßig, sachgerecht und wirtschaftlich handeln. Die finanzwirtschaftliche Analyse steht dabei im 

Vordergrund. Grund dafür ist die äußerst schwierige Finanzlage der Kommunen und der ge-

setzliche Anspruch, den kommunalen Haushalt stets auszugleichen. Schwerpunkt der Prüfung 

sind Vergleiche von Kennzahlen. Die Prüfung stützt sich auf § 105 der Gemeindeordnung Nord-

rhein-Westfalen (GO NRW). 

Bei der Auswahl der Prüfungsschwerpunkte lässt sich die gpaNRW von ihren Zielen leiten, ei-

nen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung zu leisten, die strategische und operative Steuerung 

zu unterstützen und auf Risiken hinzuweisen. Dabei sind wir bestrebt, einerseits die ganze 

Bandbreite der kommunalen Aufgaben und andererseits deren finanzielle Bedeutung zu berück-

sichtigen. Die Auswahl stimmt die gpaNRW vor der Prüfung mit kommunalen Praktikern ab. 

Der Prüfungsbericht richtet sich an die Verantwortlichen der Kommunen in Rat und Verwaltung. 

Er zielt darauf ab, diesen Personenkreis - insbesondere in Haushaltskonsolidierungsprozessen 

- zu unterstützen und so einen Beitrag zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit der Kommune zu 

leisten. 

0.4.2 Prüfungsbericht 

Der Prüfungsbericht besteht aus dem Vorbericht, den Teilberichten und dem gpa-Kennzahlen-

set: 

 Der Vorbericht informiert in der Managementübersicht über die wesentlichen Ergebnisse 

der Prüfung. Zudem enthält er Informationen über die strukturellen Rahmenbedingungen 

der Kommune, eine Übersicht über die in der überörtlichen Prüfung getroffenen Feststel-

lungen und Empfehlungen, zum Prüfungsablauf sowie zur Prüfungsmethodik. Als 

Schwerpunktthema haben wir ein Kapitel zur Interkommunalen Zusammenarbeit mit in 

den Bericht aufgenommen. 

 Die Teilberichte beinhalten die ausführlichen Ergebnisse der einzelnen Prüfgebiete. 

 Das gpa-Kennzahlenset enthält eine Zusammenstellung aller wesentlichen Kennzahlen 

und eine Erläuterung, wie das Kennzahlenset aufgebaut ist.  

Die in dem Bericht genannten Rechtsgrundlagen haben wir in der Fassung angewendet, die 

zum Zeitpunkt des geprüften Sachverhaltes galten. 

In den verschiedenen Handlungsfeldern berechnet die gpaNRW Personalaufwendungen auf 

Basis von KGSt-Durchschnittswerten2. Soweit die gpaNRW in einzelnen Handlungsfeldern da-

von abweicht, weisen wir im Teilbericht darauf hin. 

 

2 KGSt-Bericht Nr. 09/2018 „Kosten eines Arbeitsplatzes“ (2018/2019) und Nr.13/2019 „Kosten eines Arbeitsplatzes“ (2019/2020) 
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0.4.2.1 Struktur der Berichte 

Der Aufbau der Teilberichte folgt einer festen Struktur: 

Wertung: Einleitend treffen wir eine wertende Aussage zu unserem Prüfungsergebnis innerhalb 

eines Abschnitts. Wertungen, die eine Stellungnahme nach § 105 Abs. 6 und 7 GO NRW der 

Kommune notwendig machen, bezeichnen wir als Feststellung.  

Sollvorstellung: Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und das Prüfungsziel im folgenden Ab-

schnitt dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Kommunen gültig, z. B. auf Ba-

sis der Gesetzeslage. Die Sollvorstellung ist kursiv gedruckt. 

Analyse: Im Anschluss an die Sollvorstellung analysiert die gpaNRW die individuelle Situation 

in der geprüften Kommune. 

Empfehlungen: Letztlich weisen wir die bei der Prüfung erkannten Verbesserungspotenziale 

als Empfehlung aus. 

Feststellungen, die eine Stellungnahme der Kommune während des Prüfungsverfahrens erfor-

dern (z. B. ein festgestellter Rechtsverstoß) werden im Prüfungsbericht mit einem Zusatz ge-

kennzeichnet.  

0.4.2.2 Verfahren nach Prüfungsabschluss 

Die Kommune nimmt zu allen Feststellungen und Empfehlungen des Prüfungsberichts nach  

§ 105 Abs. 6 und 7 GO NRW Stellung. 

Die Berichte der überörtlichen Prüfungen werden auf der Internetseite der gpaNRW veröffent-

licht. 

0.5 Prüfungsmethodik 

0.5.1 Kennzahlenvergleich 

Der Kennzahlenvergleich ist die prägende Prüfungsmethodik der gpaNRW. Dazu errechnen wir 

Kennzahlen in den Kommunen und vergleichen diese landesweit. Für den Vergleich ist eine 

einheitliche Ausgangsbasis erforderlich. Es gibt jedoch keine landeseinheitliche Festlegung un-

terhalb der Produktbereichsebene, so dass die Produktgruppen häufig unterschiedliche Pro-

dukte und die Produkte unterschiedliche Leistungen enthalten. Daher ist der Vergleich nicht un-

mittelbar aus den Daten der Jahresrechnungen heraus möglich. Wir haben deshalb Aufgaben-

blöcke mit den dazu gehörenden Grunddaten einheitlich definiert und erheben diese vor Ort. 

Die Kommune soll ihren Kennzahlenwert gut einordnen können. Deshalb stellen wir folgende 

Werte dar:  

 die Extremwerte, also das Minimum und das Maximum, und 

 drei Viertelwerte.  
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Viertelwerte teilen eine nach Größe geordnete statistische Reihe in vier Viertel. Der erste Vier-

telwert teilt die vorgefundenen Werte so, dass 25 Prozent darunter und 75 Prozent darüber lie-

gen. Der zweite Viertelwert entspricht dem Median und liegt in der Mitte der statistischen Reihe, 

d.h. 50 Prozent der Werte liegen unterhalb und 50 Prozent oberhalb dieses Wertes. Der dritte 

Viertelwert teilt die vorgefundenen Werte so, dass 75 Prozent darunter und 25 Prozent darüber 

liegen. 

Ebenfalls nennen wir die Anzahl der Werte, die in den Vergleich eingeflossen sind. In den inter-

kommunalen Vergleich hat die gpaNRW die Werte aller mittleren kreisangehörigen Kommunen 

einbezogen.  

Im Prüfgebiet Finanzen erfassen und analysieren wir die wichtigsten materiellen und formellen 

Rahmenbedingungen der Haushaltswirtschaft. Wir machen den haushaltsbezogenen Hand-

lungsbedarf transparent. Die Prüfung setzt dabei auf den Ergebnissen der örtlichen Prüfung auf. 

Nicht immer kann eine Kommune alle Grundzahlen erheben. Ebenso sind aus unterschiedlichs-

ten Gründen einzelne Kennzahlen nicht mit den Kennzahlen anderer Kommunen vergleichbar. 

In beiden Fällen kennzeichnet die gpaNRW in Grafiken und Tabellen den Wert der Kommune 

mit „k.A.“. Sollte die Kennzahl der Kommune nicht mit den Kennzahlen der Vergleichskommu-

nen vergleichbar sein, so erläutert die gpaNRW textlich den Grund hierfür. Die Angabe „k.A.“ 

deutet somit nicht automatisch auf eine mangelnde Datenlieferung der Kommune hin. 

0.5.2 Strukturen 

Die Haushaltswirtschaft in den Kommunen hängt von verschiedenen externen und internen Ein-

flussfaktoren ab. Diese können zum Teil unmittelbar gesteuert werden. Es gibt jedoch auch Ein-

flüsse, die struktureller Natur und somit nicht oder nur langfristig beeinflussbar sind. Unter 

Strukturmerkmalen versteht die gpaNRW verschiedene, von außen auf die Kommune ein-

wirkende, Einflussfaktoren. Faktoren, die Ergebnisse kommunalpolitischer Beschlüsse sind, 

zählen nicht dazu, da diese ausdrücklich der Willensbildung unterliegen. Dennoch beeinflussen 

sie das Gesamtbild einer Kommune. Wir gehen darauf - soweit möglich und erforderlich – in 

den Teilberichten sowie unter „Ausgangslage der Kommune“ ein. 

0.5.3 Konsolidierungsmöglichkeiten 

Die gpaNRW macht den unterschiedlichen Ressourceneinsatz durch den Vergleich der Kom-

munen transparent und zeigt Ansätze für Veränderungen auf. 

Der in den Kommunen festgestellte Ressourceneinsatz ist im interkommunalen Vergleich sehr 

unterschiedlich. Die gpaNRW zeigt in einzelnen Handlungsfeldern auf, wie dieser reduziert wer-

den kann. Orientierung bieten Richtwerte oder der Überblick über die Streuung der Werte, ins-

besondere im Vergleich zu den Viertelwerten.  

Der Prüfung liegt keine vollständige Betrachtung von Kernverwaltung, Sondervermögen und 

Beteiligungen zugrunde. Es ist daher möglich, dass in anderen Bereichen weitere Verbesse-

rungsmöglichkeiten bestehen, die über in diesem Prüfungsbericht beschriebene Handlungs-

möglichkeiten hinausgehen. 
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0.5.4 gpa-Kennzahlenset  

Steuerungsrelevante Kennzahlen der von der gpaNRW betrachteten kommunalen Handlungs-

felder stellen wir im gpa-Kennzahlenset dar. Die Übersicht enthält Kennzahlen aus Handlungs-

feldern, die in vorangegangenen Prüfungen betrachtet wurden. Ergänzt wird das gpa-Kennzah-

lenset durch Kennzahlen, die wir erstmalig in der aktuellen Prüfung der mittleren kreisangehöri-

gen Kommunen erhoben haben. 

Die Fortschreibung der örtlichen Kennzahlen sowie der interkommunalen Vergleichswerte er-

möglicht den Kommunen eine aktuelle Standortbestimmung. Zusammen mit den aus früheren 

Prüfungen bekannten Analysen, Handlungsempfehlungen sowie Hinweisen auf mögliche Kon-

solidierungsmöglichkeiten können die Kommunen sie für ihre interne Steuerung nutzen. 

0.6 Prüfungsablauf 

Die gpaNRW hat die Prüfung in Lohmar vom August 2020 bis September 2021 durchgeführt.  

Zunächst hat die gpaNRW die erforderlichen Daten und Informationen zusammengestellt und 

mit der Stadt Lohmar hinsichtlich ihrer Vollständigkeit und Richtigkeit abgestimmt. Auf dieser 

Basis haben wir die Daten analysiert. 

Zur Prüfung haben uns die Jahresabschlüsse bis 2019 und die Haushaltspläne bis 2020 vorge-

legen. Für die interkommunalen Vergleiche verwenden wir überwiegend die Daten der Jahre 

2018 und 2019. 

Neben den Daten früherer Jahre haben wir ebenfalls aktuelle Entwicklungen und Besonderhei-

ten der Kommune berücksichtigt, um Aussagen für die Zukunft machen zu können. 

Geprüft haben: 

Leitung der Prüfung   Stefan Loepke, Lutz Kummer 

Finanzen    Manuela Gebendorfer 

Beteiligungen    Jan-Niclas Claus, Elena Zalevskyi 

Hilfe zur Erziehung   Thomas Riemann 

Bauaufsicht    Sandra Krämer 

Vergabewesen    Sandra Krämer 

Die Prüfungsergebnisse haben die Prüfenden mit den beteiligten Beschäftigten in den betroffe-

nen Verwaltungsbereichen erörtert. Das Prüfteam hat dem Verwaltungsvorstand die Ergebnisse 

am 20. September 2021 vorgestellt. 
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Herne, den 07. Oktober 2022 

Im Auftrag Im Auftrag 

gez. gez. 

Thomas Nauber Lutz Kummer 

Abteilungsleitung Projektleitung 
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0.7 Anlage: Ergänzende Tabellen  

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2020 - Handlungsfelder  

Feststellung Empfehlung 

Haushaltssteuerung 

F1 
Die Stadt Lohmar überträgt regelmäßig investive Ermächtigungsübertragungen. Bei 
den fortgeschriebenen Ansätzen der investiven Auszahlungen ist eine realistischere 
Veranschlagung erstrebenswert. 

E1 
Die Stadt Lohmar sollte die Planung der Investitionsauszahlungen anhand der Vor-
gaben des § 13 KomHVO überprüfen. Ziel sollte sein, nur die tatsächlich im Pla-
nungszeitraum zu erwartenden Auszahlungen im Haushaltsplan zu veranschlagen. 

F2 
Die Stadt Lohmar nutzt unterschiedliche Quellen zur Fördermittelrecherche und greift 
auch auf externe Beratungsangebote zurück. Der Prozess der Fördermittelakquise 
ist noch optimierungsfähig. 

E2.1 
Die Stadt Lohmar sollte als strategische Zielvorgabe festlegen, dass Fördermög-
lichkeiten bei der Planung aller Unterhaltungs- und Investitionsmaßnahmen stan-
dardisiert zu prüfen sind. 

  E2.2 
Die Stadt Lohmar sollte einen umfassenden Überblick über ihre möglichen Förder-
projekte haben. Dazu sollte sie diese zentral dokumentieren. 

F3 
Die Stadt Lohmar informiert die Verwaltungsleitung anlassbezogen über den Verlauf 
wichtiger Förderprojekte. Die Fördermittelbewirtschaftung kann sie noch weiterentwi-
ckeln. 

E3 
Die Stadt Lohmar sollte eine zentrale Datei oder Datenbank einrichten, in der sie 
die wesentlichen Informationen aller investiven und konsumtiven Förderprojekte ab 
dem Planungszeitpunkt einpflegt. 

Beteiligungen 

F1 
Die Datenerhebung und -vorhaltung entspricht überwiegend den Anforderungen, die 
sich aus dem Beteiligungsportfolio der Stadt Lohmar ergeben. 

E1 
Die Stadt Lohmar sollte die geplante digitale Datenverwaltung im Beteiligungsma-
nagement zeitnah umsetzen. 

Hilfe zur Erziehung 

F1 

Die Stadt Lohmar verfügt über ein Leitbild, das u. a die Familienfreundlichkeit als ein 
Schwerpunktthema vorbildlich ausweist. Darauf aufbauend hat das Jugendamt wei-
tere an diesem Hauptziel ausgerichtete strategische und operative Zielsetzungen 
entwickelt, die auch von der Politik mitgetragen werden. Dazu kommen Kennzahlen 
zum Einsatz, die im Hinblick auf ihre Aussagefähigkeit jedoch noch optimierbar sind. 

E1 
Die Stadt Lohmar sollte aus den Zielen konkrete Maßnahmen entwickeln und die 
Zielerreichung regelmäßig überprüfen. 
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Feststellung Empfehlung 

F2 

Die Stadt Lohmar verfügt bereits über Bestandteile eines Finanzcontrollings, jedoch 
ist die fehlende Schnittstelle zwischen Jugendamts- und Finanzsoftware nicht opti-
mal. Dennoch ist das Jugendamt in der Lage, mit den erhobenen Daten detaillierte 
Berichte zu den Entwicklungen bei der HzE zu erstellen. Dadurch sind die Finanzent-
wicklungen im Jugendamt für Dritte gut nachvollziehbar. 

E2 
Zur weiteren Optimierung der Steuerung der HzE sollte die Stadt Lohmar die in 
diesem Bericht verwendeten Kennzahlen weiter fortschreiben. 

F3 

Das Jugendamt der Stadt Lohmar hat ein Fachcontrolling und betrachtet die Wirk-
samkeit von Hilfen. Die Zielerreichung wird für einzelne Hilfen ermittelt. Zwar wertet 
die Stadt ihre Erfahrungen in den eingesetzten Hilfen fallübergreifend aus, jedoch er-
folgt das nicht trägerbezogen. Dadurch fehlen vergleichbare Informationen zu den 
Qualitätsstandards der Leistungsanbieter im Anbieterverzeichnis des Jugendamtes. 

E3 

Die Stadt Lohmar sollte die fallübergreifenden Auswertungen anbieterbezogen auf-
bereiten und hieraus Erkenntnisse für Qualitätsdialoge mit Leistungsanbietern zie-
hen. Zusätzlich kann sie auch Laufzeiten, Fachleistungsstunden und Abbruchquo-
ten auswerten. 

F4 

Mit dem Qualitätshandbuch hat die Stadt Lohmar die Abläufe in den Kernprozessen 
des ASD in geeigneter Weise standardisiert. Dadurch sind Abläufe sowie Zuständig-
keiten und Fristen eindeutig geregelt und sorgen damit für eine hohe Prozessquali-
tät. 

E4.1 
Die Stadt Lohmar sollte die Gründe für die eingeschränkte Nutzung der Jugend-
amtssoftware im Bereich des ASD hinterfragen. 

  E4.2 

Die Stadt Lohmar sollte im Hilfeplanverfahren verstärkt den Fokus auf wirtschaftli-
che Gesichtspunkte wie Anbieterauswahl auch nach Pflegesätzen oder Umfang 
der Fachleistungsstunden legen. Das gilt auch für die Fallberatungen im pädagogi-
schen und erweiterten Teams. 

F5 

In der Stadt Lohmar gibt es klar strukturierte Prozesse und Arbeitshilfen zur Fallsteu-
erung im Qualitätshandbuch. Jedoch sollte der Begrenzung von Fachleistungsstun-
den und der Gestaltung des Anbieterverzeichnisses mit Blick auf die Wirtschaftlich-
keit mehr Priorität eingeräumt werden. 

E5.1 
Der ASD im Jugendamt der Stadt Lohmar sollte ein Anbieterverzeichnis führen, 
dass nach Erfahrungswerten, Kosten und Leistungen ausgewertet werden kann. 

  E5.2 
Die Stadt Lohmar sollte die Begrenzung von Fachleistungsstunden als Qualitäts-
standard definieren. 

F6 

Aufgrund der geringen Personalausstattung bei gleichzeitig hoher Arbeitsmenge 
kann die Wirtschaftliche Jugendhilfe (WiJu) Kostenerstattungsansprüche nicht immer 
zeitnah geltend machen. Dies wirkt sich ertragsseitig insbesondere bei der Vollzeit-
pflege belastend aus. 

E6 

Die Stadt Lohmar sollte für die Geltendmachung von Kostenerstattungsansprüchen 
Prozesse und Standards definieren und in das Qualitätshandbuch mit aufnehmen. 
Außerdem ist eine Vertretungsregelung für die WiJu zwingend erforderlich, um 
wirtschaftliche Nachteile für die Stadt Lohmar bei Vakanzen zu vermeiden. 
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F7 

Die wesentlichen Abläufe im ASD und die finanziellen Entwicklungen der Hilfen zur 
Erziehung in der Stadt Lohmar unterliegen regelmäßigen und stichprobenartigen 
Prozesskontrollen durch die Leitungskräfte und der WiJu. Es fehlt jedoch die techni-
sche Unterstützung durch die nur eingeschränkt genutzte Jugendamtssoftware. 

E7 

Bei der Einführung der E-Akte im Bereich des ASD der Stadt Lohmar sollte viel 
Wert auf die Einrichtung von systemimmanenten Kontrollmechanismen in den 
Kernprozessen gelegt werden. Dazu sollte die Stadt Lohmar eine Jugendamtssoft-
ware einsetzen, die zweckmäßig und auf die Bedürfnisse des Jugendamtes ausge-
richtet ist. 

F8 
Die Stadt Lohmar wendet im Vergleichsjahr 2018 einen höheren zielgruppenbezoge-
nen Fehlbetrag auf als die Mehrzahl der Vergleichskommunen. Das ist auf erhöhte 
Aufwendungen für ambulante und stationäre HzE zurückzuführen. 

E8 
Die Stadt Lohmar sollte weiterhin an ihrer Zielvorgabe von 70 Prozent Anteil an 
ambulanten Hilfefällen festhalten. 

F9 

Mehr als 50 Prozent der Vergleichskommunen erzielen bei der Sozialpädagogischen 
Familienhilfe (SPFH) niedrigere Aufwendungen je Hilfefall als die Stadt Lohmar. Das 
ist insbesondere auf eine hohe Zahl an Fachleistungsstunden bei einigen Hilfefällen 
zurückzuführen. Außerdem wird der Wirtschaftlichkeitsaspekt bei der Anbieteraus-
wahl nicht effizient genug berücksichtigt. 

E9.1 
Die Stadt Lohmar sollte prüfen, ob der Umfang der SPFH-Fachleistungsstunden in 
den Fällen mit einem hohen Leistungsumfang reduziert werden kann. 

  E9.2 
Die Stadt Lohmar sollte die Laufzeiten bei den SPFH statistisch erfassen und im 
Hilfeplanverfahren eine Laufzeitbegrenzung nach Möglichkeit bewirken. 

F10 

Die Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII wird in Lohmar von Fällen mit Kostenerstat-
tungsanspruch dominiert. Diese wirken sich weitestgehend nicht auf den Fehlbetrag 
der Hilfen zur Erziehung aus. Die Aufwendungen für die wenigen selbst zu verant-
wortenden Vollzeitpflegefälle sind, auch wegen der teilweise benötigten teuren Erzie-
hungsstellen, sehr hoch. 

E10 

Die Stadt Lohmar sollte die extrem hohen Aufwendungen bei den eigenen Vollzeit-
pflegestellen hinterfragen. Dazu sollte sie die Anwerbung von kostengünstigen 
Pflegestellen in den Fokus nehmen, damit die eigenen Fälle wirtschaftlicher unter-
gebracht werden können. 

F11 

Die Stadt Lohmar hat bei eigenen Fällen nach § 34 SGB VIII sehr hohe Unterbrin-
gungskosten je Fall zu tragen. Nur durch die zahlreichen günstigeren UMA-Heimun-
terbringungen positionieren sich die Aufwendungen je Hilfefall unterhalb des Medi-
ans. 

E11.1 
Die Stadt Lohmar sollte die hohen Heimunterbringungskosten für Nicht-UMA-Fälle 
im Hinblick auf Tagessätze, Zusatzleistungen und Verweildauern analysieren und 
nach Möglichkeit gegensteuern. 

  E11.2 
Die Stadt Lohmar sollte für die Rückführung in die Herkunftsfamilie ein  
Reintegrationskonzept entwickeln und umsetzen. 

F12 

Die Stadt Lohmar verfügt bei der Eingliederungshilfe über gute Prozessstandards. 
Trotzdem sind die Aufwendungen für die Eingliederungshilfe vergleichsweise hoch. 
Das liegt insbesondere an hohen Ausgaben für die Integrationshelfer/Schulbegleitun-
gen und kostenintensiven stationären Unterbringungen. 

E12.1 

Die Stadt Lohmar sollte die hohen Aufwendungen für Schulbegleitungen/Integrati-
onshelfer zum Anlass nehmen, ihre Prüfung der Teilhabebeeinträchtigung noch 
weiter zu intensivieren. Außerdem sollte sie die Gründe für den Anstieg bei den 
Aufwendungen ermitteln. 
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  E12.2 
Die Stadt Lohmar sollte die Einführung von Poollösungen an den einzelnen Schul-
standorten prüfen. 

F13 

Bei den Hilfen für junge Volljährige hat die Stadt Lohmar 2018 sowohl im ambulanten 
als auch im stationären Bereich vergleichsweise niedrige Aufwendungen je Hilfefall. 
Dies ist vor allem auf die frühzeitige Verselbstständigungsarbeit der Stadt Lohmar 
zurückzuführen. Jedoch ist die Falldichte bei den stationären Fällen wegen der ho-
hen Zahl an Heimunterbringungen sehr hoch. 

E13 
Die Stadt Lohmar sollte die Hintergründe für den immer noch hohen Anteil an stati-
onären Hilfefällen bei den jungen Volljährigen untersuchen und die Verselbststän-
digungsarbeit weiter intensivieren. 

Bauaufsicht 

F1 

Die Stadt Lohmar bietet im Baugenehmigungsverfahren bei den von der gpaNRW 
betrachteten Bereichen Möglichkeiten für einen optimierten Verfahrensablauf. Die 
vorgeschriebene Frist zur Vorprüfung der Unterlagen kann nur selten eingehalten 
werden und könnte Anlass für Beschwerden oder verwaltungsgerichtliche Klagen ge-
ben. 

E1 
Die Stadt Lohmar sollte die Eingangsbestätigung durch das Ergebnis der Vorprü-
fung ersetzen und die Zwei-Wochen-Frist einhalten, um etwaige Beschwerden o-
der verwaltungsgerichtliche Klagen zu vermeiden. 

F2 

Die Gebühren setzt die Stadt Lohmar auf Grundlage der Allgemeinen Verwaltungs-
gebührenordnung für das Land NRW (AVerwGebO NRW) und einer städtischen 
Baugebührenordnung fest. Die Berechnung der Gebühr für die Bauaufsicht erfolgt 
über Festlegungen in der Software automatisch. 

E2 

Die „Satzung der Stadt Lohmar zur Festsetzung von Gebührentarifen“ (Baugebüh-
rensatzung) sollte aktualisiert und angepasst werden. Die Stadt sollte die Gebüh-
ren auf Grundlage der AVerwGebO NRW zusammen mit dem Gebührenrahmen 
des Rhein-Sieg-Kreises festsetzen. Ggf. sollte die Stadt in Erwägung ziehen, auf 
eine eigene städtische Gebührenordnung für baurechtliche Angelegenheiten zu 
verzichten, um den Anpassungsaufwand künftig zu vermeiden. 

F3 
Die Stadt Lohmar hat im Jahr 2019 noch Bauanträge aus dem Vorjahr nach altem 
Recht beschieden und zurückgewiesen. Die Zahl der zurückgenommenen Bauan-
träge sinkt von 2018 auf 2019 deutlich. 

E3 

Die Stadt Lohmar kann ihre Internetseiten zum Bauantragsverfahren um Informati-
onen zu häufigen Fehlern bei der Bauantragstellung und eine Checkliste für einen 
vollständigen Bauantrag erweitern. Zusätzlich kann auf das neue Bauportal.NRW 
verlinkt werden, denn hier erhalten Bausuchende weitreichende Informationen und 
können zukünftig über den Antrags- und Dokumentassistenten Bauanträge und 
Bauvorlagen elektronisch einreichen. 

F4 

Der Prozessablauf im Baugenehmigungsverfahren ist einheitlich und klar geregelt. 
Die Stadt hat für die Genehmigungs- und Freistellungsverfahren einen Eingangs- 
und einen prozessbegleitenden Beurteilungsbogen, die per Hand ausgefüllt werden. 
Bauanträge können bisher nicht digital angenommen werden. So kommt es bei der 
Bearbeitung zu Medienbrüchen. 

E4 

Eine medienbruchfreie digitale Bearbeitung sollte ermöglicht werden, um die Bear-
beitungsdauer zu optimieren. Eine digitale Aktenführung bietet zudem schnellere 
Zugriffsmöglichkeiten auf Informationen für die beteiligten Parteien und kann so 
den Service weiter verbessern. 
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F5 

Der Prozessablauf im einfachen Baugenehmigungsverfahren ist bei der Stadt 
Lohmar klar strukturiert. Der Rücklauf zur Abteilungsleitung Technik und der Jour-
Fixe unterstützen die Korruptionsprävention. Einzelne Schnittstellen könnten durch 
eine geringe Umorganisation zu einer Beschleunigung des Verfahrens und zur Ein-
haltung gesetzlicher Fristen führen. 

E5 
Der Prozessablauf kann gestrafft und damit die Gesamtlaufzeiten reduziert wer-
den, indem interne und externe Beteiligungen sowie die Baulastenkontrolle vorge-
zogen werden und auf digitale Verfahren umgestellt wird. 

F6 

Die durchschnittlichen Gesamtlaufzeiten für die Bauantragsverfahren liegen höher 
als in den meisten Vergleichskommunen. Dies wird mit Personalwechseln und erfor-
derlichen Einarbeitungszeiten begründet. Die Laufzeiten ab Vollständigkeit des An-
trags können in der Bauaufsicht Lohmar nicht ausgewertet werden. 

E6.1 

Das Setzen der Friststopps für die Laufzeitermittlung sollte konsequent erfolgen 
und als „Merker“ in die Bearbeitungsbögen aufgenommen werden. Sie unterbre-
chen die Gesamtlaufzeit im Verfahren, wenn die Bauaufsicht wegen fehlender Un-
terlagen nicht weiterarbeiten kann. 

  E6.2 

Die Stadt Lohmar sollte zur Verbesserung der Steuerungsunterstützung die durch-
schnittlichen Gesamtlaufzeiten und Laufzeiten der Bauanträge auswerten. Es soll-
ten Schritte eingeleitet werden, diese Zeiten im Hinblick auf die Aufwandsdeckung 
zu optimieren. 

F7 
In der Stadt Lohmar sind weniger Fälle je Vollzeit-Stelle eingegangen als in den 
meisten Vergleichskommunen. Die Stadt konnte im Lauf des Jahres 2019 neun alte 
Verfahren abschließen. 

E7.1 

Zum Ermitteln der unerledigten Bauanträge muss die Stadt Lohmar die Fälle in der 
Software mit einem „Ende-Datum“ versehen. Auch dies wird von der verwendeten 
Software nicht zwingend vorgegeben; der Antrag kann trotzdem abgeschlossen 
und archiviert sein. Die Stadt sollte auch dieses in den Bearbeitungsbogen aufneh-
men und die Auswertung der „unerledigten Bauanträge“ am Jahresende kontrollie-
ren, z. B. anhand der Überhanglisten für IT.NRW. 

  E7.2 

Die Stadt Lohmar sollte die Personalkennzahlen auswerten, weiter fortschreiben 
und die Kennzahlenbildung auf die gesamten Aufgaben der Bauaufsicht auswei-
ten. So kann die Stadt auf Entwicklungen der Falleingänge frühzeitig reagieren und 
den erforderlichen Personaleinsatz bestimmen. 

F8 

Die Stadt Lohmar baut im Projekt „Digitales Lohmar 2025“ die Digitalisierung bestän-
dig aus. Die Bauaufsicht strebt für 2021 an, Bauanträge digital annehmen zu kön-
nen. Dies ist aus verfahrensökonomischer Sicht sinnvoll und mit Blick auf die Vorga-
ben des Online-Zugangsgesetzes (OZG) bis spätestens 31. Dezember 2022 vorge-
schrieben. 

E8.1 
Die Stadt Lohmar sollte die Voraussetzungen schaffen, um den digitalen Regelbe-
trieb schnellstmöglich aufnehmen zu können. 

  E8.2 

Die Bauakte sollte vollständig elektronisch bearbeitet werden, um einerseits die 
Verfahren schneller abwickeln und andererseits auch die spätere Archivierung 
elektronisch erledigen zu können. Die Stadt Lohmar sollte die Verpflichtung aus 
dem OZG fristgerecht umsetzen. 
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F9 

Die Stadt Lohmar hat grundsätzliche Ziele für die Bauaufsicht festgelegt. Sie erstellt 
regelmäßige Auswertungen, jedoch werden mit den vorhandenen Grunddaten bisher 
nicht ausreichend Kennzahlen zu Steuerungszwecken über einen längeren Zeitraum 
gebildet. Das Berichtswesen wird aufgebaut. 

E9 

Die Bauaufsicht der Stadt Lohmar sollte die im Rahmen dieser Prüfung ermittelten 
Kennzahlen fortschreiben und ggf. weitere geeignete Kennzahlen bilden. Daraus 
sollten erreichbare Zielwerte definiert und mit einem Zeithorizont hinterlegt werden. 
Mittels des Berichtswesens werden Optimierungsmöglichkeiten durch Soll-Ist-Ver-
gleiche und Analysen erkennbar. 

Vergabewesen 

F1 

Die Zentrale Vergabestelle (ZV) der Stadt Lohmar befindet sich während der Prüfung 
im Umbruch, nachdem Vergaben bis zum 31. Dezember 2020 gemeinsam mit der 
Stadt Siegburg durchgeführt wurden. Die ZV wird bei förmlichen Auftragsvergaben 
eingebunden. Die Stadt hat zum Zeitpunkt der Prüfung keinen Gesamtüberblick über 
alle Vergaben. Die städtische Vergabeordnung wird überarbeitet. 

E1.1 
Die Stadt Lohmar sollte die Regelungen aus der geltenden Vergabeordnung und 
der Schnittstellenregelung zu einer einheitlichen Dienstanweisung zusammenfas-
sen und schnellstmöglich in Kraft setzen. 

  E1.2 

Die Stadt Lohmar sollte die Mitarbeitenden entsprechend schulen, damit die Fach-
software als Vergabemanagementsystem umfassend genutzt werden kann. Dar-
über hinaus sollte die Stadt alle Vergaben zentral erfassen und das Vertragsma-
nagement wie vorgesehen aufbauen. 

  E1.3 

Die Unternehmerkartei in der ZV sollte verwendet werden, um Transparenz im 
Vergabewesen hinsichtlich der Vertragspartner und der Vergaben sowie Nachträge 
zu schaffen. Das Vergabemanagementsystem sollte entsprechend ausgewertet 
werden. 

F2 
Die Stadt Lohmar verfügt über eine Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption 
mit Stand August 2016. Darüber hinaus gibt es einen „Leitfaden gegen Korruption für 
Führungskräfte“ seit 2012. 

E2 
Die Stadt Lohmar sollte eine Schwachstellenanalyse zur Korruptionsprävention 
durchführen. 

F3 
In der Stadt Lohmar ist das Thema Sponsoring bereits seit vielen Jahren präsent. In 
der Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption sind einheitliche und verbindli-
che Regelungen getroffen sowie ein Muster-Sponsoringvertrag enthalten. 

E3.1 

Die Inanspruchnahme aller Sponsoringleistungen sollte zentral erfasst werden. Die 
Stadt Lohmar sollte dem Rat jährlich einen Bericht über Spenden und in Anspruch 
genommene Sponsoringleistungen zur Verfügung stellen und aus Gründen der 
Transparenz auf ihrer Internetseite veröffentlichen. 

  E3.2 

Die Stadt Lohmar sollte das Kapitel in der Dienstanweisung zur Vorbeugung von 
Korruption zum Thema Sponsoring ergänzen oder eine eigenständige Dienstan-
weisung zum Sponsoring aufstellen. Die Dienstanweisung und der Mustervertrag 
sollten nicht nur auf Veranstaltungen abzielen, sondern allgemeiner gefasst sein. 
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F4 

Die Stadt Lohmar richtet derzeit ein Projektmanagement ein. Für zukünftige Projekte 
der Stadt soll jeweils ein konkreter Projektauftrag definiert werden. Sie werden be-
gleitet und nach der Umsetzung ausgewertet. Ein spezielles Bauinvestitionscontrol-
ling ist bisher nicht aufgebaut. 

E4.1 

Die Stadt Lohmar sollte in das Projektmanagement ein spezielles Bauinvestitions-
controlling implementieren und mindestens bei kostenintensiven, komplexen oder 
aus anderen Gründen bedeutsamen Maßnahmen anwenden. In einer Dienstanwei-
sung sollten Aufgaben und Verantwortlichkeiten geregelt werden. 

  E4.2 

Aufgrund ihres hohen Bauvolumens, aus Transparenzgründen und zur Unterstüt-
zung einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung gem. § 13 KomHVO 
sollte die Stadt Lohmar zur Planung und Durchführung von Baumaßnahmen ein 
Bauinvestitionscontrolling aufbauen. 

F5 

Die Stadt Lohmar hat keinen Überblick über ihre Vergaben und konnte für die Prü-
fung keine plausible Vergabeübersicht inklusive Nachträgen vorlegen. Die Vergabe-
übersicht konnte daher für die Analyse der Abweichungen vom Auftragswert nicht 
verwendet werden. Ein interkommunaler Vergleich der Abweichungen vom Auftrags-
wert war daher nicht möglich. 

E5 

Die Stadt Lohmar sollte in der neu eingerichteten zentralen Vergabestelle alle 
Vergaben der Stadt zentral erfassen und mit Nachtrags- und Schlussrechnungs-
summen ergänzen. Das Vergabemanagementsystem sollte konsequent aufgebaut 
und genutzt werden. 

F6 

In der Vergabeordnung der Stadt Lohmar sind Regelungen zum Umgang mit Nach-
trägen und Auftragserweiterungen enthalten. Eine systematische Auswertung und 
Analyse hinsichtlich der Häufigkeit und Höhe der Nachträge sowie der Abweichun-
gen vom Auftragswert findet nicht statt. Ein Gesamtüberblick über die Nachträge und 
Abweichungen ist in Lohmar nicht vorhanden. 

E6 

Die Stadt Lohmar sollte ein zentrales Nachtragsmanagement einrichten und Nach-
träge bzw. Mengenabweichungen aus Transparenzgründen sowie zur Optimierung 
von Leistungsbeschreibungen und Mengenermittlungen systematisch dokumentie-
ren und analysieren. 

Vergabewesen - Maßnahmenbetrachtung 

F7 
Die Stadt Lohmar hat die betrachteten Maßnahmen vergaberechtskonform und ent-
sprechend der in ihrer Vergabeordnung festgelegten Vorgehensweise dokumentiert 
und durchgeführt. 

E7.1 

Die Stadt Lohmar sollte den Vergabevorgang im Vergabevermerk und zukünftig im 
Vergabemanagementsystem dokumentieren. Auch Nachträge und Auftragserwei-
terungen sollten im System erfasst werden. Optimal ist darüber hinaus die Doku-
mentation und Auswertung des gesamten Baufortschritts bis zur Schlussrech-
nungssumme und Abnahme der Bauleistung. 

  E7.2 

Die Stadt sollte für die förmliche Abnahme von Bauleistungen ein Abnahmeproto-
koll aus dem Vergabehandbuch oder ein eigenes Formular verwenden. Die Besei-
tigung von festgestellten Mängeln sollte aus Transparenzgründen im Abnahmepro-
tokoll dokumentiert werden. 
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  E7.3 

Unter Zeitdruck geplante, ausgeschriebene und durchgeführte Baumaßnahmen 
bergen erhebliche Risiken und sollten vermieden werden. Beim Bauen im Bestand 
und bei Tiefbauarbeiten sollten Begleitumstände wie ungünstige Witterungsverhält-
nisse einkalkuliert und Sondierungen Aufschluss für eine zutreffende Leistungsbe-
schreibung und Massenermittlung geben. 
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1. Finanzen 

1.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Lohmar im Prüfgebiet Fi-

nanzen stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen hat die gpaNRW tabellarisch in der Anlage aufge-

führt. Die Reihenfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Die Corona-Pandemie hat erhebliche Auswirkungen auf die kommunalen Haushalte. Da die 

Höhe dieser Auswirkungen zum operativen Prüfungszeitpunkt noch unklar war, konnten sie 

noch nicht in die Bewertung der Haushaltssituation und Haushaltssteuerung einfließen. 

1.1.1 Haushaltssituation 

  gering Handlungsbedarf hoch 

Haushaltssituation    �   

Der Doppelhaushalt 2019/2020 der Stadt Lohmar unterliegt einer genehmigungspflichtigen 

Verringerung der allgemeinen Rücklage gemäß § 75 Abs. 4 Gemeindeordnung Nordrhein-

Westfalen (GO NRW). Der Stadt Lohmar ist es seit der Eröffnungsbilanz in 2007 nur in drei 

Jahren (2007, 2016, 2018) gelungen, einen ausgeglichenen Haushalt darzustellen. Die 

Jahresergebnisse haben sich zwar seit 2016 durch die guten konjunkturellen Bedingungen 

verbessert, dennoch ist der Haushalt weiterhin auch strukturell nicht ausgeglichen. Die 

Haushaltspläne 2021 und 2022 waren nicht Bestandteil der Prüfung, da zum operativen 

Prüfungszeitpunkt noch keine Zahlen vorlagen. Dennoch gibt der Bericht an den relevanten 

Stellen einen groben Ausblick auf die zukünftige Entwicklung, da nach den operativen Prü-

fungshandlungen erste Haushaltszahlen 2021 bekannt wurden. Die Stadt Lohmar plante für 

2023 (Basis mittelfristige Ergebnisplanung des Doppelhaushaltes 2019/2020) einen ausge-

glichenen Haushalt. Im Haushalt 2021 wird mit einem Defizit für 2023 in Höhe von –2,2 

Mio. Euro und 2024 in Höhe von –1,5 Mio. Euro gerechnet. Dabei werden in 2023 und 

2024 nach Absprache mit der Kommunalaufsicht Corona-bedingte Schäden von 3,9 Mio. 

Euro als außerordentlicher Ertrag isoliert. Zum Zeitpunkt der Haushaltsplanaufstellung 

2019/2020 wurde nachvollziehbar geplant. Allerdings zeichneten sich bereits Ende 2019 für 

die Folgejahre Risiken aufgrund der konjunkturellen Entwicklung ab. Unter den aktuellen 

Bedingungen muss die Stadt Lohmar zwingend eigene Maßnahmen ergreifen, um der Ver-

schlechterung der Jahresergebnisse, zumindest teilweise, entgegenzuwirken. 

Das Eigenkapital der Stadt Lohmar ist im Zeitraum 2013 bis 2019 stabil geblieben. Grund 

hierfür waren u.a. Verrechnungen mit der allgemeinen Rücklage nach § 44 Abs. 3 der Kom-

munalhaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen (KomHVO NRW). Eine Überschuldung ist 

aktuell nicht erkennbar. Die Eigenkapitalquoten sind jedoch unterdurchschnittlich. 

Die Schulden schränken den Handlungsspielraum der Stadt Lohmar ein. Der Überschuss 

aus der laufenden Verwaltungstätigkeit muss oftmals vollständig oder fast vollständig zur 
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Tilgung der Investitionskredite und Liquiditätskredite eingesetzt werden. Die Liquiditätskre-

dite konnten in den konjunkturell guten Zeiten nicht vollständig abgebaut werden. Somit 

startete Lohmar mit rund acht Mio. Euro Liquiditätskrediten in die Corona-Krise. Ein 

schlechter Zustand des Anlagevermögens insgesamt sowie ein daraus abzuleitender er-

höhter Reinvestitionsbedarf wurde nicht festgestellt. Dennoch ergibt sich zusätzlicher Fi-

nanzierungsbedarf aus noch nicht eingeplanten Investitionsprojekten (Bauhof, Schule, Feu-

erwehr, Smart-City Projekt und Erweiterung der Gesamtschul-Standorte). Die Verschul-

dung wird zukünftig weiter ansteigen. 

1.1.2 Haushaltssteuerung 

Die Stadt Lohmar verfügt über aktuelle wesentliche Informationen zur Haushaltssituation. 

Die Haushaltspläne werden nahezu fristgerecht angezeigt. Die Jahresabschlüsse werden 

fristgerecht festgestellt. Zusätzlich unterstützt ein aktives Controlling die Informationslage 

zur Haushaltssteuerung. 

Die Stadt Lohmar kann Aufwandssteigerungen seit 2017 nicht mehr kompensieren. Die zu-

künftige Entwicklung des Defizits im Produktbereich Jugend macht deutlich, wie wichtig es 

ist, Konsolidierungsoptionen umzusetzen. Sonst bleibt in der Regel nur die kurzfristige 

Möglichkeit, die Hebesätze zu erhöhen. Die Hebesätze der Stadt Lohmar sind im Rhein-

Sieg Kreis bereits überdurchschnittlich. Die Haushaltskonsolidierung sollte deshalb auch 

auf erfolgreiche bzw. nachhaltige Maßnahmen auf der Aufwandseite abstellen. In 2015 

wurde seitens der Kämmerei Einsparvorschläge bei den freiwilligen Leistungen und der in-

neren Verwaltung vorgeschlagen. Diese Einsparvorschläge wurden jedoch seitens der poli-

tischen Entscheidungsträger abgelehnt. Ziel sollte es sein, einen gemeinsamen Konsens 

für mögliche Konsolidierungen zu finden.  

Die Stadt Lohmar überträgt keine konsumtiven Haushaltsermächtigungen und gestaltet den 

Haushalt dadurch übersichtlicher. Investive Ermächtigungen werden jedoch regelmäßig 

übertragen. Sowohl bei den Haushaltsansätzen für investive Auszahlungen als auch bei 

den investiven Ermächtigungsübertragungen ist mehr Augenmaß gefragt. Ziel sollte sein, 

nur die tatsächlich im Planungszeitraum zu erwartenden Auszahlungen im Haushaltsplan 

zu veranschlagen.  

Die Prozesse der Fördermittelakquise und die Fördermittelbewirtschaftung können punktu-

ell, primär durch zentrale Dokumentationen, noch optimiert werden. 

1.2 Inhalte, Ziele und Methodik 

Im Prüfgebiet Finanzen beantwortet die gpaNRW folgende Fragen: 

 Haushaltssituation: Inwieweit besteht ein Handlungsbedarf, die Haushaltssituation zu 

verbessern? 

 Haushaltswirtschaftliche Steuerung:  

 Liegen der Kommune die wesentlichen Informationen zur Steuerung ihrer 

Haushaltswirtschaft vor?  
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 Hat die Kommune ein adressatenorientiertes Finanzcontrolling?  

 Wie wirkt sich die haushaltswirtschaftliche Steuerung aus?  

 Wie geht die Kommune mit Ermächtigungsübertragungen um?  

 Wie hat die Kommune als Zuwendungsnehmerin ihr Fördermittelmanagement 

organisiert?  

Die gpaNRW analysiert hierzu die Haushaltspläne, Jahresabschlüsse und Gesamtab-

schlüsse. Zusätzlich bezieht sie die Berichte der örtlichen Prüfung der Jahresabschlüsse 

und Gesamtabschlüsse sowie verwaltungsinterne Dokumente ein. 

Die Prüfung stützt sich auf Kennzahlen zur Bewertung der Haushaltswirtschaft, auch im 

Vergleich zu anderen Kommunen. In der Analyse und Bewertung berücksichtigt die 

gpaNRW die individuelle Situation der Kommune. 

In der Anlage dieses Teilberichtes liefern zusätzliche Tabellen ergänzende Informationen. 

Diese zeigen neben der Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen das 

NKF-Kennzahlenset NRW, die Zusammensetzung und Entwicklung einzelner (Bilanz-)Pos-

ten und ergänzende Berechnungen. 

1.3 Haushaltssituation 

Die Haushaltssituation bestimmt den Handlungsspielraum der Kommune zur Gestaltung ih-

res Leistungsangebots. Sie zeigt, ob und in welcher Intensität ein Handlungsbedarf für die 

Kommune zu einer nachhaltig ausgerichteten Haushaltskonsolidierung besteht.  

Die gpaNRW bewertet die Haushaltssituation nach rechtlichen und strukturellen Gesichts-

punkten: 

 Haushaltsstatus, 

 Ist- und Plan-Daten zur Ergebnisrechnung, 

 Eigenkapitalausstattung, 

 Schulden- und Vermögenssituation. 

Um den unterschiedlichen Ausgliederungsgraden Rechnung zu tragen, beziehen wir in den 

interkommunalen Vergleich die Schulden-, Finanz- und Ertragslage der verbundenen Un-

ternehmen, Sondervermögen und Mehrheitsbeteiligungen ein. In den jeweiligen Kapiteln 

zur Haushaltssituation vergleicht die gpaNRW daher die Kennzahlen aus den Gesamtab-

schlüssen, sofern diese vorliegen. 

Potenzielle Auswirkungen der Corona-Pandemie konnte die gpaNRW in dieser Prüfung 

noch nicht berücksichtigen. Die kommunalen Haushalte werden voraussichtlich erheblich 

belastet werden, zum Beispiel durch sinkende Erträge bei der Gewerbesteuer und der Ein-

kommen- und Umsatzsteuer oder zusätzliche Aufwendungen in verschiedenen Aufgaben-

bereichen. Zurzeit ist jedoch nicht abschätzbar, wie weitreichend die Folgen für die Kom-

munen sein werden. Unklar ist zudem, inwieweit etwaige Unterstützungsmaßnahmen des 
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Landes oder des Bundes diese Auswirkungen abfedern können. Es muss jedoch damit ge-

rechnet werden, dass sich die Haushaltssituation gegenüber dem Stand der Prüfung ver-

schlechtern wird. Die Analysen und Bewertungen zur Haushaltssituation stehen daher un-

ter einem entsprechenden Vorbehalt. 

Die gpaNRW hat die Haushaltssituation auf folgenden Grundlagen analysiert: 

Haushaltspläne, Jahresabschlüsse und Gesamtabschlüsse Stadt Lohmar 2013 bis 2020  

Haushaltsjahr Haushaltsplan (HPl) 
Jahresabschluss 

(JA) 
Gesamtabschluss 

(GA) 
in dieser Prüfung 

berücksichtigt 

2013 bekannt gemacht festgestellt aufgestellt HPl / JA / GA 

2014 bekannt gemacht festgestellt aufgestellt HPl / JA / GA 

2015 bekannt gemacht festgestellt aufgestellt HPl / JA / GA* 

2016 bekannt gemacht festgestellt aufgestellt HPl / JA / GA 

2017 bekannt gemacht festgestellt aufgestellt HPl / JA / GA 

2018 bekannt gemacht festgestellt bestätigt* HPl / JA / GA* 

2019 bekannt gemacht örtlich geprüft nicht erforderlich HPl / JA 

2020 bekannt gemacht   HPl 

* der Gesamtabschluss wird nach der operativen Prüfung am 15. Dezember 2020 im Rat bestätigt.  

1.3.1 Haushaltsstatus 

� Der Doppelhaushalt 2019/2020 der Stadt Lohmar unterliegt einer genehmigungspflichti-

gen Verringerung der allgemeinen Rücklage gemäß § 75 Abs. 4 Gemeindeordnung 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW).  

Der Haushaltsstatus soll nicht die Handlungsfähigkeit einer Kommune einschränken. Dies 

wäre der Fall, wenn eine Kommune aufsichtsrechtlichen Maßnahmen unterworfen ist. 

Hierzu zählt die Genehmigung eines Haushaltssanierungsplanes oder Haushaltssiche-

rungskonzeptes sowie einer geplanten Verringerung der allgemeinen Rücklage. Damit auf-

sichtsrechtliche Maßnahmen nicht erforderlich werden oder beendet werden können, be-

darf es rechtlich ausgeglichener Haushalte nach § 75 Abs. 2 GO NRW. 

Haushaltsstatus Stadt Lohmar 2013 bis 2020 

Haushaltsstatus 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

ausgeglichener Haushalt    X  X   

fiktiv ausgeglichener Haushalt     X  X  

genehmigungspflichtige Verrin-
gerung der 
allgemeinen Rücklage 

X X X     X* 

* entsprechend der Genehmigung zum Doppelhaushalt 2019/2020 
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Jahresergebnisse und Rücklagen Stadt Lohmar 2013 bis 2019 (IST) 

 Grundzahlen/ Kennzahlen 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Jahresergebnis in Tausend Euro -1.797  -1.863  -2.125  1.157  -537  1.322  -437  

Höhe der Ausgleichsrücklage in Tau-
send Euro 

0  0  0  1.157  620  1.942  1.505  

Höhe der allgemeinen Rücklage in 
Tausend Euro 

47.723  45.833  45.560  45.560  46.970  46.840  46.786  

Veränderung der Ausgleichsrücklage 
durch das Jahresergebnis in Tau-
send Euro 

0  0  0  1.157  -537  1.322  -437  

Veränderung der allgemeinen Rück-
lage gem. § 44 Abs. 3 KomHVO 
(Verrechnungssaldo) in Tausend 
Euro 

-630  -28  1.852  0  1.410  -130  -54  

Veränderung der allgemeinen Rück-
lage durch das Jahresergebnis in 
Tausend Euro 

-1.797  -1.863  -2.125  0  0  0  0  

Verringerung der allgemeinen Rück-
lage des Vorjahres durch das Jahres-
ergebnis in Prozent 

3,6  3,9  4,6  
keine 

Verrin-
gerung 

keine 
Verrin-
gerung 

keine 
Verrin-
gerung 

keine 
Verrin-
gerung 

In 2015 und 2017 hat die Stadt Lohmar Erträge gegen die Allgemeine Rücklage gemäß § 

44 Abs. 3 KomHVO verbucht. Dabei handelt es sich um die Abwicklung der Projekte Neu-

baugebiet Wahlscheid-Nord und Gewerbegebiet Auelsweg-Nord. Für diese Sachverhalte 

hält die gpaNRW folgende Vorgehensweise für sachgerecht: Für Grundstücke, die im Zu-

sammenhang mit den Projekten erworben wurden und denen somit beim Kauf eine Weiter-

veräußerungsabsicht zugrunde lag, hätten die Verkaufserlöse über die Ergebnisrechnung 

gebucht werden müssen. Erlöse aus ehemaligen Grünflächen der Stadt Lohmar, die Be-

standteil der Projekte wurden, hätten gemäß § 90 Abs. 3 i.V.m. § 44 Abs. 3 KomHVO mit 

der Allgemeinen Rücklage verrechnet werden müssen. Eine tiefergehende Betrachtung der 

Buchungsvorgänge zur Abwicklung und Auflösung des Treuhandvermögens ist in dieser 

Prüfung nicht erfolgt. 

Jahresergebnisse und Rücklagen Stadt Lohmar in Tausend Euro 2020 bis 2023 (PLAN – Stand 
Haushaltsplan 2020) 

  2020 2021 2022 2023 

Jahresergebnis in Tausend Euro -1.235  -22  -631  218  

Höhe der Ausgleichsrücklage in Tau-
send Euro 

270  247  0  218  

Höhe der allgemeinen Rücklage in 
Tausend Euro 

46.786  46.786  46.402  46.402  

Veränderung der Ausgleichsrücklage 
durch das Jahresergebnis in Tau-
send Euro 

-1.235  -22  -247  218  

Veränderung der allgemeinen Rück-
lage durch das Jahresergebnis in 
Tausend Euro 

0  0  -384  0  
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  2020 2021 2022 2023 

Verringerung der allgemeinen Rück-
lage des Vorjahres durch das Jahres-
ergebnis in Prozent 

keine  
Verringerung 

keine  
Verringerung 

0,8  
keine  
Verringerung 

1.3.2 Ist-Ergebnisse 

� Der Stadt Lohmar ist es seit der Eröffnungsbilanz in 2007 nur in drei Jahren (2007, 

2016, 2018) gelungen einen ausgeglichenen Haushalt darzustellen. Die Jahresergeb-

nisse haben sich zwar seit 2016 durch die guten konjunkturellen Bedingungen verbes-

sert, dennoch ist der Haushalt weiterhin auch strukturell nicht ausgeglichen.  

Der Haushalt muss gemäß § 75 Abs. 2 GO NRW ausgeglichen sein. Er ist ausgeglichen, 

wenn die Erträge die Aufwendungen decken. Das Jahresergebnis sollte positiv sein. 

Jahres- und Gesamtjahresergebnisse Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2019 

  

Wesentliche Ertrags-/und Aufwandspositionen Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2019 

 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Grundsteuer B  5.027 5.083 6.520 6.584 6.656 7.063 7.107 

Gewerbesteuer  9.897 10.393 11.173 13.742 12.023 14.687 12.816 

Gemeindeanteile an Gemeinschaftssteuern  15.241 16.086 17.182 17.737 18.998 20.222 21.038 

Schlüsselzuweisungen  2.717 2.941 704 0 0 1.232 1.068 

Kreisumlage allgemein  10.806 11.471 11.096 11.636 11.273 11.191 12.320 

ÖPNV Umlage 352 410 382 414 535 624 1.111 

Nettoeffekt aus der Zuführung und Auflö-
sung von Rückstellungen* 

1.261 2.109 3.199 1.961 1.378 2.528 1.259 

* Nettoeffekt = Saldo aus Erträge und Aufwendungen zu den Rückstellungen = Aufwand 
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Die Jahresergebnisse der Stadt Lohmar haben sich von 2013 bis 2015 trotz positiver Ent-

wicklung der wesentlichen Ertragspositionen negativ entwickelt. Das Teilergebnis des Pro-

duktbereiches Kinder-, Jugend- und Familienhilfe und Soziale Leistungen (inklusive Pro-

dukt Hilfen bei Wohnproblemen) hat sich um rund eine Mio. Euro in 2014 und rund 1,5 Mio. 

Euro in 2017 verschlechtert (detaillierte Betrachtung erfolgt daher im Kapitel Wirkung der 

kommunalen Haushaltssteuerung). In 2015 waren zudem insgesamt höhere Belastungen 

aus Rückstellungen ein Grund für das negative Jahresergebnis. 

Die Entwicklung der Jahresergebnisse von 2016 bis 2019 folgt im Wesentlichen der Ent-

wicklung der Gewerbesteuererträge.  

Jahresergebnis je Einwohner in Euro 2013 bis 2019 

Jahr Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

2019 -14,40 -275 -20,19 24,19 80,46 260 18 

2018 43,41 -200 3,63 47,68 120 732 68 

2017 -17,66 -251 -40,14 28,89 112 1.304 70 

2016 38,12 -290 -36,06 16,02 98,41 1.905 70 

2015 -71,25 -609 -161 -74,74 12,45 1.612 70 

2014 -62,77 -709 -160 -82,48 -17,55 960 74 

2013 -60,80 -542 -190 -105 -10,74 3.688 96 

Die verbesserte konjunkturelle Lage zeigt sich am interkommunalen Vergleich. Die verglei-

chenden Lageparameter haben sich verbessert. Die Jahresergebnisse je Einwohner sind 

von 2017 bis 2019 in Lohmar unterdurchschnittlich. 

Die Städte haben im unterschiedlichen Maß Aufgaben an Tochterunternehmen ausgela-

gert. Daher beziehen wir in die Betrachtung die Gesamtabschlüsse mit ein: 
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Gesamtergebnis je Einwohner in Euro 2013 bis 2017 

Jahr Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

2017 -15,09 -208 -1,58 46,21 131 1.274 21 

2016 41,71 -174 -17,90 41,71 136 1.890 31 

2015 -69,25 -598 -135 -82,70 5,51 1.602 42 

2014 -47,36 -833 -212 -86,84 -27,98 981 43 

2013 -51,82 -346 -147 -50,97 20,10 3.627 38 

Die Gesamtjahresergebnisse je Einwohner des Konzerns Lohmar fallen von 2013 und 2017 

etwas besser aus als die Jahresergebnisse des Kernhaushaltes. Bei den Gesamtabschlüs-

sen 2016 und 2017 handelt es sich um das vorläufige Zahlenwerk. Zum Vollkonsolidie-

rungskreis des Konzerns gehören: 

 die Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. KG (Beteiligungsverhältnis: 51 Prozent Stadt 

Lohmar, 49 Prozent RheinEnergie AG) 

 die Stadtwerke Verwaltungs GmbH (Beteiligungsverhältnis: 51 Prozent Stadt 

Lohmar, 49 Prozent RheinEnergie AG) 

 die Lohmar Netzeigentumsgesellschaft mbH (Beteiligungsverhältnis: 100 Prozent 

Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. KG) sowie 

 die Wirtschaftsförderungsgesellschaft Lohmar (Beteiligungsverhältnis: 50,04 Prozent 

Stadt Lohmar, 35,69 Prozent KSK Köln Beteiligungsgesellschaft, 14,27 Prozent VR-

Bank Rhein-Sieg eG). 

In 2011 wurde der Eigenbetrieb Stadtwasserwerk aufgelöst und auf die Stadtwerke GmbH 

& Co. KG übertragen. Zudem wurde bei den Stadtwerken Lohmar GmbH & Co. KG in 2012 

der Vertrieb von Strom und Gas ergänzt. In 2015 wurde die Lohmar Netzeigentumsgesell-

schaft mbH gegründet und die Strom- und Gasnetze erworben sowie in die Netzeigentums-

gesellschaft eingelegt. Die Stadt Lohmar hat dazu einen Kredit aufgenommen und an die 

Stadtwerke Lohmar GmbH & Co KG weitergereicht. Eine entsprechende Ausleihung findet 

sich im städtischen Jahresabschluss (vgl. Kapitel Schulden und Vermögen). Die Netzeigen-

tumsgesellschaft verpachtet die Netze an die RheinEnergie AG. Die Stadt Lohmar erhält 

von der Stadtwerke GmbH & Co. KG regelmäßig eine Gewinnabführung.  

Die Jahresergebnisse werden oft durch die schwankenden Erträge und Aufwendungen der 

Gewerbesteuer, der Kreisumlage und des Finanzausgleichs beeinflusst. Diese Positionen 

sind zum einen abhängig von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Zum anderen kön-

nen die Erträge und Aufwendungen der Gewerbesteuer, der Kreisumlage und des Finanz-

ausgleichs und damit die Jahresergebnisse schwanken, wenn einzelne Unternehmen hohe 

Nachzahlungen leisten oder diese hohen Beträge zu erstatten sind. Des Weiteren können 

Sondereffekte die strukturelle Haushaltsituation überlagern. Die Jahresergebnisse geben 

daher nur bedingt einen Hinweis auf die strukturelle Haushaltssituation.  

Aus diesem Grund hat die gpaNRW in einer Modellrechnung Folgendes betrachtet: Wie 

wäre das Jahresergebnis 2019, wenn Schwankungen nivelliert und Sondereffekte bereinigt 

wären? Anstelle der tatsächlichen Erträge und Aufwendungen der Gewerbesteuer und des 
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Finanzausgleichs hat die gpaNRW Durchschnittswerte der letzten fünf Jahre 2015 bis 2019 

eingerechnet. Sondereffekte, die das Jahresergebnis 2019 wesentlich beeinflusst haben, 

haben wir nicht identifiziert. Das Ergebnis dieser Modellrechnung bezeichnet die gpaNRW 

als strukturelles Ergebnis. Die Berechnungsgrundlagen stehen in der Anlage Tabelle 4 

dieses Teilberichtes. 

Modellrechnung „strukturelles Ergebnis in Tausend Euro 2019“  

Lohmar  

Jahresergebnis -437 

Bereinigungen (Gewerbesteuer, Kreisumlage und Finanzausgleich) 23.322 

Bereinigungen Sondereffekte (Saldo) 0 

=  bereinigtes Jahresergebnis -23.759 

Hinzurechnungen (Mittelwerte Gewerbesteuer, Kreisumlage und Finanzausgleich) 21.321 

= strukturelles Ergebnis -2.438 

Die strukturelle Modellrechnung 2019 fällt schlechter aus als das tatsächlich erzielte Jah-

resergebnis. Das ist in 2019 vor allem auf die Gemeindeanteile an den Gemeinschaftssteu-

ern zurückzuführen. Der in der Modellrechnung verwendete Durchschnittswert liegt rund 

zwei Mio. Euro unter den Ist-Wert für die Gemeindeanteile in 2019.  

Die strukturelle Modellrechnung unterstreicht die starke Abhängigkeit von den konjunktur-

abhängigen Positionen. Ohne stabile Gewerbesteuererträge und Gemeindeanteilen an den 

Gemeinschaftssteuern muss die Stadt Lohmar weiter mit deutlichen Defiziten rechnen. 

Neben den Ist-Ergebnissen beziehen wir auch die Plan-Ergebnisse in die Bewertung der 

Haushaltssituation ein.  

Vergleich Plan-Ergebnisse und Ist-Ergebnisse in Tausend Euro 2013 bis 2019 

 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Plan-Ergebnis -1.719 -1.037 -2.981 -1.143 -1.839 490 -1.491 

Ist-Ergebnis -1.797 -1.863 -2.125 1.157 -537 1.322 -437 

Differenz -78 -826 856 2.300 1.302 832 1.054 

Vergleich Plan-Ergebnisse und Ist-Ergebnisse Gewerbesteuern in Tausend Euro 2013 bis 2019 

 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Plan-Ergebnis 9.360 9.750 10.450 10.760 11.560 11.750 13.190 

Ist-Ergebnis 9.897 10.393 11.173 13.742 12.023 14.687 12.816 

Differenz 537 643 723 2.982 463 2.937 -374 

In den Jahren 2015 bis 2019 sind die Ist-Ergebnisse immer besser ausgefallen als die 

Plan-Ergebnisse. Die Gewerbesteuern spielten dabei eine große Rolle. Die Ansätze für die 

Personal- und Versorgungsaufwendungen, die Sach- und Dienstleistungsaufwendungen 

und die sonstigen ordentlichen Aufwendungen waren in der Regel zu niedrig angesetzt. In 
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2019 sind die Produktbereiche 1.05 und 1.06 mit rund 1,5 Mio. Euro besser ausgefallen als 

geplant und konnten als ein Haupteinflussfaktor die geringeren Gewerbesteuererträge kom-

pensieren. 

Es lässt sich aber festhalten, dass die Haushaltsplanung insgesamt für die Vergangenheit 

aufgrund der Gewerbesteuererträge vorsichtig war. Ob sich dies auch für die aktuelle 

Haushaltsplanung und die mittelfristige Ergebnisplanung fortsetzt, betrachten wir im nächs-

ten Kapitel. 

1.3.3 Plan-Ergebnisse 

� Die Stadt Lohmar plant 2023 (Basis mittelfristige Ergebnisplanung Doppelhaushalt 

2019/2020) einen ausgeglichenen Haushalt. Aufgrund aktueller Entwicklungen (Kon-

junktur, Produktbereich Kinder-, Jugend- und Familienhilfe, Pensionsrückstellungen) 

kann für 2023 (Basis mittelfristige Ergebnisplanung vorläufiger Haushalt 2021) kein aus-

geglichener Haushalt erreicht werden. 

Eine Kommune ist gemäß § 75 Abs. 2 GO NRW verpflichtet, dauerhaft einen ausgegliche-

nen Haushalt zu erreichen. Nur dann kann sie eigene Handlungsspielräume wahren oder 

wiedererlangen. Ist ein Haushalt defizitär, muss eine Kommune geeignete Maßnahmen für 

den Haushaltsausgleich finden und umsetzen.  

Jahresergebnisse Stadt Lohmar in Tausend Euro 2020 bis 2023  

 

Die Stadt Lohmar plant nach dem aktuellem Doppelhaushalt 2019/2020 für 2023 einen 

Überschuss von 0,2 Mio. Euro. Wesentliche Planungsgrundlage für die Steuererträge sind 

die Orientierungsdaten 2019 - 2022 des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und 

Gleichstellung des Landes NRW vom 02. August 2018. 

Um haushaltswirtschaftliche Risiken und Chancen erkennen zu können, hat die gpaNRW 

zunächst das um Sondereffekte und Schwankungen bereinigte letzte Ist-Ergebnis mit dem 

Ergebnis des letzten Planjahres der mittelfristigen Finanzplanung verglichen und anschlie-

ßend die Entwicklungen analysiert.  
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Vergleich Ist-Ergebnis 2019 und Plan-Ergebnis 2023 - wesentliche Veränderungen 

Grundzahlen  

2019 
(Durchschnitt 

2015 bis 
2019)* in Tau-

send Euro 

2023 
in Tausend 

Euro 

Differenz in 
Tausend 

Euro 

Jährliche  
Änderung  
in Prozent 

Erträge 

Gewerbesteuern 
12.815 

(12.888) 
14.470 

+ 1.655 
(+ 1.582) 

+ 3,1 
(+ 2,9) 

Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer 
18.850 

(17.396) 
23.240 

+ 4.390 
(+ 5.844) 

+ 5,4 
(+ 7,5) 

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
2.188 

(1.640) 
2.110 

- 78 
(+ 470) 

- 0,9 
(+ 6,5) 

Schlüsselzuweisungen 
1.068 
(601) 

2.340 
+ 1.272 

(+ 1.739) 
+ 21,7 

(+ 40,5) 

Zuwendungen und allgemeine Umlagen ohne 
Erstattung aus der Abrechnung Solidarbeitrag 

11.458 9.965 - 1.493 - 3,4 

Erstattung aus der Abrechnung Solidarbeitrag 
892 

(403) 
0 

- 892 
(- 403) 

- 100,0 
(- 100,0) 

Sonstige Transfererträge 3.583 2.284 - 1.299 - 10,6 

Sonstige ordentliche Erträge 3.500 2.357 - 1.143 - 9,4 

Übrige Erträge 26.349 26.847 + 498 + 0,5 

Aufwendungen 

Personalaufwendungen 18.570 20.320 + 1.750 + 2,3 

Versorgungsaufwendungen 1.610 1.812 + 202 + 3,0 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 15.195 14.215 - 980 - 1,7 

Transferaufwendungen ohne Kreisumlage und 
Steuerbeteiligungen 

16.291 17.250 + 959 + 1,4 

Steuerbeteiligungen 
1.963 

(1.796) 
1.040 

- 923 
(- 756) 

- 14,7 
(- 12,8) 

Allgemeine Kreisumlage 
12.320 

(11.503) 
14.110 

+ 1.790 
(+ 2.607) 

+ 3,4  
(+ 5,2) 

Übrige Aufwendungen 15.191 14.648 - 543 - 0,9 

* Für schwankungsanfällige Positionen hat die gpaNRW im Klammerzusatz den Durchschnitt der Jahre 2015 bis 
2019 ergänzt. 

Die gpaNRW unterscheidet allgemeine und zusätzliche haushaltswirtschaftliche Risiken 

und Chancen. Allgemeine haushaltswirtschaftliche Risiken und Chancen sind auf generelle 

Unsicherheiten bei Planwerten zurückzuführen. Zusätzliche haushaltswirtschaftliche Risi-

ken entstehen durch fehlerhafte, nicht nachvollziehbare oder offensichtlich sehr optimisti-

sche Planungsdaten. Das ist der Fall, wenn sich die Planwerte nicht oder nur unzureichend 

auf Erfahrungswerte bzw. Ist-Daten, Umsetzungskonzepte sowie sonstige zurzeit objektiv 

absehbare Entwicklungen stützen.  

In ihren Analysen konzentriert die gpaNRW sich vorrangig auf zusätzliche haushaltswirt-

schaftliche Risiken bzw. Chancen. Diese bezieht sie in die Bewertung der Plan-Ergebnisse 

ein. 
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Die Stadt Lohmar rechnet mit Gewerbesteuererträgen von 13,5 Mio. Euro (2020), 13,9 

Mio. Euro (2021), 14,2 Mio. Euro (2022) und 14,5 Mio. Euro (2023). Aufgrund der positiven 

wirtschaftlichen Entwicklung in 2018 hat die Stadt Lohmar auch für 2019 einen Ansatz von 

13,2 Mio. Euro kalkuliert, der allerdings nicht erfüllt werden konnte (Ist-Ergebnis 12,8 Mio. 

Euro). Für die Jahre 2020 bis 2023 hat die Stadt Lohmar individuelle Steigerungen ange-

nommen. Die Steigerungen liegen unter den Orientierungsdaten 2019 bis 2022. Mit dem 

vorhandenen Wissen Ende 2018 hat Lohmar nachvollziehbar und eher vorsichtig geplant. 

Mit dem Wissenstand Ende 2019 und den Orientierungsdaten 2020 bis 2023 hätten sich 

niedrigen Ansätze ergeben als ursprünglich eingeplant. Da ein Doppelhaushalt aufgestellt 

wurde, fand diese Entwicklung keine Berücksichtigung. Ein allgemeines Planungsrisiko be-

steht darin, dass die Gewerbesteuererträge stark konjunkturanfällig sind. Dies zeigt sich 

nun in der Corona-Pandemie. Nach aktuellem Stand wird die Gewerbesteuer in Lohmar bis 

zum Jahresende 2020 voraussichtlich um rund 0,8 Mio. Euro einbrechen.  

Die Gemeindeanteile an der Einkommen- und der Umsatzsteuer sind mit dem damaligen 

Informationsstand zu den Orientierungsdaten aus August 2018 im Ergebnis nachvollziehbar 

geplant. Durch die Orientierungsdaten aus August 2019 und Januar 2020 zeichneten sich 

geringere Steigerung bei den Gemeindeanteilen an den Einkommenssteuern und höhere 

Anteile aus der Umsatzsteuer ab. In Summe hätte sich demnach ein Risiko für 2021 bis 2023 

ergeben. Das allgemeine Risiko aus der ungewissen konjunkturellen Entwicklung besteht 

auch bei den Gemeindeanteilen. Dies bestätigt sich auch in der Haushaltsplanung 2021. Hier 

ist durch die Corona Pandemie der stärkste Rückgang zu verzeichnen (2021: -3 Mio. Euro, 

2022: -3,5 Mio. Euro und 2023: -3,3 Mio. Euro). 

Die Schlüsselzuweisungen steigen in der Planung von 2019 bis 2023 um rund 1,3 Mio. 

Euro. Da die Steuerkraft in den Jahren 2018 und 2019 besser ausfiel, werden die Schlüssel-

zuweisungen in 2020 um rund 1,2 Mio. Euro geringer ausfallen als geplant. Diese Entwick-

lung konnte aufgrund des Doppelhaushaltes 2019/2020 nicht mehr berücksichtigt werden. 

Zum Planungszeitpunkt des Doppelhaushaltes wurde nachvollziehbar geplant. Mit den Ori-

entierungsdaten 2021 bis 2023 wurden die hohen Steigerungsraten der Schlüsselzuweisun-

gen nach unten korrigiert, was bei steigender Steuerkraftzahl auch zu geringeren Erträgen 

für Lohmar geführt hätte. Auch hier rechnet die Stadt Lohmar nach dem Haushaltsplan 2021 

in 2021 (-1,9 Mio. Euro) und 2022 (-eine Mio. Euro) mit deutlich niedrigen Erträgen.  

Mit der Erstattung aus der Abrechnung des Solidarbeitrages (Einheitslastenabrech-

nungsgesetz) werden die Lasten der deutschen Einheit, die durch die Kommunen zu tragen 

sind, abgerechnet. Die Abrechnung erfolgt spätestens zwei Jahre nach Ablauf der Abrech-

nungsperiode, letztmalig in 2021 für das Jahr 2019. In 2020 erfolgt die Abrechnung für 

2018. Die vorläufige Modellrechnung, die durch das Ministerium für Heimat, Kommunales, 

Bau und Gleichstellung NRW wurde, weist einen Erstattungsbetrag für Lohmar in 2020 von 

315.703 Euro aus (Planwert: 800.000 Euro) und in 2021 von 268.885 Euro (Planwert: 

800.000 Euro). Ab 2022 fällt die Erstattung weg. 

Bei Zuwendungen und allgemeinen Umlagen (ohne Schlüsselzuweisungen und die 

Erstattung aus der Abrechnung des Solidarbeitrages) spielen die Produkte Hilfen bei 

Einkommensdefiziten (hier im Wesentlichen Hilfen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz) 

und Förderung von Kindern in der Tagesbetreuung eine zentrale Rolle. Bei den Hilfen nach 

dem Asylbewerberleistungsgesetz sinken die Zuwendungen um rund 0,4 Mio. Euro. Dies 

resultiert aus zwei gegenläufigen Effekten: 
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 rund 0,7 Mio. Euro weniger Erträge aus dem Wegfall der Zuwendungen nach dem 

Teilhabe- und Integrationsgesetzes (TIntG) ab 2020  

 0,3 Mio. Euro höhere Kostenerstattungen nach dem Gesetz über die Zuweisung und 

Aufnahme ausländischer Flüchtlinge (FlüAG) ab 2020 

Im Produkt Förderung von Kindern in der Tagesbetreuung sinken die Zuwendungen und 

allgemeinen Umlagen um rund 0,9 Mio. Euro. Ursache ist eine höhere Landeszuweisung 

nach dem Kinderbildungsgesetz NRW in 2019. Die höhere Zuweisung resultierte aus höhe-

ren Landeszuschüssen insgesamt und mehr Betreuungsplätzen. Der Landtag NRW hat am 

29. November 2019 die Novelle des Kinderbildungsgesetzes verabschiedet. Das neue Kin-

derbildungsgesetz, das seit dem 01. August 2020 gilt, konnte im Doppelhaushalt 

2019/2020 nicht berücksichtigt werden. In der Prognose aus Juni 2020 wird der Ansatz im 

Produkt Förderung von Kindern in der Tagesbetreuung um rund 0,5 Mio. Euro unterschrit-

ten.  

Der Rückgang der sonstigen Transfererträge um rund 1,3 Mio. Euro lässt sich primär mit 

geringeren konsumtiven Erträgen aus dem Programm Gute Schule und geringeren Trans-

fererträgen im Produkt Hilfen für junge Menschen und ihre Familien erklären. Grund für den 

Rückgang im Produkt Hilfen für junge Menschen und Familien waren höhere sonstige 

Transfererträge in 2019 im Vergleich zum Plan-Jahr 2020. In 2019 entstanden höhere An-

sprüche gegenüber anderen Kommunen aus der wirtschaftlichen Jugendhilfe. 

Die sonstigen ordentlichen Erträge gehen von 2019 bis 2023 um 1,1 Mio. Euro zurück. 

Dies resultiert aus geringen Konzessionserträgen und Gewerbesteuernachforderungszin-

sen sowie nicht planbaren Rückstellungsauflösungen. 

Die Personalaufwendungen und Versorgungsaufwendungen steigen um rund zwei Mio. 

Euro. Bei der Planung der Personalaufwendungen des Doppelhaushaltes 2019/2020 geht 

die Stadt Lohmar als Basis von den Jahresbezügen 2017 aus. Auf diese Bezüge werden 

personenscharf bis 2023 bereits bekannten Änderungen aus neuen oder wegfallenden 

Stellen, Altersteilzeit, Beginn oder Ende von Erziehungsurlauben, Beurlaubungen und Teil-

zeitvereinbarungen berücksichtigt.  

Für die Beamten wurden zusätzlich für 2018 3,19 Prozent (Tarifvertrag 2,35 Prozent) und 

für 2019 3,09 Prozent (3,2 Prozent Tarifvertrag) berücksichtigt. Beförderungen, Alters- und 

Stufenaufstiege sowie Beförderungen (strukturelle Änderungen) wurden pro Jahr mit 0,5 

Prozent eingerechnet. Ab 2020 bis 2023 wurden pauschal 2,5 Prozent Besoldungserhö-

hungen und 0,5 Prozent strukturelle Änderungen aufgeschlagen. Die Bezüge der Beamten 

sinken jedoch in der Planung. Dies begründet die Stadt Lohmar mit ausscheidenden Mitar-

beitern, die in die Versorgung wechseln. 

Für die tariflich Beschäftigten wurden folgende Tarifsteigerungen berücksichtigt: 3,19 Pro-

zent (Tarifvertrag 3,19 Prozent durchschnittlich) für 2018 und 3,09 Prozent (Tarifvertrag 

3,09 Prozent durchschnittlich) für 2019. Für strukturelle Änderungen wird bei den tariflich 

Beschäftigten, die den wesentlichen Teil der Personalaufwendungen ausmachen, 0,25 Pro-

zent eingerechnet. Als Grund für die um 0,25 Prozent geringere strukturelle Änderung 

nennt die Stadt Lohmar, dass Höhergruppierungen usw. für die tariflich Beschäftigten mit 

weniger Aufwendungen verbunden sind. Dies belegen auskunftsgemäß Erfahrungswerte 

aus der Vergangenheit. Für die Jahre 2020 bis 2023 werden pauschal drei Prozent Steige-

rung (2,5 Prozent Tarifsteigerung und 0,5 Prozent strukturelle Änderung) eingerechnet. Ein 
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Risiko ist aus dieser Kalkulation aufgrund der aktuellen niedrigen Tarifabschlüsse nicht er-

kennbar. 

Bei den Versorgungsaufwendungen werden die Beiträge für die Versorgungskasse der 

Beamten auskunftsgemäß anhand der laufenden Zahlungen hochgerechnet und veran-

schlagt. Zusätzlich wurden für 2019 erstmalig ein pauschaler Aufschlag von zehn Prozent 

berücksichtigt (Hochrechnung zzgl. zehn Prozent) sowie eine zweiprozentige Besoldungs-

anpassung. Der pauschale Aufschlag resultiert aus Erfahrungen der Vergangenheit. Besol-

dungssteigerungen bei den Versorgungsbeiträgen werden für 2021 bis 2023 nicht analog 

zu den Personalaufwendungen mit 2,5 Prozent, sondern mit zwei Prozent eingerechnet.  

Vergleich Plan-Ergebnisse und Ist-Ergebnisse Personalaufwendungen 

 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Plan-Ergebnis 13.677 13.714 14.667 14.738 16.538 17.762 18.721 

Ist-Ergebnis 13.653 15.037 15.771 16.029 16.837 18.131 18.570 

Differenz 24 -1.323 -1.104 -1.291 -299 -369 151 

Vergleich Plan-Ergebnisse und Ist-Ergebnisse Versorgungsaufwendungen 

 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Plan-Ergebnis 781 797 985 1.004 1.227 1.343 1.538 

Ist-Ergebnis 920 1.262 1.449 1.357 1.433 1.642 1.610 

Differenz -139 -465 -464 -353 -206 -299 -72 

In der Vergangenheit sind die Personal- und Versorgungsaufwendungen höher ausgefallen 

als geplant. Als Grund hierfür wurden zusätzliche Stellen bei den Personalaufwendungen, 

höhere Pensions- und Beihilferückstellungen sowie höhere Beiträge für die Versorgungs-

empfänger genannt. Die zusätzlichen, nicht geplanten Stellen ergaben sich insbesondere 

beim pädagogischen Personal (Kindertagesstätten und Offene Ganztagsschulen). Nach 

der Haushaltsplanaufstellung der jeweiligen Doppelhaushalte ergab sich der zusätzliche 

Personalbedarf im zweiten Jahr des Doppelhaushaltes. Mit dem zehnprozentigen Auf-

schlag in 2019 bei den Beiträgen für die Versorgungsempfänger ist die Stadt Lohmar einem 

Risiko für höhere Versorgungsaufwendungen begegnet. Eine genaue Berechnung zur Er-

mittlung der Pensionsrückstellungen konnte uns nicht vorgelegt werden. Aus der Vorausbe-

rechnung des Heubeck-Gutachtens, die eine zweiprozentige Dynamik für Besoldungsstei-

gerungen und eine zweiprozentige Dynamik für die Beihilferückstellungen unterstellt, erge-

ben sich höhere Rückstellungsbeträge (zirka 0,2 bis 0,3 Mio. Euro) im Vergleich zur Pla-

nung der Stadt Lohmar. Bestandsveränderungen werden im Heubeck-Gutachten nicht be-

rücksichtigt. Gründe für die Abweichung konnte uns die Stadt Lohmar nicht nennen. Die 

durchschnittliche Rückstellungsbelastung von 2013 bis 2019 belief sich auf rund eine Mio. 

Euro jährlich. Von 2020 bis 2023 sind durchschnittlich rund 0,8 Mio. Euro. Die Stadt 

Lohmar sollte die Auswertungen des Heubeck-Gutachten mit den eigenen Auswertungen 

und Veränderungen des Mitarbeiterbestandes in Einklang bringen. Da zukünftig Positionen 

der Stadt Lohmar durch die Kommunalwahl neu besetzt werden, ist aus diesem Grund aus-

kunftsgemäß sowieso mit höheren Pensions- und Beihilferückstellungen zu rechnen. 
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Die Sach- und Dienstleistungsaufwendungen sinken um rund eine Mio. Euro. Die An-

sätze belaufen sich auf rund 14 Mio. Euro (2020), 13,8 Mio. Euro (2021), 14,2 Mio. Euro 

(2022) und 14,2 Mio. Euro (2023). Der wesentliche Rückgang resultiert somit aus den Jah-

ren 2019 zu 2020 –1,2 Mio. Euro und ist in geringen Sanierungsmaßnahmen für die Ge-

bäude und Unterhaltungsmaßnahmen für das Infrastrukturvermögen begründet. In den 

Jahren 2013 bis 2019 sind die Sach- und Dienstleistungsaufwendungen im Schnitt um 5,1 

Prozent gestiegen. Im Planungszeitraum wird mit einem Rückgang von 1,7 Prozent gerech-

net. Die Stadt Lohmar wendet den seit 2019 möglichen Komponentenansatz an. Durch die 

Anpassungen des 2. NKF-Weiterentwicklungsgesetzes hat die Stadt die Möglichkeit, auch 

Teilmaßnahmen an einem Gebäude als Investition zu aktivieren. So steigen dauerhaft die 

Abschreibungen an. Die punktuelle Belastung in einem Haushaltsjahr wird jedoch vermie-

den. Zusätzlich ist es das Ziel der Stadt, die Unterhaltungsmaßnahmen auf das notwendige 

Maß zu beschränken, ohne die Vermögenssubstanz zu gefährden. Zeigt die geplante Kon-

solidierung keinen Erfolg, besteht in dieser Position ein Risiko durch höhere Aufwendungen 

als geplant. 

Die Transferaufwendungen (ohne Kreisumlage und Steuerbeteiligungen) steigen um 

0,96 Mio. Euro. Auch hier spielen, analog zu den Zuwendungen, die Produktbereiche 1.05 

Soziales und 1.06 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe eine zentrale Rolle. Die Transferauf-

wendungen im Produktbereich Soziales steigen um rund 0,54 Mio. Euro. Primär spielt hier 

die Anzahl der Zuweisungen von Asylbewerbern, die Anzahl der geduldeten Personen und 

Rechtskreiswechsler eine Rolle. Die Stadt Lohmar kalkuliert die Ansätze in Korrelation zu 

den Erstattungen nach dem FlüAG. Es besteht ein allgemeines Risiko wie sich die Zuwei-

sungszahlen und vor allem der Anteil der geduldeten Personen mit einer Aufenthaltsdauer 

von mehr als drei Monaten entwickelt. Die Aufwendungen für den Personenkreis der Ge-

duldeten mit einer Aufenthaltsdauer von mehr als drei Monaten werden nämlich nicht über 

das Flüchtlingsaufnahmegesetz refinanziert. Die Transferaufwendungen im Produktbereich 

Kinder-, Jugend- und Familienhilfe steigen um rund 0,3 Mio. Euro. Die Stadt Lohmar geht 

davon aus, dass der Ansatz für den Produktbereich 1.06 in 2020 auch insgesamt unter-

schritten wird. Allerdings zeichnen sich in der aktuellen Haushaltsplanung 2021 deutlich hö-

here Defizite im Produktbereich 1.06. ab, als noch im Doppelhaushalt 2019/2020 berück-

sichtigt. Das Defizit steigt auskunftsgemäß nach den ersten Haushaltsplanberatungen um 

rund vier Mio. Euro in 2023 im Vergleich zur mittelfristigen Ergebnisplanung 2023 des 

Haushaltes 2019/2020. 

Durch die Abfinanzierung des Fonds Deutsche Einheit entfällt auch die Grundlage für den 

von den Kommunen zu leistenden Finanzierungsanteil über eine erhöhte Gewerbesteu-

erumlage (Steuerbeteiligung). Dies sind im Wesentlichen die Gründe für den Rückgang 

der Steuerbeteiligungen um 0,75 Mio. Euro. Die Stadt plant diese nachvollziehbar. 

Die Kreisumlage steigt um rund 2,6 Mio. Euro von 2019 bis 2023. Der Ansatz 2020 leitet 

sich aus den Umlagegrundlagen der Modellrechnung sowie dem Hebesatz des Kreises für 

2020 ab. Für die Jahre 2021 bis 2023 hat Lohmar anhand der eigenen Haushaltsdaten die 

Umlagegrundlagen für die Kreisumlage nachvollziehbar berechnet und die Hebesätze des 

Kreises angewendet. Es besteht das allgemeine Risiko, dass der Fehlbetrag des Kreises 

zukünftig steigt bzw. die eigene Steuerkraft im Vergleich zu den anderen Kommunen steigt 

und somit eine höhere Kreisumlage zu leisten wäre. Abzuwarten bleibt an dieser Stelle, wie 

sich die beabsichtigte Erhöhung der Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft um 

25 Prozent im Kreishaushalt auswirkt. 
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Insgesamt lässt sich festhalten, dass Lohmar zum Zeitpunkt der Haushaltsplanaufstellung 

2019/2020 nachvollziehbar geplant hat. Die Gewerbesteuererträge wurden dabei zurück-

haltend geplant. Alle anderen Positionen sind ohne nennenswert erkennbaren Spielraum 

geplant worden. Ende 2019 zeichneten sich bei den Erträgen Risiken aufgrund der kon-

junkturellen Entwicklung ab, die aufgrund des Doppelhaushaltes 2019/2020 nicht berück-

sichtigt wurden. In den Haushaltsplanungen 2021 zeichnet sich zudem ein deutlicher An-

stieg des Fehlbetrages aus dem Produktbereich Kinder-, Jugend- und Familienhilfe ab, die 

den Haushaltsausgleich gefährden, wenn keine zusätzlichen Maßnahmen ergriffen werden. 

Zudem ist mit höheren Pensionsrückstellungen zu rechnen aufgrund der Neubesetzung 

von Stellen. 

1.3.4 Eigenkapital 

� Das Eigenkapital der Stadt Lohmar ist im Zeitraum 2013 bis 2019 stabil geblieben. Eine 

Überschuldung ist aktuell nicht erkennbar. Die Eigenkapitalquoten sind jedoch unter-

durchschnittlich. 

Eine Kommune sollte positives Eigenkapital haben und darf gemäß § 75 Abs. 7 GO NRW 

nicht überschuldet sein. Je mehr Eigenkapital sie hat, desto weiter ist sie von der gesetzlich 

verbotenen Überschuldung entfernt. 

Eigenkapital Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2019  

Grundzahl 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Eigenkapital 1* 47.723 45.833 45.560 46.717 47.590 48.782 48.291 

Eigenkapital 2** 172.069 168.075 166.704 164.555 162.292 161.003 158.800 

* Eigenkapital 1= Allgemeine Rücklage, Sonderrücklagen, Ausgleichsrücklage, Jahresüberschuss oder Jahresfehl-
betrag 
** Eigenkapital 2 = Eigenkapital 1 + Sonderposten für Zuwendungen und Beiträge 

Die einzelnen Positionen des Eigenkapitals stehen in der Anlage Tabelle 5 dieses Teilbe-

richtes. 

Das Eigenkapital 1 der Stadt Lohmar ist leicht gestiegen. Die Jahresfehlbeträge konnten 

durch die Jahresüberschüsse in 2016 und 2018 sowie die Verrechnungen gegen die allge-

meine Rücklage nach § 44 Abs. 3 KomHVO (vgl. Kapitel Ist-Ergebnisse) kompensiert wer-

den. Ende 2019 beträgt der Stand der Ausgleichsrücklage 1,5 Mio. Euro. Das Eigenkapital 

2 ist im Wesentlichen durch die Sonderposten aus Beiträgen zurückgegangen. 
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Eigenkapitalquote 1 in Prozent 2019 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 18 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Der Median für das Jahr 2018 mit 68 Werten beträgt 24,76 Prozent. 

Berücksichtigt man beim wirtschaftlichen Eigenkapital auch die Sonderposten für Beiträge 

und Zuwendungen (Eigenkapitalquote 2), fällt diese höher aus: 

Eigenkapitalquote 2 in Prozent 2019 

Lohmar Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum 

Anzahl 
Werte 

51,72 32,17 44,41 57,31 70,75 86,86 18 

Der Median für das Jahr 2018 mit 68 Werten beträgt 53,52 Prozent. 

Gesamteigenkapitalquoten in Prozent 2017 

Lohmar Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum 

Anzahl 
Werte 

19,31 -17,20 13,87 26,52 39,20 65,27 21 

52,81 0,47 37,41 52,81 64,84 81,25 21 

Ein Vergleich auf Basis der Gesamtabschlüsse kann aufgrund fehlender Vergleichszahlen nicht für 2018 erfolgen. 
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Die Eigenkapitalquoten des Konzerns positionieren sich ähnlich im Vergleich zum Einzelab-

schluss. 

1.3.5 Schulden und Vermögen 

� Die Schulden schränken den Handlungsspielraum der Stadt Lohmar ein. Der Über-

schuss aus der laufenden Verwaltungstätigkeit muss oftmals vollständig oder fast voll-

ständig zur Tilgung der Investitionskredite und Liquiditätskredite eingesetzt werden. 

� Ein schlechter Zustand des Anlagevermögens insgesamt sowie ein daraus abzuleiten-

der erhöhter Reinvestitionsbedarf konnte nicht festgestellt werden. Dennoch ergibt sich 

zusätzlicher Finanzierungsbedarf aus noch nicht eingeplanten Investitionsprojekten 

(Bauhof, Stadtteil Birk). Die Verschuldung steigt weiter an. 

Schulden und hohe Reinvestitionsbedarfe begrenzen aktuelle und zukünftige Gestaltungs-

möglichkeiten und können dem Grundsatz der Generationengerechtigkeit widersprechen. 

Je niedriger sie ausfallen, desto größer sind die Handlungsspielräume der Haushaltswirt-

schaft einer Kommune.  

Zu den Schulden gehören die Verbindlichkeiten, die Rückstellungen und die Sonderposten 

für den Gebührenausgleich. Um den unterschiedlichen Ausgliederungsgraden Rechnung 

zu tragen, bezieht die gpaNRW die Schulden aus dem Gesamtabschluss ein. 

Schulden Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2019 (Kernhaushalt) 

Kennzahl 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Schulden 109.129 117.018 131.462 137.476 138.162 145.327 144.900 

davon Verbindlichkeiten 83.280 89.646 101.225 106.014 106.867 112.022 110.689 

davon Rückstellungen 25.849 27.372 30.237 31.461 31.295 33.239 34.136 

davon Sonderposten für den Gebühren-
ausgleich 

0 0 0 0 0 67 76 

Die Schulden der Stadt Lohmar sind von den Verbindlichkeiten geprägt. Diese umfassen 

76 Prozent der städtischen Schulden. Der Anteil der Rückstellungen an den Schulden be-

läuft sich auf rund 24 Prozent. Die Rückstellungen sind mit rund 80 Prozent vor allem auf 

die Pensionsrückstellungen zurückzuführen. Die Verbindlichkeiten sind um rund 27 Mio. 

Euro angestiegen. Dabei sind die Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen um rund 

34 Mio. Euro angestiegen. Die Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung sind 

von 2013 bis 2017 kontinuierlich angestiegen. In 2019 konnten die Liquiditätskredite um 

rund sechs Mio. Euro abgebaut werden. In 2015 hat die Stadt Lohmar in Höhe von 10,3 

Mio. Euro ein Darlehn aufgenommen und an die Stadtwerke GmbH & Co. KG zum Erwerb 

des Strom- und Gasnetzes weitergeleitet. Unter den Ausleihungen an verbundene Unter-

nehmen findet sich eine entsprechende Gegenposition. 
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Fremdkapitalquote in Prozent 2019 (Kernhaushalt) 

Lohmar Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum 

Anzahl 
Werte 

48,04 11,83 27,94 41,67 53,70 67,32 18 

Der Median für das Jahr 2018 mit 68 Werten beträgt 45,10 Prozent. 

Schulden je Einwohner Stadt Lohmar in Euro 2019 (Kernhaushalt) 

 

In den interkommunalen Vergleich 2019 sind 18 Werte eingeflossen. Der Median für das 

Jahr 2018 mit 68 Vergleichswerten beträgt 3.265 Euro. Auch unter Berücksichtigung der 

Ausleihung an die Stadtwerke ist die Verschuldung der Stadt Lohmar je Einwohner hoch: 

Erweiterte Effektivverschuldung* je Einwohner 2019 

Lohmar Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum 

Anzahl 
Werte 

4.110 -1.021 1.141 2.721 3.938 4.952 18 

* Verbindlichkeiten + Rückstellungen + Sonderposten für den Gebührenausgleich - liquide Mittel - Forderungen - 
sonstige Vermögensgegenstände - Wertpapiere des Umlaufvermögens - Wertpapiere des Anlagevermögens - 
Ausleihungen) / Einwohner 

Gesamtschulden Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2017 (Gesamtabschluss) 

Grundzahl 2013 2014 2015 2016 2017 

Gesamtschulden 117.338 126.966 157.100 158.804 160.211 

davon Gesamtverbindlichkeiten 91.224 98.690 125.904 126.314 127.403 

davon Rückstellungen 26.114 28.276 31.197 32.490 32.808 
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Grundzahl 2013 2014 2015 2016 2017 

davon Sonderposten für den Gebührenausgleich 0 0 0 0 0 

Die Gesamtschulden des Konzern Stadt Lohmar sind mit 80 Prozent ebenfalls von den 

Verbindlichkeiten geprägt.  

Gesamtschulden je Einwohner in Euro 2017 (Gesamtabschluss) 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 20 Werte eingeflossen.  

 

1.3.5.1 Verbindlichkeiten 

Bei den Gesamtverbindlichkeiten 2013 bis 2017 hat die gpaNRW die Daten aus den Ge-

samtabschlüssen der Stadt Lohmar verwendet. Für das Jahr 2018 konnte uns die Stadt 

Lohmar vorläufige Daten aus der Schuldenkonsolidierung zur Verfügung stellen, da der Ge-

samtabschluss 2018 noch nicht aufgestellt ist. Somit entfällt die sonst übliche Vorgehens-

weise zur Berechnung der Gesamtverbindlichkeiten, wenn kein Gesamtabschluss vorliegt. 

In solchen Fällen saldiert die gpaNRW die Verbindlichkeiten des Kernhaushaltes mit denen 

der Mehrheitsbeteiligungen unter Berücksichtigung wesentlicher Verflechtungen. Soweit 

von anderen Kommunen nur hilfsweise errechnete Verbindlichkeiten des Konzerns Kom-

mune vorlagen, hat die gpaNRW diese Verbindlichkeiten in den Vergleich einbezogen. 
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Gesamtverbindlichkeiten Konzern Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2018  

Die Gesamtverbindlichkeiten sind von 2013 bis 2018 um rund 54 Mio. Euro gestiegen. Dies 

ist im Wesentlichen auf den Anstieg der Investitionskredite zurückzuführen. 

Gesamtverbindlichkeiten Konzern Kommune je Einwohner in Euro 2018 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 59 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Investitionskredite je Einwohner in Tausend Euro 2018 (Gesamtabschluss) 

Lohmar Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum 

Anzahl 
Werte 

3.659 498 1.083 1.934 2.395 3.659 17 

Den vergleichsweise hohen Investitionskrediten steht allerdings auch im Gesamtabschluss 

z.B. das zurückerworbene Strom- und Gasnetz gegenüber sowie ein vergleichsweise ho-

hes Anlagevermögen im Kernhaushalt: 

Bilanzsumme und Anlagevermögen in Tausend Euro je Einwohner 2018 (Kernhaushalt) 

Kennzahl Lohmar 
Mini-
mum 

1. Vier-
telwert 

2. Vier-
telwert 

(Me-
dian) 

3. Vier-
telwert 

Maxi-
mum 

Anzahl 
Werte 

Bilanzsumme Aktiva je Einwohner 10.170 5.331 7.125 7.960 9.098 22.613 68 

Anlagevermögen je Einwohner 9.712 4.897 6.401 7.361 8.084 16.032 68 

davon bebaute Grundstücke je 
Einwohner 

3.017 0,00 1.927 2.201 2.756 3.382 68 

davon Infrastrukturvermögen 4.867 2,53 2.177 2.639 3.258 5.547 68 

1.3.5.2 Salden der Finanzrechnung (künftiger Finanzierungsbedarf) 

Salden der Finanzrechnung Stadt Lohmar in Tausend Euro 2020 bis 2023  

Grundzahlen 2020 2021 2022 2023 

Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 3.311  5.049  4.514  5.102  

+ Saldo aus Investitionstätigkeit -5.455  -1.986  -4.268  -4.354  

= Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag -1.964  3.063  246  749  

+ Saldo aus Finanzierungstätigkeit 855  -2.914  -732  -546  

= Änderung des Bestandes an eige-
nen Finanzmitteln 

-1.289  149  -486  202  

Die Stadt Lohmar rechnet durchgängig mit positiven Salden aus der laufenden Verwal-

tungstätigkeit. Der Endbestand der Liquiditätskredite beläuft sich in 2019 auf rund acht Mio. 

Euro, wobei es gerade bei den Liquiditätskrediten zu stichtagsbezogenen Schwankungen 

kommt. Dennoch lässt sich festhalten, dass ein notwendiger Abbau der Liquiditätskredite in 

2019 erfolgt ist. In der Haushaltsplanung 2020 (Doppelhaushalt 2019/2020) ist bis 2023 

weder ein Auf- noch ein Abbau der Liquiditätskredite geplant. Belastbare Zahlen zum Liqui-

ditätskreditbedarf durch die Corona-Pandemie lagen zum Prüfungszeitpunkt nicht vor. Zum 

30. Juni 2020 belief sich der Bestand an Liquiditätskrediten jedoch bereits auf 19 Mio. Euro. 

Auch wenn das Zinsniveau derzeit außergewöhnlich günstig ist und aktuell noch keine Zei-

chen einer Trendwende ersichtlich sind, besteht langfristig bei den Liquiditätskrediten ein 

Zinsänderungsrisiko für die Stadt.  

Die Investitionskredite steigen in 2020 noch einmal um 0,8 Mio. Euro. In den Folgejahren 

soll dann um rund vier Mio. Euro ein Abbau stattfinden. Auch hier ist es wichtig, darauf zu 
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achten, dass der städtische Haushalt zukünftig nicht zu stark durch die Zins- und Tilgungs-

leistungen belastet wird. Die Investitionstätigkeit musste in Lohmar über neue Kredite finan-

ziert werden, da der Überschuss aus der laufenden Verwaltungstätigkeit in 2013 bis 2019 

(außer 2016 und 2019) vollständig oder fast vollständig zur Tilgung der Investitionskredite 

und Liquiditätskredite benötigt wurde. Diese risikoreiche Entwicklung setzt sich auch in der 

Planung weiter fort.  

Für das Anlagevermögen stehen in den Jahren 2020 bis 2023 (vier Jahre) Investitionen von 

31 Mio. Euro an. Zum Vergleich wurden in den Jahren 2016 bis 2019 (vier Jahre) 46 Mio. 

Euro investiert. Zukünftige Investitionsschwerpunkte sind: 

 Erwerb von allgemeinen Grundvermögen (Erwerb von Grundstücken im Innenstadt-

bereich) 

 Neubau Feuerwehrgerätehaus Birk 

 Erwerb von Grundstücken für das Umlaufvermögen 

 Sanierung Gesamtschule Standort II 

 Erweiterung Grundschule Donrath 

 Generalsanierung Villa Friedlinde und Villa Therese 

 Barrierefreier Ausbau Bushaltestellen 

 Erneuerung der Straßenbeleuchtung LED 

 Erwerb einer Asylbewerberunterkunft 

1.3.5.3 Reinvestitionsbedarfe beim Gebäude- und Infrastrukturvermögen 

Die Höhe der Verbindlichkeiten und des Vermögens stehen üblicherweise in Beziehung zu-

einander. Investitionsmaßnahmen werden in der Regel durch Kreditaufnahmen finanziert. 

Kommunen, die in der Vergangenheit viel investiert haben, haben dadurch tendenziell hö-

here Verbindlichkeiten gegenüber einer Kommune die vergleichsweise wenig investiert hat, 

aufgebaut. Nicht durchgeführte Investitionen können hingegen zu geringeren Verbindlich-

keiten führen. 

Ein schlechter Zustand des Anlagevermögens deutet auf einen Sanierungsbedarf und da-

mit auf anstehende Investitionsmaßnahmen hin. Absehbare Reinvestitionen müssen finan-

ziert werden. Je schlechter der Zustand des Anlagevermögens ist, umso höher ist das Ri-

siko zukünftiger Haushaltsbelastungen. 

Als Indikator für den Zustand des Anlagevermögens zieht die gpaNRW die Altersstruktur 

heran. Die Altersstruktur schätzt die gpaNRW anhand der Kennzahl Anlagenabnutzungs-

grad ein. Den Anlagenabnutzungsgrad errechnet sie aus Daten der Anlagenbuchhaltung. 

Dazu setzt die gpaNRW die Restnutzungsdauer der einzelnen Anlagegüter ins Verhältnis 

zur Gesamtnutzungsdauer. Hieraus ergibt sich, zu welchem Anteil die Vermögensgegen-

stände bereits abgenutzt sind. 
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 Anlagenabnutzungsgrade Stadt Lohmar 2018 

Vermögensgegenstand 
GND nach Anlage 16* 

von               bis 
GND in Jahren RND in Jahren 

AAG in Pro-
zent 

Wohnbauten 50 80 70 30 57 

Verwaltungsgebäude 40 80 60 28 54 

Gemeindehäuser, Bürgerhäu-
ser, Saalbauten  

40 80 65 28 57 

Feuerwehrgerätehäuser 40 80 57 40 29 

Schulen - keine Differenzie-
rung in Schulformen** 

40 80 63 31 51 

Sporthallen 40 60 50 19 62 

Tageseinrichtungen für Kinder 40 80 65 25 62 

Übergangswohnungen 50 80 65 22 66 

Bauhof 40 60 50 12 75 

Leichenhallen, Trauerhallen 60 80 70 19 73 

Straßen und Wirtschaftswege 30 60 49 22 55 

Kanäle 50 80 66 37 44 

GND = Gesamtnutzungsdauer, RND = Restnutzungsdauer, AAG = Anlagenabnutzungsgrad; 
* NKF – Rahmentabelle der Gesamtnutzungsdauer für kommunale Vermögensstände (Anlage 16 der VV Muster 
zur GO NRW und KomHVO NRW) 

Die Stadt Lohmar hat für ihre Vermögensgegenstände mittlere Gesamtnutzungsdauern 

festgelegt. Hierdurch hat sie höhere jährliche Abschreibungsaufwendungen (vgl. auch NKF 

Kennzahlenset: Abschreibungsintensität3) als bei längeren Gesamtnutzungsdauern. Auch 

werden eher hohe Anlagenabnutzungsgrade erreicht. Gleichzeitig sinkt jedoch das Risiko 

vorzeitiger Abschreibungen aufgrund von überaltertem Vermögen.  

Die gpaNRW nimmt lediglich eine bilanzielle Betrachtung vor. Somit kann der tatsächliche 

Zustand der Vermögensgegenstände vom errechneten Anlagenabnutzungsgrad abwei-

chen. Ein Jahresabschluss soll jedoch u.a. ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-

chendes Bild der Vermögenslage vermitteln. Daher ist ein hoher Anlagenabnutzungsgrad 

ein erster Hinweis, dass zukünftig höhere Investitionen anstehen. Die Kämmerei teilt uns 

mit, dass der ermittelte Anlagenabnutzungsgrad mit der Einschätzung der Stadt zum tat-

sächlichen Zustand Vermögens übereinstimmt. Die Anlagenabnutzungsgrade der Stadt 

Lohmar sind insgesamt ausgewogen. 

Basierend auf den Zu- und Abgängen des Straßenvermögens im Zeitraum 2013 bis 2019 

ergibt sich eine durchschnittliche Investitionsquote von 51 Prozent, die nicht ausreichend 

ist, um werterhaltend zu investieren. Ähnlich verhält es sich bei den Kanälen, in die mit ei-

ner durchschnittlichen Investitionsquote von 68 Prozent ebenfalls nicht werterhaltenden in-

 

3 vgl. Anhang in diesem Teilbericht Tabelle NKF- Kennzahlenset 
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vestiert wurde. Dies lag auskunftsgemäß am Personalmangel im Tiefbaubereich. Durch zu-

sätzliches Personal soll sich dies zukünftig ändern (vgl. auch Kapitel Ermächtigungsüber-

tragungen). 

Investitionsschwerpunkt waren die Gebäude in den letzten Jahren. Insbesondere hat die 

Stadt elf zusätzliche Übergangswohnungen in 2015 und 2016 erworben. Im Schulbereich 

wurde eine neue Mensa erbaut und ein Anbau an der Waldschule errichtet. Die Kinderta-

gesstätte Agger Pänzin in Lohmar-Ort wurde in 2018 fertiggestellt und die Großtagespflege 

Ellhauser Weg wurde in 2019 aktiviert. Die Stadt Lohmar legt großen Wert auf den guten 

baulichen Zustand der genutzten Gebäude. Bis auf einzelne Gebäude kann ein größerer 

Investitionsstau ausgeschlossen werden. 

Zukünftig kommen auf die Stadt größere Investitionen zu, die im Doppelhaushalt 

2019/2020 noch nicht eingeplant sind. Diese Maßnahmen führen dazu, dass die ohnehin 

schon hohen Investitionskredite und Abschreibungen noch weiter steigen. Zu den neuen 

Projekten gehört die Sanierung oder der Neubau des Bauhofes. Zudem soll der Stadtteil 

Lohmar-Birk entwickelt werden, dazu stehen drei Varianten zur Auswahl, die u.a. einen 

Neubau der Grundschule Birk beinhaltet. Insgesamt belaufen sich die Kostenschätzungen, 

je nach Variante zwischen 21 bis 25 Mio. Euro.  

1.4 Haushaltssteuerung 

Im folgenden Abschnitt stellt die gpaNRW fest, ob der Stadt Lohmar die wesentlichen Infor-

mationen zur Steuerung ihrer Haushaltswirtschaft vorliegen. Zudem analysiert die 

gpaNRW, wie sich die haushaltswirtschaftliche Steuerung der Verwaltung auswirkt. Des 

Weiteren betrachtet sie, wie die Kommune mit dem Instrument der Ermächtigungsübertra-

gungen und mit Fördermitteln umgeht. 

1.4.1 Informationen zur Haushaltssituation 

� Die Stadt Lohmar verfügt über aktuelle wesentliche Informationen zur Haushaltssitua-

tion. Die Haushaltspläne werden nahezu fristgerecht angezeigt. Die Jahresabschlüsse 

werden fristgerecht festgestellt. Zusätzlich unterstützt ein aktives Controlling die Infor-

mationslage zur Haushaltssteuerung. 

 

Eine Kommune sollte stets über aktuelle Informationen zur Haushaltssituation verfügen. 

Die gpaNRW hält es daher für wichtig, dass Kommunen die Fristen für die Anzeige der 

Haushaltssatzung nach § 80 Abs. 5 S. 2 GO NRW sowie für die Aufstellung und Feststel-

lung der Jahresabschlüsse (§ 95 Abs. 5 S. 2 GO NRW, § 96 Abs. 1 GO NRW) einhalten. 

Unabhängig hiervon sollten die Führungskräfte einer Kommune für ihre jeweiligen Zustän-

digkeitsbereiche über den Stand der Haushaltsbewirtschaftung informiert sein. Darauf auf-

bauend sollten die Organisationseinheiten der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister 

und der Kämmerin bzw. dem Kämmerer über den jeweiligen Teilplan berichten. Zudem 

sollten sie über die voraussichtliche Entwicklung bis zum Ende des Haushaltsjahres infor-

miert sein. 
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Darüber hinaus sollte eine Bürgermeisterin bzw. ein Bürgermeister sowie eine Kämmerin 

bzw. ein Kämmerer den Verwaltungsvorstand und die politischen Entscheidungsträger über 

den Stand der Haushaltsbewirtschaftung und über die voraussichtliche Entwicklung bis 

zum Ende des Haushaltsjahres informieren. Die Entscheidungsträger müssen in der Lage 

sein, rechtzeitig Maßnahmen zu ergreifen, wenn Ziele der Haushaltsplanung gefährdet 

sind. 

Die Frist zur Anzeige der Haushaltssatzung an die Aufsichtsbehörde verfehlt die Stadt 
Lohmar nur um rund zwei Wochen. Die Doppelhaushaltspläne 2017/2018, der Nachtrags-

haushalt 2018 sowie der Doppelhaushalt 2019/2020 sind in der letzten Ratssitzung (Anfang 

bis Mitte Dezember) des Vorjahres beschlossen worden. Die Anzeige erfolgte unmittelbar 

danach.  

Die Jahresabschlüsse kann Lohmar ohne wesentliche Verzögerungen (Ende April) als Ent-

wurfsfassung in den Rat einbringen. Festgestellt werden die Jahresabschlüsse fristgerecht 

noch in dem auf das Haushaltsjahr folgenden Jahr. Ein Fristverstoß liegt bei der Aufstellung 

der Gesamtabschlüsse vor. Die Stadt Lohmar hat bisher die Gesamtabschlüsse für die 

Jahre 2010 bis 2017 aufgestellt. Bestätigt ist der Gesamtabschluss 2010. Bis zum 31. De-

zember 2021 hat die Stadt noch die Möglichkeit, die Gesamtabschlüsse im vereinfachten 

Verfahren nach dem Gesetz zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler Gesamtab-

schlüsse aufzustellen. Die Abschlüsse für die Jahre 2011 bis 2017 können der Anzeige des 

Gesamtabschlusses 2018 an die Aufsichtsbehörde beigefügt werden. Die Stadt Lohmar 

plant, diese Sonderregelung zu nutzen. Die Stadt geht davon aus, dass sie ab 2019 von 

der Aufstellung eines Gesamtabschlusses befreit ist. Die Beteiligungsberichte werden dem 

Rat und den Einwohnern überwiegend innerhalb des nächsten Jahren zur Kenntnis gege-

ben (vgl. Teilbericht Beteiligungen). 

Die Verwaltung hat ein Controlling implementiert. Hierüber ist sie unterjährig über den 

Stand der Haushaltswirtschaft informiert. Zweimal im Jahr (30.06. und 31.12.) werden Pro-

duktgruppenberichte erstellt, die den jeweiligen Fachausschüssen und dem Rat zur Kennt-

nis gegeben werden. In diesen Produktgruppenberichten finden sich Informationen über 

das geplante und aktuelle Ist-Ergebnis je Produktgruppe sowie einer entsprechenden Prog-

nose (zum 30.06.), die Entwicklung der Investitionen über 100.000 Euro sowie Ziele und 

Kennzahlen der jeweiligen Produktgruppe. Daneben erfolgt noch finanzwirtschaftlicher 

Halbjahresbericht mit Prognose bis zum Jahresende 2020. Hier wird eine Ergebnisprog-

nose auf Basis der gesamten Ergebnisrechnung zum Jahresende sowie ein Stand der Li-

quiditätskredite durchgeführt. Zudem werden auskunftsgemäß verwaltungsintern monatli-

che Analysen zu kritischen Plan-/Istabweichungen durchgeführt und bei Bedarf in der Ver-

waltungskonferenz kommuniziert. 

Positiv hervorzuheben ist, dass der Haushaltplan 2019/2020 unter 5.7 eine detaillierte 

Übersicht über die freiwilligen Ausgaben enthält. Das fördert die Transparenz und doku-

mentiert, dass die Ausgabenentwicklung seitens der Verwaltung im Blick behalten wird. 

Ebenfalls gut ist, dass der Haushalt in jeder Produktgruppe mit messbaren Zielen hinterlegt 

wurde. 
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1.4.2 Wirkung der kommunalen Haushaltssteuerung 

� Die Stadt Lohmar kann Aufwandssteigerungen seit 2017 nicht mehr kompensieren. Die 

zukünftige Entwicklung des Defizits im Produktbereich Jugend macht deutlich, wie wich-

tig es ist Konsolidierungsoptionen umzusetzen. Sonst bleibt in der Regel nur die kurz-

fristige Möglichkeit die Hebesätze zu erhöhen. Der Hebesatz der Grundsteuer B in 

Lohmar im Rhein-Sieg Kreis jedoch schon vergleichsweise hoch. 

Eine Kommune hat nach § 75 Abs. 1 Satz 1 GO NRW ihre Haushaltswirtschaft so zu pla-

nen und zu führen, dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Insofern ist es für 

sie eine dauernde Aufgabe, ihre finanzielle Leistungskraft und den Umfang ihres Aufgaben-

bestandes in Einklang zu bringen. Eine Kommune sollte daher durch (Konsolidierungs-

)Maßnahmen ihren Haushalt entlasten. So kann sie eigene Handlungsspielräume langfris-

tig erhalten oder wiedererlangen. 

Die Jahresergebnisse werden wesentlich durch schwankende Erträge und Aufwendungen 

der Gewerbesteuer, der Kreisumlage und des Finanzausgleichs beeinflusst. Die Jahreser-

gebnisse geben im Zeitverlauf damit nur bedingt einen Hinweis auf die Erfolge von eigenen 

Konsolidierungsmaßnahmen. Die Wirkung der kommunalen Haushaltssteuerung auf die 

Jahresergebnisse wird überlagert. Um diese wieder offenzulegen, bereinigt die gpaNRW 

die Jahresergebnisse um die Erträge und Aufwendungen der Gewerbesteuer, der Kreisum-

lage und des Finanzausgleichs sowie um Sondereffekte. Als Sondereffekte haben wir hö-

here Zuführungen zu den Pensionsrückstellungen in 2014 und die Zuführung zur Rückstel-

lung für Rückzahlungsverpflichtungen aus Gewerbesteuern in 2015 berücksichtigt. 

Die Teilergebnisse der Produktbereiche Soziale Leistungen und des Produktes Hilfen bei 

Wohnproblemen sowie dem Produktbereich Kinder-, Jugend- und Familienhilfe haben ei-

nen maßgeblichen Einfluss auf die Jahresergebnisse. Diese Positionen stehen im Zusam-

menhang mit der Finanzierung sozialer Leistungen und können von der Stadt nur einge-

schränkt beeinflusst werden. Die gpaNRW stellt deshalb das bereinigte Jahresergebnis dif-

ferenziert dar. 

Die folgende Grafik zeigt, wie sich die bereinigten Jahresergebnisse ausgehend vom Basis-

jahr 2013 entwickeln. Die Tabellen 10 und 11 der Anlage enthalten die Berechnungen 

hierzu. 
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Bereinigte Jahresergebnisse Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2023  

 

Die Grafik spiegelt die Veränderung der bereinigten Jahresergebnisse der Stadt Lohmar 

seit 2013 wider. Das Basisjahr 2013 wird als Ausgangspunkt mit null Euro dargestellt. Die 

weiteren bereinigten Jahresergebnisse sind als Differenz zum Basisjahr dargestellt.  

Wir betrachten zunächst die bereinigten Jahresergebnisse mit Sozialleistungen (blauer 

Graph). Der Stadt Lohmar gelingt es von 2013 bis 2016, allgemeine Aufwandssteigerungen 

durch Konsolidierung auszugleichen. Aufwandssteigerungen ergeben sich aus der allge-

meinen Preissteigerung, Besoldungs- und Tariferhöhungen oder nicht vollständig gegenfi-

nanzierten Transferaufwendungen. Wesentliche Maßnahme war die Hebesatzerhöhung der 

Grundsteuer B in 2015. In 2015 wurde seitens der Kämmerei Einsparvorschläge bei den 

freiwilligen Leistungen und der inneren Verwaltung eingebracht, die jedoch nicht umgesetzt 

wurden. Ab 2017 bis 2023 verläuft der Trend negativ. Der Stadt gelingt die Kompensation 

von Aufwandssteigerungen nicht mehr. Zum Teil ist dies auf die Sozialleistungen zurückzu-

führen. 

Die Belastung aus den Sozialleistungen ist gestiegen. Daher betrachten wir im Folgenden 

die bereinigten Jahresergebnisse ohne Sozialleistungen (roter Graph). Allerdings ist auch 

ohne die Sozialleistungen ab 2018 ein negativer Trend zu konstatieren. Die Sozialleistun-

gen haben sich wie folgt entwickelt: 

Sozialleistungen Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2023 

  2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 

PB 
1.05 
und 
Pro-
dukt 
1.10.
08 

-727  -945  -790  -276  -1.414  -1.114  -517  -1.597  -1.605  -1.604  -1.630  



�  Stadt Lohmar  �  Finanzen  �  050.010.020_05492 

Seite 60 von 177 

  2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 

 PB 
1.06 

-6.781  -7.727  -8.201  -8.365  -8.745  -9.913  -10.126  -11.333  -11.380  -11.656  -11.864  

Sum
me 

-7.509  -8.673  -8.991  -8.641  -10.158  -11.028  -10.643  -12.931  -12.985  -13.261  -13.494  

Die Schere zwischen den bereinigten Jahresergebnissen mit und ohne Sozialleistungen 

driftet erstmals in 2017 deutlich auseinander. Dies Jahr markiert auch den bis dahin stärks-

ten Anstieg der Sozialleistungen. Im Haushalt 2021 erwartet die Stadt Lohmar weiter deutli-

chen Anstieg aus dem Produktbereich Kinder-, Jugend- und Familienhilfe im Vergleich zum 

Haushalt 2019/2020 und mittelfristige Ergebnisplanung bis 2023. Zukünftig sind Konsolidie-

rungsmaßnahmen nötig, um den negativen Trend aufzuhalten. Welchen Spielraum die 

Stadt Lohmar dabei bei den Realsteuern hat, betrachten wir im nächsten Kapitel. 

1.4.2.1 Auswirkungen der Realsteuern  

Durch die Wahl der Hebesätze kann die Kommune die Höhe ihrer Steuererträge unmittel-

bar beeinflussen.  

Um die Jahresfehlbeträge zu reduzieren, hat die Stadt Lohmar die Realsteuerhebesätze 

wie folgt angepasst: 

 Grundsteuer A in 2015 von 260 v.H. auf 315 v.H. 

 Grundsteuer B in 2015 von 460 v. H. auf 590 v.H. und in 2018 auf 620 v.H. 

 Gewerbesteuer in 2015 von 460 v.H. auf 485 v.H. 

Durch die höheren Hebesätze der Grundsteuer B konnten in 2015 1,4 Mio. Euro und in 

2018 0,4 Mio. Euro mehr vereinnahmt werden. Ein positiver Effekt aus der Anhebung der 

Grundsteuer B lässt sich bei den bereinigten Jahresergebnissen jedoch nur in 2015 able-

sen. In 2018 wurden die Mehrerträge durch Mehraufwendungen aufgezehrt. 

Bevor eine Kommune Steuern erhöht, sollte sie andere Konsolidierungsmöglichkeiten um-

setzen. Dies ergibt sich aus § 77 GO NRW. 

Im Vergleich positioniert sich die Stadt Lohmar mit ihren gewählten Hebesätzen wie folgt: 

Hebesätze im Vergleich 2019 (Angabe in von Hundert) 

  Stadt Lohmar 
Rhein-Sieg-

Kreis* 
Regierungsbe-

zirk Köln 
gleiche Größen-

klasse** 
fiktive Hebe-
sätze GFG 

Grundsteuer A 315  336  353 297 223 

Grundsteuer B 620  617 580 548 443 

Gewerbesteuer 485  488 477 414 418 

* gewogener Mittelwert 
** Kreisangehörige Gemeinden mit 25.000 bis unter 60.000 Einwohnern 
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1.4.3 Ermächtigungsübertragungen 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar überträgt regelmäßig investive Ermächtigungsübertragungen. Bei den 

fortgeschriebenen Ansätzen der investiven Auszahlungen ist eine realistischere Veran-

schlagung erstrebenswert. 

Eine Kommune sollte ihre Aufwendungen sowie ihre Ein- und Auszahlungen in ihrer vo-

raussichtlich dem Haushaltsjahr zuzurechnenden Höhe planen. Die jeweiligen Ansätze soll-

ten Kommunen sorgfältig schätzen, soweit sie sie nicht errechnen können. Diese allgemei-

nen Planungsgrundsätze sind in § 11 Abs. 1 KomHVO NRW geregelt. Eine Kommune kann 

Aufwendungen im Ergebnisplan und Auszahlungen im Finanzplan unter bestimmten Vo-

raussetzungen auf das nachfolgende Haushaltsjahr übertragen (Ermächtigungsübertra-

gung). Hierdurch können sich die Haushaltsansätze erhöhen. 

Nach § 22 Abs. 1 KomHVO NRW hat eine Kommune Grundsätze über Art, Umfang und 

Dauer der Ermächtigungsübertragungen zu regeln. 

Lohmar hat bisher aber noch keine Regelung zu Art, Umfang und Dauer von Ermächti-

gungsübertragungen getroffen. Sie lässt die Ermächtigungsübertragungen in das Folgejahr 

jedoch jährlich vom Haupt- und Finanzausschuss sowie vom Rat beschließen.  

Die Stadt Lohmar überträgt keine konsumtiven Ermächtigungsübertragungen ins Folgejahr. 

Ermächtigungsübertragungen (Ordentliche Aufwendungen) je Einwohner in Euro 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 67 Werte eingeflossen. Neben der Stadt Lohmar 

haben noch 28 weitere Vergleichskommunen in 2018 keine konsumtiven Aufwandsermäch-

tigungen übertragen. Im Bereich der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit stellt sich die 

Situation wie folgt dar:  
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Investive Auszahlungen Stadt Lohmar 2015 bis 2019  

Kennzahl 2015 2016 2017 2018 2019 

Haushaltsansatz in Tausend Euro 41.269 9.010 15.069 22.763 18.387 

Ermächtigungsübertragungen in Tausend Euro 5.435 11.814 6.038 9.180 10.069 

Ansatzerhöhungsgrad in Prozent 13,17 131 40,07 40,33 54,76 

Fortgeschriebener Ansatz in Tausend Euro 46.704 20.824 21.107 31.943 28.456 

Anteil der Ermächtigungsübertragungen am 
fortgeschriebenen Ansatz in Prozent 

11,64 56,73 28,61 28,74 35,39 

Ist-Ergebnis in Tausend Euro 22.496 12.357 7.350 16.191 10.391 

Grad der Inanspruchnahme fortgeschriebener 
Ansatz in Prozent 

48,17 59,34 34,82 50,69 36,52 

Im Gegensatz zum konsumtiven Bereich werden im investiven Bereich Ermächtigungen ins 

Folgejahr übertragen. Im Betrachtungszeitraum sind dies in Lohmar durchschnittlich 8,5 

Mio. Euro. In 2018 wurden rund zehn Mio. Euro an investiven Auszahlungsermächtigungen 

übertragen. Mit einem Wert von 301 Euro je Einwohner ergibt sich im interkommunalen 

Vergleich folgende Positionierung:   

Ermächtigungsübertragungen (Investive Auszahlungen) je Einwohner in Euro 2018 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 66 Werte eingeflossen. In den Jahren waren die Er-

mächtigungsübertragungen je Einwohner immer über dem Median. In 2018, 2016 und 2015 

gehörte Lohmar sogar zu den 25 Prozent der Kommunen mit den höchsten Ermächtigungs-

übertragungen je Einwohner. Diese Jahre sind im Zeitreihenvergleich auch die Jahre mit 

den höheren Investitionsauszahlungen im Ist-Ergebnis (siehe Tabelle „Investive Auszahlun-

gen Stadt Lohmar 2015 bis 2019“, für 2019 lag zum Prüfungszeitpunkt noch kein Vergleich 

vor). 
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Ansatzerhöhungsgrad in Prozent  

Jahr Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert (Me-

dian) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

2018 40,33 0,00 17,67 35,14 60,58 333 66 

2017 40,07 0,00 17,94 43,39 61,98 129 68 

2016 131 0,00 9,74 29,27 56,04 315 68 

2015 13,17 0,00 11,66 27,77 57,40 535 68 

In Relation zum Haushaltsansatz verhalten sich die Ermächtigungsübertragungen bis auf 

2016 unauffällig, was den Rückschluss zulässt, dass die Ansätze der Investitionsauszah-

lungen insgesamt vergleichsweise hoch sind. Ein Vergleich des Ist-Ergebnisses der Investi-

tionsauszahlungen bestätigt dies: 

Ist-Ergebnis investive Auszahlungen je Einwohner in Euro 

Jahr Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

2018 532 43 169 237 345 3.809 73 

2017 242 43 121 217 312 2.915 75 

2016 407 37 108 190 313 2.251 75 

2015 754 41 101 151 264 1.425 75 

Grad der Inanspruchnahme fortgeschriebener Ansatz in Prozent 

Jahr Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert (Me-

dian) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

2018 50,69 11,86 30,98 41,08 51,34 134 66 

2017 34,82 16,49 29,08 39,75 55,77 109 68 

2016 59,34 17,80 35,56 43,04 56,54 123 68 

2015 48,17 22,87 40,99 49,77 57,65 105 68 

In welchem Verhältnis der fortgeschriebene Ansatz zum Ist-Ergebnis steht, zeigt der Grad 

der Inanspruchnahme. Ein niedriger Grad der Inanspruchnahme kann ein Hinweis dafür 

sein, dass der Plan-Ansatz sowie die Ermächtigungsübertragungen nicht angemessen im 

Haushaltsjahr umgesetzt werden konnten. In den Jahren 2015 und 2017 ist der Grad der 

Inanspruchnahme in Lohmar leicht unterdurchschnittlich bzw. unterdurchschnittlich. In 2016 

und 2018 sind überdurchschnittliche Werte erzielt worden, wenngleich natürlich ein höherer 

Grad der Inanspruchnahme immer erstrebenswert wäre. In keinem der betrachteten Jahre 

sind die Ermächtigungsübertragungen zur Deckung der investiven Auszahlungen notwen-

dig. Im Schnitt wurde sogar nur knapp 48 Prozent der Ermächtigungen ausgeschöpft. Die 

Verwaltung führt dies zum einen auf nicht besetzte Ingenieursstellen im Tiefbau zurück. 

Zum anderen fehlt auskunftsgemäß bei Maßnahmen die erforderliche Veranschlagungs-

reife nach § 13 Abs. 2 KomHVO. Grundsätzlich dürfen nach § 13 Abs. 2 KomHVO NRW 
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Ermächtigungen für Baumaßnahmen im Finanzplan erst veranschlagt werden, wenn Bau-

pläne, Kostenberechnungen und Erläuterungen vorliegen. Aus der Planung muss auch ein 

Bauzeitplan hervorgehen. Die Veranschlagung im Finanzplan soll den Bauzeitplan wider-

spiegeln. 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die Planung der Investitionsauszahlungen anhand der Vorgaben 

des § 13 KomHVO überprüfen. Ziel sollte sein, nur die tatsächlich im Planungszeitraum 

zu erwartenden Auszahlungen im Haushaltsplan zu veranschlagen.  

1.4.4 Fördermittelmanagement 

Fördermittel erweitern den Handlungs- und Entscheidungsspielraum einer Kommune. Ein 

gezielter Einsatz von Fördermitteln leistet einen positiven Beitrag zur Haushaltssituation. 

Eine Kommune kann mit Fördermitteln Investitionen auch bei einer angespannten Haus-

haltslage realisieren und ihren Eigenanteil mindern. 

Dazu muss sie erfolgreich Fördermittel akquirieren und Rückforderungen von Fördermitteln 

vermeiden. 

1.4.4.1 Fördermittelakquise 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar nutzt unterschiedliche Quellen zur Fördermittelrecherche und greift 

auch auf externe Beratungsangebote zurück. Der Prozess der Fördermittelakquise ist 

noch optimierungsfähig.  

Eine Kommune sollte strategische Festlegungen haben, die eine erfolgreiche Fördermittel-

akquise unterstützen. Dazu sollte sie die Fördermittelrecherche standardisiert im Prozess 

der Planung von Unterhaltungs- und Investitionsmaßnahmen vorsehen. Sie sollte einen 

Überblick über mögliche Förderungen haben und verschiedene Quellen zur Fördermittel-

recherche nutzen. Zudem sollte sie einen Überblick über die förderfähigen Maßnahmen der 

eigenen Verwaltung haben, um diese bei Bedarf zu kombinieren.   

Die Stadt Lohmar hat keine strategischen Vorgaben, die eine standardisierte Akquise von 

Fördermitteln vorsehen. Strategische Vorgaben, z. B. in Form von Zielvorgaben, räumen 

der Fördermittelakquise eine größere Bedeutung ein und schaffen Verbindlichkeit.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte als strategische Zielvorgabe festlegen, dass Fördermöglichkei-

ten bei der Planung aller Unterhaltungs- und Investitionsmaßnahmen standardisiert zu 

prüfen sind.  

Auf operativer Ebene kann eine Dienstanweisung oder ein in sonstiger Weise festgelegter 

Prozess helfen, die strategische Zielvorgabe umzusetzen. Die Regelung sollte mindestens 

auf folgende Inhalte eingehen: 

 Pflicht zur Fördermittelrecherche bei der Planung einer Maßnahme nebst Dokumen-

tation. 

 Vorhalten einer zentralen Datei über alle potenziell förderfähigen Maßnahmen. 
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 Notwendige Interaktionen mit anderen Ämtern und Abteilungen (z. B. Kämmerei). 

 Regelungen zu standardisierten Verfahrensschritten bei der Fördermittelbewirtschaf-

tung, um das Rückforderungsrisiko zu reduzieren. 

Fördermittel recherchiert und beantragt Lohmar zentral. Dazu hat die Stadt 2018 eine halbe 

Stelle eingerichtet, die in der Kämmerei angesiedelt ist. Diese konnte bereits gute Kennt-

nisse zur Fördermittelakquise aufbauen, auf die die übrigen Abteilungen bei Bedarf zurück-

greifen. Nach eigener Einschätzung fehlt der Stadt dennoch ein umfangreicher Überblick 

über die möglichen Fördertöpfe. Den Grund hierfür sieht sie in der großen und schwer zu 

überschauenden Förderlandschaft. Neben Datenbanken und Newslettern nutzt Lohmar da-

her die Unterstützung eines Netzwerks zur Fördermittelakquise. 

Bislang fehlt der Stadt Lohmar ein zentraler Überblick über ihre möglichen Förderprojekte. 

Erst dieser ermöglicht es, Fördermaßnahmen bei Bedarf zu kombinieren, um eine Förderfä-

higkeit zu erzielen.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte einen umfassenden Überblick über ihre möglichen Förderpro-

jekte haben. Dazu sollte sie diese zentral dokumentieren.  

Beim Vorliegen geeigneter Förderprogramme versucht die Stadt Förderungen zu erzielen. 

Abgelehnte Anträge waren u. a. auf überzeichnete Förderprogramme zurückzuführen. 

1.4.4.2 Fördermittelbewirtschaftung und förderbezogenes Controlling 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar informiert die Verwaltungsleitung anlassbezogen über den Verlauf 

wichtiger Förderprojekte. Die Fördermittelbewirtschaftung kann sie noch weiterentwi-

ckeln. 

Die Rückforderung von Fördermitteln sollte eine Kommune vermeiden, indem sie die För-

derbestimmungen und Auflagen aus dem Förderbescheid umsetzt. Dazu sollte sie ein För-

dercontrolling etablieren, das auch nach Projektabschluss die Einhaltung der Förderbedin-

gungen gewährleistet und Entscheidungsträger anlassbezogen über die Förderprojekte in-

formiert. 

Nachdem der Förderbescheid in erster Instanz über die Kämmerei läuft, bewirtschaftet die 

Stadt Lohmar ihre Fördermittel dezentral. Die Sachbearbeiter sind individuell dafür verant-

wortlich, dass die Auflagen und Bedingungen aus dem Förderbescheid realisiert werden. 

Sie dokumentieren die für die Verwendungsnachweise erforderlichen Daten. Wichtige Ter-

mine und Fristen halten sie in den Projektakten fest. Die Stadt hat bisher keine zentrale Da-

tei oder Datenbank, in der sie die wesentlichen Informationen aller Förderprojekte zentral 

pflegt. Eine zentrale Datei oder Datenbank würde die fristgemäße Abwicklung der Förder-

bestimmungen und einen personenunabhängigen Wissensstand zu den Förderprojekten 

erleichtern. Im Zuge der Einführung der E-Akte hat die Stadt eine zentrale Bündelung der 

Information aber bereits angedacht. 
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� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte eine zentrale Datei oder Datenbank einrichten, in der sie die we-

sentlichen Informationen aller investiven und konsumtiven Förderprojekte ab dem Pla-

nungszeitpunkt einpflegt.  

Die Datei sollte mindestens folgende wesentliche Informationen abbilden: 

 Beschreibung der Maßnahme mit Bewilligungszeitraum. 

 Förderprogramm mit Förderquote. 

 Finanzdaten mit Gesamtkosten und Gesamtfördersumme. 

 Auflagen und Bedingungen aus dem Förderbescheid. 

 Fristen für Mittelabrufe, Zwischenberichte und Verwendungsnachweise.  

 Zweckbindungsfristen. 

Ein förderbezogenes Controlling in Form eines standardisierten Berichtswesens hat die 

Stadt Lohmar bislang nicht etabliert. Sie berichtet jedoch anlassbezogen über wichtige För-

derprojekte an die Verwaltungsleitung. 

1.5 Zusätzliche Erläuterungen zu einzelnen Haus-
haltspositionen und Bilanzposten 

1.5.1 Erhaltene Anzahlungen 

� Die Stadt Lohmar weist in ihrer Bilanz die erhaltenen Anzahlungen bisher nicht entspre-

chend des § 41 Abs. 4 GemHVO aus. Dies soll nach Angaben der Stadt aber zukünftig 

geändert werden. 

Im Zusammenhang mit dem ersten Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen 

Finanzmanagements für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen 

(1. NKF-Weiterentwicklungsgesetz - NKFWG) wurde mit dem Artikel 7 unter anderem der  

§ 41 der GemHVO geändert. Der § 41 Abs. 4 GemHVO wurde um die Nummer „4.8 Erhal-

tene Anzahlungen,“ ergänzt. Seither sind die erhaltenen Anzahlungen getrennt unter den 

Verbindlichkeiten in der Bilanz auszuweisen. Eine entsprechende Regelung wurde auch in 

den § 42 Abs. 4 KomHVO NRW übernommen. Die Stadt Lohmar hat diese Gesetzesände-

rung bisher nicht berücksichtigt und die erhaltenen Anzahlungen weiterhin unter den sonsti-

gen Verbindlichkeiten bilanziert. 
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1.6 Anlage: Ergänzende Tabellen 

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2020 - Haushaltssteuerung 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Haushaltssteuerung 

F1 
Die Stadt Lohmar überträgt regelmäßig investive Ermächtigungsübertragun-
gen. Bei den fortgeschriebenen Ansätzen der investiven Auszahlungen ist eine 
realistischere Veranschlagung erstrebenswert. 

61 E1 

Die Stadt Lohmar sollte die Planung der Investitionsauszahlungen an-
hand der Vorgaben des § 13 KomHVO überprüfen. Ziel sollte sein, nur 
die tatsächlich im Planungszeitraum zu erwartenden Auszahlungen im 
Haushaltsplan zu veranschlagen. 

64 

F2 
Die Stadt Lohmar nutzt unterschiedliche Quellen zur Fördermittelrecherche 
und greift auch auf externe Beratungsangebote zurück. Der Prozess der För-
dermittelakquise ist noch optimierungsfähig. 

64 E2.1 
Die Stadt Lohmar sollte als strategische Zielvorgabe festlegen, dass För-
dermöglichkeiten bei der Planung aller Unterhaltungs- und Investitions-
maßnahmen standardisiert zu prüfen sind. 

64 

   E2.2 
Die Stadt Lohmar sollte einen umfassenden Überblick über ihre mögli-
chen Förderprojekte haben. Dazu sollte sie diese zentral dokumentieren. 

65 

F3 
Die Stadt Lohmar informiert die Verwaltungsleitung anlassbezogen über den 
Verlauf wichtiger Förderprojekte. Die Fördermittelbewirtschaftung kann sie 
noch weiterentwickeln. 

65 E3 
Die Stadt Lohmar sollte eine zentrale Datei oder Datenbank einrichten, in 
der sie die wesentlichen Informationen aller investiven und konsumtiven 
Förderprojekte ab dem Planungszeitpunkt einpflegt. 

66 
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Tabelle 2: NKF-Kennzahlenset NRW in Prozent 2019 

Kennzahl Lohmar Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum 

Anzahl 
Werte 

Haushaltswirtschaftliche Gesamtsituation 

Aufwandsdeckungsgrad 101 92,08 97,81 101 103 108 18 

Eigenkapitalquote 1 15,73 8,01 16,02 31,82 45,65 63,20 18 

Eigenkapitalquote 2 51,72 32,17 44,41 57,31 70,75 86,86 18 

Fehlbetragsquote 0,90 Siehe Anmerkung im Tabellenfuß 

Vermögenslage 

Infrastrukturquote 48,29 0,06 26,19 32,41 38,80 48,29 18 

Abschreibungsintensität 11,34 4,38 5,79 8,09 9,46 12,69 17 

Drittfinanzierungsquote 53,39 12,32 45,89 54,53 62,80 92,05 16 

Investitionsquote 106 29,41 70,41 108 169 238 17 

Finanzlage 

Anlagendeckungsgrad 2 85,43 68,70 80,55 87,98 97,97 109 18 

Liquidität 2. Grades 44,73 8,64 29,14 71,63 145 572 18 

Dynamischer Verschuldungsgrad (Angabe in Jahren) 22,13 Siehe Anmerkung im Tabellenfuß 

Kurzfristige Verbindlichkeitsquote 5,30 2,03 4,30 8,09 10,51 19,90 18 

Zinslastquote 2,80 0,00 0,61 1,13 1,51 2,80 18 

Ertragslage 

Netto-Steuerquote 53,38 37,46 47,23 54,69 61,60 72,28 17 

Zuwendungsquote 16,87 11,05 14,22 17,05 23,41 36,54 18 

Personalintensität 23,53 14,75 17,51 21,24 22,77 31,24 18 

Sach- und Dienstleistungsintensität 19,25 12,67 16,50 18,07 23,08 31,38 18 
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Kennzahl Lohmar Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum 

Anzahl 
Werte 

Transferaufwandsquote 38,74 37,13 40,22 43,23 45,68 48,84 18 

Die Fehlbetragsquote berechnet die gpaNRW nur, wenn eine Kommune tatsächlich einen Fehlbetrag ausweist. Weist sie einen Überschuss aus, lässt sich die Kennzahl nicht sinnvoll be-
rechnen. 
Dynamischer Verschuldungsgrad: Bei Kommunen, die einen negativen Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit ausweisen oder die keine Effektivverschuldung haben, lässt sich die Kenn-
zahl nicht sinnvoll berechnen.  
Die Aussagekraft des Vergleichs beider Kennzahlen ist insofern eingeschränkt und führt zu Fehlinterpretationen. Aus diesem Grund weist die gpaNRW keinen Vergleich bei diesen beiden 
Kennzahlen aus. 

Tabelle 3: Berechnung Durchschnittswerte (strukturelles Ergebnis) Stadt Lohmar in Tausend Euro 2015 bis 2019  

Ergebnisse der Vorjahre 2015 2016 2017 2018 2019 
Durchschnitts-

werte 

Jahresergebnis -2.125  1.157  -537  1.322  -437    

Gewerbesteuern 11.173  13.742  12.023  14.687  12.816  12.888  

Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer 15.963  16.482  17.434  18.249  18.850  17.396  

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer  1.218  1.256  1.563  1.974  2.188  1.640  

Ausgleichsleistungen  1.602  1.631  1.714  1.728  1.792  1.693  

Schlüsselzuweisungen  704  0  0  1.232  1.068  601  

Erstattung aus der Abrechnung Solidarbeitrag  0  0  285  837  892  403  

Konsolidierungshilfe aus dem Stärkungspaktgesetz  0  0  0  0  0    

Summe der Erträge 30.661  33.110  33.019  38.708  37.605  34.621  

Steuerbeteiligungen 1.497  1.807  1.740  1.974  1.963  1.796  

Allgemeine Kreisumlagen  11.096  11.636  11.273  11.191  12.320  11.503  

Solidaritätsumlage nach dem Stärkungspaktgesetz  0  0  0  0  0    
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Ergebnisse der Vorjahre 2015 2016 2017 2018 2019 
Durchschnitts-

werte 

Summe der Aufwendungen 12.593  13.443  13.013  13.166  14.283  13.299  

Saldo 18.068  19.667  20.006  25.542  23.322  21.321  

Tabelle 4: Eigenkapital Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2019  

Grundzahlen 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Eigenkapital 47.723  45.833  45.560  46.717  47.590  48.782  48.291  

Nicht durch Eigenkapital gedeck-
ter Fehlbetrag 

0 0 0 0 0 0 0 

Eigenkapital 1 47.723  45.833  45.560  46.717  47.590  48.782  48.291  

Sonderposten für Zuwendungen 
und Beiträge 

124.346  122.243  121.144  117.839  114.702  112.222  110.509  

Eigenkapital 2 172.069 168.075 166.704 164.555 162.292 161.003 158.800 

Bilanzsumme 284.229 288.143 301.189 305.478 303.871 309.699 307.026 

Tabelle 5: Schulden Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2019  

  2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Anleihen 0  0  0  0  0  0  0  

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 53.210  55.102  71.094  77.153  78.667  84.247  87.469  

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssiche-
rung 

12.300  17.700  16.600  16.000  14.000  13.559  7.948  

Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnah-
men wirtschaftlich gleichkommen 

8.782  8.402  8.002  7.580  7.218  6.748  6.253  
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  2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 2.340  2.988  1.828  1.782  1.761  1.949  3.229  

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 4  1  2  1  0  23  77  

Sonstige Verbindlichkeiten 6.644  5.452  3.699  3.499  5.221  5.495  5.713  

Erhaltene Anzahlungen  0  0  0  0  0  0  0  

Verbindlichkeiten gesamt 83.280  89.646  101.225  106.014  106.867  112.022  110.689  

Rückstellungen 25.849  27.372  30.237  31.461  31.295  33.239  34.136  

Sonderposten für den Gebührenausgleich 0  0  0  0  0  67  76  

Schulden gesamt 109.129  117.018  131.462  137.476  138.162  145.327  144.900  

Tabelle 6: Verbindlichkeiten Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2019  

  2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Anleihen 0  0  0  0  0  0  0  

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 53.210  55.102  71.094  77.153  78.667  84.247  87.469  

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssiche-
rung 

12.300  17.700  16.600  16.000  14.000  13.559  7.948  

Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnah-
men wirtschaftlich gleichkommen 

8.782  8.402  8.002  7.580  7.218  6.748  6.253  

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 2.340  2.988  1.828  1.782  1.761  1.949  3.229  

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 4  1  2  1  0  23  77  

Sonstige Verbindlichkeiten 6.644  5.452  3.699  3.499  5.221  5.495  5.713  

Erhaltene Anzahlungen  0  0  0  0  0  0  0  

Verbindlichkeiten gesamt 83.280  89.646  101.225  106.014  106.867  112.022  110.689  

Rückstellungen 25.849  27.372  30.237  31.461  31.295  33.239  34.136  
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  2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Sonderposten für den Gebührenausgleich 0  0  0  0  0  67  76  

Schulden gesamt 109.129  117.018  131.462  137.476  138.162  145.327  144.900  

Tabelle 7: Gesamtschulden Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2017  

Grundzahlen 2013 2014 2015 2016 2017 

Verbindlichkeiten  91.224 98.690 125.904 126.314 127.403 

Rückstellungen 26.114 28.276 31.198 32.490 32.808 

Sonderposten für den Gebührenausgleich 0 0 0 0 0 

Gesamtschulden  117.338 126.966 157.102 158.804 160.211 

Tabelle 8: Gesamtverbindlichkeiten Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2018  

Grundzahlen 2013 2014 2015 2016 2017 2018* 

Anleihen 0 0 0 0 0 0 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investiti-
onen 

59.803 62.891 89.979 95.203 96.476 111.409 

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquidi-
tätssicherung 

12.300 17.700 16.600 16.000 14.000 13.559 

Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kre-
ditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen 

8.782 8.402 8.002 7.580 7.218 6.748 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 

3.368 3.923 5.287 3.006 2.782 4.776 

Sonstige Verbindlichkeiten 6.971 5.774 6.036 4.525 6.926 6.284 

Erhaltene Anzahlungen 0 0 0 0 0 1.976 
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Grundzahlen 2013 2014 2015 2016 2017 2018* 

Gesamtverbindlichkeiten  91.224 98.690 125.904 126.314 127.403 144.752 

* Werte aus der vorläufigen Schuldenkonsolidierung 

Tabelle 9: Effektive Gesamtschulden Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2019  

  2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Verbindlichkeiten 83.280  89.646  101.225  106.014  106.867  112.022  110.689  

 + Rückstellungen 25.849  27.372  30.237  31.461  31.295  33.239  34.136  

 + Sonderposten für den Gebührenausgleich 0  0  0  0  0  67  76  

Schulden 109.129  117.018  131.462  137.476  138.162  145.327  144.900  

 - liquide Mittel 3.252  8.577  6.904  7.232  6.312  3.781  2.260  

 - Forderungen 3.940  4.299  4.542  5.441  5.859  7.201  5.015  

Effektive Schulden 101.937  104.141  120.015  124.803  125.992  134.345  137.625  

 - sonstige Vermögensgegenstände 3.074  2.855  1.324  1.248  225  383  185  

 - Wertpapiere des Umlaufvermögens 0  0  0  0  0  0  0  

 - Wertpapiere des Anlagevermögens 2.181  2.181  2.181  2.181  2.181  2.640  2.742  

 - Ausleihungen 246  243  10.574  10.026  10.345  10.111  9.910  

Erweiterte Effektivverschuldung 96.436  98.862  105.936  111.347  113.241  121.212  124.787  
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Tabelle 10: Berechnung bereinigte Jahresergebnisse (Wirkungen der kommunalen Haushaltssteuerung) Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2023  

Grundzahlen 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 

Jahresergebnis -1.797  -1.863  -2.125  1.157  -537  1.322  -437  -1.235  -22  -631  218  

Gewerbesteuer 9.897  10.393  11.173  13.742  12.023  14.687  12.816  13.500  13.890  14.180  14.470  

Gemeindeanteil an der Ein-
kommensteuer 

14.361  15.178  15.963  16.482  17.434  18.249  18.850  20.290  21.200  22.350  23.240  

Gemeindeanteil an der Um-
satzsteuer 

879  907  1.218  1.256  1.563  1.974  2.188  1.980  2.020  2.070  2.110  

Ausgleichsleistungen 1.558  1.542  1.602  1.631  1.714  1.728  1.792  1.862  1.927  1.993  2.052  

Schlüsselzuweisungen vom 
Land 

2.717  2.941  704  0  0  1.232  1.068  1.510  2.420  2.480  2.340  

Leistungen aus dem Stär-
kungspaktgesetz - Konsoli-
dierungshilfe - 

0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  

Erstattung aus der Abrech-
nung Solidarbeitrag  

0  0  0  0  285  837  892  800  800  0  0  

Summe der Erträge 29.412  30.961  30.661  33.110  33.019  38.708  37.605  39.942  42.257  43.073  44.212  

Steuerbeteiligungen 1.515  1.646  1.497  1.807  1.740  1.974  1.963  970  1.000  1.020  1.040  

Allgemeine Kreisumlage 10.454  11.061  11.096  11.636  11.273  11.191  12.320  12.930  13.400  13.950  14.110  

Allgemeine Zuweisungen an 
das Land - Leistungen nach 
dem Stärkungspaktgesetz 

0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  

Summe der Aufwendungen 11.968  12.707  12.593  13.443  13.013  13.166  14.283  13.900  14.400  14.970  15.150  

Saldo der Bereinigungen 17.444  18.255  18.068  19.667  20.006  25.542  23.322  26.042  27.857  28.103  29.062  

Saldo der Sondereffekte 0  -1.051  -1.000  0  0  0  0  0  0  0  0  

Bereinigtes Jahresergeb-
nis 

-19.241  -19.067  -19.192  -18.510  -20.543  -24.220  -23.759  -27.277  -27.879  -28.734  -28.844  
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Grundzahlen 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 

Abweichung vom Basisjahr 0  174  48  730  -1.303  -4.980  -4.519  -8.037  -8.639  -9.494  -9.604  

Tabelle 11: Berechnung bereinigte Jahresergebnisse ohne „Sozialleistungen“ Stadt Lohmar in Tausend Euro 2013 bis 2023  

Grundzahlen 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 

Bereinigtes Jahresergebnis -19.241  -19.067  -19.192  -18.510  -20.543  -24.220  -23.759  -27.277  -27.879  -28.734  -28.844  

Teilergebnis Produktbereich 
Soziale Leistungen inklusive 
Produkt Hilfen bei Wohnproble-
men 

-727  -945  -790  -276  -1.414  -1.114  -517  -1.597  -1.605  -1.604  -1.630  

Teilergebnis Produktbereich 
Kinder-, Jugend- und Familien-
hilfe 

-6.781  -7.727  -8.201  -8.365  -8.745  -9.913  -10.126  -11.333  -11.380  -11.656  -11.864  

Bereinigtes Jahresergebnis 
ohne „Sozialleistungen“ 

-11.732  -10.394  -10.201  -9.869  -10.385  -13.193  -13.116  -14.347  -14.895  -15.473  -15.351  

Abweichung vom Basisjahr 
ohne „Sozialleistungen“ 

0  1.338  1.530  1.863  1.347  -1.461  -1.384  -2.615  -3.163  -3.742  -3.619  
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2. Beteiligungen 

2.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Lohmar im Prüfgebiet Beteili-

gungen stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar. 

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Beteiligungen 

Die Stadt Lohmar ist in 2018 an insgesamt 14 Unternehmen beteiligt. Auf vier der Beteiligun-

gen kann die Stadt einen beherrschenden Einfluss ausüben. Die Komplexität des Beteiligungs-

portfolios ist niedrig. 

Die wirtschaftliche Bedeutung der Beteiligungen ist als gering einzustufen. Die Vermögens-

werte, Verbindlichkeiten und Erträge sind im Kernhaushalt deutlich höher als bei den Beteiligun-

gen. Die Auswirkungen der Beteiligungen auf den städtischen Haushalt sind positiv. Im Durch-

schnitt tragen die Beteiligungen 2,0 Mio. Euro jährlich zur Haushaltsentlastung bei. Die Auswir-

kungen der Beteiligungen der Stadt Lohmar auf den kommunalen Haushalt befinden sich damit 

auf einem niedrigen Niveau.  

Aus Sicht der gpaNRW ergeben sich hieraus niedrige Anforderungen an das Beteiligungsma-

nagement. Diese Anforderungen erfüllt die Stadt Lohmar weitestgehend. Die von der Stadt 

Lohmar geplante Einführung der „E-Akte“ für das Beteiligungsmanagement sollte zeitnah umge-

setzt werden.  

2.2 Inhalte, Ziele und Methodik 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben haben Kommunen regelmäßig einen Teil ihrer öffentlichen Aufga-

ben in Unternehmen und Einrichtungen des öffentlichen oder privaten Rechts ausgegliedert. 

Diese Ausgliederungen verfügen einerseits über einen nicht unerheblichen Teil des kommuna-

len Vermögens. Andererseits weisen sie nicht selten eine hohe Verschuldung aus. Darüber hin-

aus ergeben sich teils umfangreiche Finanz- und Leistungsbeziehungen zwischen der Kom-

mune und ihren Beteiligungen, die sich direkt auf den kommunalen Haushalt auswirken. 

Vor diesem Hintergrund kommt dem kommunalen Beteiligungsmanagement eine besondere 

Bedeutung zu. Ein leistungsfähiges und dem Beteiligungsportfolio angemessenes Beteiligungs-

management ist notwendig, um auf Grundlage steuerungsrelevanter Informationen die öffentli-

chen Aufgaben effektiv, wirtschaftlich und nachhaltig steuern zu können. 
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Die gpaNRW untersucht in diesem Prüfgebiet, wie die Kommunen ihr Beteiligungsmanagement 

ausgestaltet haben und in welchem Umfang das Beteiligungsmanagement ausgewählte Aufga-

ben wahrnimmt. 

Ziel der Prüfung der gpaNRW ist es, den aktuellen Stand im Bereich des Beteiligungsmanage-

ments aufzuzeigen und Anhaltspunkte für Optimierungen zu liefern. 

Dazu analysiert die gpaNRW zunächst das Beteiligungsportfolio der Kommune. Ausgehend von 

den daraus abgeleiteten Anforderungen an das Beteiligungsmanagement untersucht die 

gpaNRW mithilfe einer standardisierten Checkliste bzw. eines Interviews, wie die Kommune das 

Beteiligungsmanagement organisiert hat. Neben der organisatorischen Ausgestaltung liegt der 

Fokus der Prüfung darauf, ob bzw. in welchem Umfang die Kommune die Aufgaben der Daten-

erhebung und -vorhaltung, des Berichtswesens wahrnimmt. Wir stellen bei der Prüfung auf den 

Stand der Beteiligungen zum 31. Dezember 2018 ab. Ausgehend von diesem Stichtag liegen 

der Analyse – je nach Datenlage – Daten von mindestens drei Jahren zugrunde. Wesentliche 

Änderungen in der Beteiligungsstruktur nach 2018 haben sich nicht ergeben. 

2.3 Beteiligungsportfolio 

� Aufgrund der vorliegenden Beteiligungsstruktur, der wirtschaftlichen Bedeutung und der aus 

den Beteiligungen resultierenden Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt ergeben sich 

aus Sicht der gpaNRW niedrige Anforderungen an das Beteiligungsmanagement. 

Die gpaNRW beurteilt die Anforderungen an das kommunale Beteiligungsmanagement und dif-

ferenziert dabei zwischen niedrigen, mittleren und hohen Anforderungen. Dazu prüft sie 

 die Beteiligungsstruktur, 

 die wirtschaftliche Bedeutung der Beteiligungen für die Stadt und 

 die Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt. 

Die einzelnen zur Beurteilung herangezogenen Parameter werden in den nachfolgenden Ab-

schnitten erläutert. Neben diesen Parametern fließen stets die Gesamtsituation und individuelle 

Besonderheiten bei der Stadt in die Beurteilung ein. 

2.3.1 Beteiligungsstruktur 

� Das Beteiligungsportfolio umfasst insgesamt 14 Beteiligungen. Auf vier Beteiligungen kann 

die Stadt einen beherrschenden Einfluss ausüben. Die Komplexität der Beteiligungsstruktur 

ist niedrig.  

Die Beteiligungsstruktur ist durch die Anzahl der Beteiligungen, die Rechtsformen der Beteili-

gungen und durch die Anzahl der Beteiligungsebenen gekennzeichnet. Mit zunehmender An-

zahl an Beteiligungen steigen auch die Anforderungen an das Beteiligungsmanagement. Je 

weiter eine Beteiligung von der Stadt entfernt ist, desto schwieriger werden die Kontrolle und 

die Steuerung der Beteiligung durch die Stadt. 
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Die Stadt Lohmar ist zum Stichtag 31. Dezember 2018 an insgesamt 14 Beteiligungen betei-

ligt. Diese verteilen sich auf zwei Beteiligungsebenen, wobei die meisten Beteiligungen auf der 

ersten Ebene gehalten werden. Bei der Kontrolle und Steuerung der Beteiligungen sind die Ent-

wicklungen der mittelbaren Beteiligung somit zu berücksichtigen, auch wenn keine direkte Ein-

flussnahme auf diese Beteiligung möglich ist. Die Beteiligungen werden in sechs verschiedenen 

Rechtsformen gehalten. Dabei sind die GmbH und die eingetragene Genossenschaft mit jeweils 

vier Beteiligungen die am häufigsten vorkommenden Rechtsformen. 

Anhand der durchgerechneten Beteiligungsquote teilen sich die Beteiligungen der Stadt Lohmar 

wie folgt auf: 

Anzahl der Beteiligungen nach Beteiligungsquote zum 31. Dezember 2018 

 

Grundsätzlich sollte die Stadt bei der Beteiligungssteuerung alle Beteiligungen in den Blick neh-

men. Bei einer Beteiligungsquote von mindestens 20,0 Prozent kann die Stadt einen maßgebli-

chen oder beherrschenden Einfluss ausüben. Dadurch hat sie bei diesen Beteiligungen höhere 

Einflussmöglichkeiten, um die städtischen Interessen zu vertreten. Ebenso sind diese Beteili-

gungen regelmäßig ausschlaggebend im Hinblick auf die wirtschaftliche Bedeutung für die 

Stadt. Daher betrachten wir nachfolgend die Beteiligungen, an denen die Stadt mit mindestens 

20,0 Prozent beteiligt ist. 

Bei der Stadt Lohmar handelt es sich zum 31. Dezember 2018 um folgende Beteiligungen: 

Beteiligungen mit einer Beteiligungsquote4 von mindestens 20,0 Prozent zum 31. Dezember 2018 

 

 

4 Bei den mittelbar gehaltenen Beteiligungen ist die effektive Beteiligungsquote angegeben. Diese wurde, ausgehend von der Stadt, mul-
tiplikativ nach unten durchgerechnet. 
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Die Stadtwerke Lohmar Verwaltungs-GmbH ist unbeschränkt haftender Gesellschafter der 

Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. KG. 

Die Lohmar Netzeigentumsgesellschaft mbH ist zu 100 % ein Tochterunternehmen der Stadt-
werke Lohmar GmbH & Co. KG. 

2.3.2 Wirtschaftliche Bedeutung 

� Die wirtschaftliche Bedeutung der Beteiligungen für die Stadt ist insgesamt niedrig. Von be-

sonderer Bedeutung sind die Beteiligung Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. KG und ihre 100 

prozentige Tochtergesellschaft Lohmar Netzeigentumsgesellschaft mbH. 

Die wirtschaftliche Bedeutung der Beteiligungen beurteilt die gpaNRW durch eine Gegenüber-

stellung wesentlicher Daten der Beteiligungen und des Kernhaushalts. Im Einzelnen handelt es 

sich bei den Daten um das Anlagevermögen, die Verbindlichkeiten und die Erträge. Dabei ist 

davon auszugehen, dass mit einer steigenden wirtschaftlichen Bedeutung tendenziell auch das 

Steuerungserfordernis der Beteiligungen zunimmt. Je höher beispielsweise das Anlagevermö-

gen der Beteiligungen ist, desto höhere Vermögenswerte sind in die Beteiligungen ausgelagert. 

Dadurch steigen üblicherweise die Chancen und Risiken für die Stadt. 

Die wirtschaftliche Bedeutung der oben abgebildeten Beteiligungen der Stadt Lohmar wird 

nachfolgend dargestellt. Es handelt sich um die Werte aus den Jahresabschlüssen zum 31. De-

zember 2018.  
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Wirtschaftliche Bedeutung der Beteiligungen 2018 in Mio. Euro 

 

Das Anlagevermögen, die Verbindlichkeiten und die Erträge der Beteiligungen sind im Verhält-

nis zur Stadt als gering anzusehen. Der überwiegende Teil des Anlagevermögens entfällt auf 

die Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. KG und ihre 100 prozentige Tochtergesellschaft Lohmar 

Netzeigentumsgesellschaft mbH. Der überwiegende Teil der Verbindlichkeiten der Beteiligun-

gen entfällt auf die Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. KG. Der Gegenstand der Gesellschaft ist 

die öffentliche Strom-, Gas- und Wasserversorgung sowie die Übernahme anderer versor-

gungswirtschaftlicher Betätigungen. Die Erträge der Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. KG ent-

sprechen ca. 18 Prozent des Volumens des Kernhaushaltes. Diese entfallen überwiegend auf 

die Umsatzerlöse aus den Geschäftsbereichen Strom-, Gas- und Wasserversorgung.  

 

2.3.3 Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt 

� Der Haushalt der Stadt Lohmar wurde durch die Finanz- und Leistungsbeziehungen mit den 

Beteiligungen in den Jahren 2016 bis 2018 zwischen 1,8 Mio. Euro und 2,4 Mio. Euro jähr-

lich entlastet. Die Beteiligungen haben damit niedrige Auswirkungen auf den kommunalen 

Haushalt. 

Neben der wirtschaftlichen Bedeutung der Beteiligungen sind auch die unmittelbaren Auswir-

kungen auf den kommunalen Haushalt wichtig zur Beurteilung der Anforderungen an das Betei-

ligungsmanagement. 

Deshalb betrachten wir die Erträge und Aufwendungen, die bei der Stadt aus Finanz- und Leis-

tungsbeziehungen mit ihren Beteiligungen anfallen. Dabei kann es sich zum Beispiel um Ge-

winnabführungen, Verlustausgleiche, Betriebskostenzuschüsse oder Leistungsentgelte han-

deln. Je höher die Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt sind, desto höher sind die An-

forderungen an das Beteiligungsmanagement im Hinblick auf die Kontrolle und die Steuerung 

der Beteiligungen. 

Hierbei ist zu beachten, dass nicht nur Beteiligungen, bei denen die Stadt einen maßgeblichen 

oder beherrschenden Einfluss hat, Auswirkungen auf den städtischen Haushalt haben können. 

Vielmehr können auch Beteiligungen unmittelbare Auswirkungen auf den städtischen Haushalt 

haben, an denen die Stadt nur einen geringfügigen Einfluss hat. Daher werden nachfolgend 

auch die Beteiligungen mit einer Beteiligungsquote von unter 20,0 Prozent berücksichtigt. 

Die Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt der Stadt Lohmar stellen sich wie folgt dar: 
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Erträge aus Beteiligungen in Tausend Euro 

Art der Erträge 2016 2017 2018 

Erträge aus Leistungsbeziehungen 230 264 258 

Steuererträge 368 687 1.183 

Konzessionsabgaben 1.511 1.004 1.224 

Gewinnausschüttungen und Dividenden 529 730 622 

Sonstige Erträge 436 418 425 

Summe 3.074 3.103 3.712 

Die Erträge aus Beteiligungen entfallen weitestgehend auf die Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. 

KG und ihre 100 prozentige Tochtergesellschaft Lohmar Netzeigentumsgesellschaft mbH. Hier-

durch wird der städtische Haushalt in bedeutendem Maße entlastet.  

Die eingenommenen Steuererträge entlasten zusätzlich den Haushalt, welche im Wesentlichen 

durch die Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. KG geleistet werden.  

Die Konzessionsabgaben werden zum überwiegenden Teil von der Lohmar Netzeigentumsge-

sellschaft mbH für das Halten von Elektrizitäts-, Gas-, Wasser-, Wärme- und sonstigen Netzen 

gezahlt.  

Die Gewinnausschüttungen resultieren aus der Beteiligung an der Stadtwerke Lohmar GmbH & 

Co. KG. Für die Höhe der Gewinnausschüttungen ist das Jahresergebnis der Beteiligung maß-

geblich. In dem Zeitraum 2016 bis 2018 lagen die Überschüsse bei 1,3 bis 1,5 Mio. Euro jähr-

lich. Hiervon wurde der wesentliche Anteil (85 Prozent) an die Gesellschafter ausgeschüttet.  

In 2015 hat die Stadt Lohmar in Höhe von 10,3 Mio. Euro ein Darlehen aufgenommen und an 

die Stadtwerke GmbH & Co. KG zum Erwerb des Strom- und Gasnetzes weitergeleitet. Unter 

den sonstigen Erträgen werden die Zinsen aufgeführt.  

Bezogen auf 2018 generiert die Stadt insgesamt 4,8 Prozent ihrer Erträge5 aus Finanz- und 

Leistungsbeziehungen mit den Beteiligungen. Es handelt sich somit um einen relevanten Anteil 

an den Erträgen der Stadt. 

Aufwendungen aus Beteiligungen in Tausend Euro 

Art der Aufwendungen 2016 2017 2018 

Aufwendungen aus Leistungsbeziehungen 1.222 1.119 1.307 

Zuschüsse und Umlagen (konsumtiv) 117 117 116 

Verlustübernahmen und -abdeckungen 0 0 0 

Sonstige Aufwendungen 0 0 0 

 

5 Berücksichtigt wurden hier die ordentlichen Erträge und die Beteiligungserträge. 
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Summe 1.338 1.235 1.423 

Die Aufwendungen resultieren insbesondere aus Leistungsbeziehungen. Diese entfallen größ-

tenteils auf die Stadtwerke Lohmar GmbH& Co. KG und den civitec Zweckverband Kommunale 

Informationsverarbeitung Siegburg (ab 01. Januar 2020 regio IT). Die Aufwendungen fallen für 

Sach- und Dienstleistungen im Rahmen der Gas- Strom und Wasserversorgung an. Die regio IT 

erbringt IT-Service Dienstleistungen für die Stadt Lohmar, die einzeln als Leistung abgerechnet 

werden.  

Bezogen auf 2018 generiert die Stadt lediglich 1,9 Prozent ihrer Aufwendungen6 aus Finanz- 

und Leistungsbeziehungen mit den Beteiligungen. Es handelt sich somit um einen geringen An-

teil an den Aufwendungen der Stadt. 

Im Ergebnis erwirtschaftet die Stadt Lohmar im Jahr 2018 Erträge aus Beteiligungen von 3,7 

Mio. Euro. Demgegenüber stehen Aufwendungen aus Beteiligungen von 1,4 Mio. Euro. Damit 

entlasten die Beteiligungen das Ergebnis der Stadt in 2018 mit 2,3 Mio. Euro. Auch in den Jah-

ren 2016 und 2017 zeigt sich ein vergleichbares Bild. 

Neben den oben genannten Finanz- und Leistungsbeziehungen ergeben sich weitere Auswir-

kungen aus Kapitaleinlagen, Gesellschafterdarlehen und Bürgschaften. 

 

Sonstige Auswirkungen aus Beteiligungen in Tausend Euro 

Art der sonstigen Auswirkung 2016 2017 2018 

Geleistete Kapitaleinlagen 1 1 0 

Gesellschafterdarlehen (Stand 31.12.) 9.790 10.112 9.880 

Bürgschaften (Stand 31.12.) 1.346 1.212 1.144 

Summe 11.137 11.325 11.024 

Die Stadt hat für die Beteiligung Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. KG Gesellschafterdarlehen 

und Bürgschaften zum Erwerb des Strom- und Gasnetzes gewährt. Mit der Übernahme von Ge-

sellschafterdarlehen und Bürgschaften sind Risiken verbunden, die den kommunalen Haushalt 

im Falle der Inanspruchnahmen belasten. 

In 2016 und 2017 wurden Kapitaleinlagen für die Beteiligung dNRW AöR geleistet. 

2.4 Beteiligungsmanagement 

Die Funktion des Beteiligungsmanagements besteht darin, die wirtschaftlichen Ziele und den 

öffentlichen Zweck der städtischen Beteiligungen zueinander in Beziehung zu setzen, Transpa-

 

6 Berücksichtigt wurden hier die ordentlichen Aufwendungen. 
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renz zu schaffen und die politische Steuerung durch den Rat als gewähltes Organ wirksam wer-

den zu lassen. Das Beteiligungsmanagement ist dabei als Oberbegriff zu verstehen und unter-

gliedert sich in die Beteiligungsverwaltung, die Mandatsträgerbetreuung und das Beteiligungs-

controlling. Darüber hinaus wird als Beteiligungsmanagement die Organisationseinheit bezeich-

net, die die damit verbundenen Aufgaben operativ wahrnimmt. Die Prüfung der gpaNRW nimmt 

dabei ausgewählte Teilbereiche des Beteiligungsmanagements in den Blick. 

2.4.1 Datenerhebung und -vorhaltung 

� Feststellung 

Die Datenerhebung und -vorhaltung entspricht überwiegend den Anforderungen, die sich 

aus dem Beteiligungsportfolio der Stadt Lohmar ergeben.  

Ein effektives Beteiligungsmanagement betreibt ein umfassendes Management der relevanten 

Daten. Aus Sicht der gpaNRW sollten die nachfolgenden Daten zentral vorgehalten werden, um 

steuerungsrelevante Informationen für die Verwaltungsführung oder die politischen Vertreterin-

nen und Vertreter kurzfristig bereitstellen zu können: 

 Grundlegende Unternehmensdaten der Beteiligungen, 

 persönliche Daten der Vertreterinnen und Vertreter in den Gremien und 

 Wirtschaftspläne und Jahresabschlüsse. 

 

 

Das Beteiligungsmanagement der Stadt Lohmar ist teils innerhalb des Dezernates 3 Fachbe-

reich 20 (Kämmerei) und teils im Hauptamt angesiedelt. Im Fachbereich 20 werden die grundle-

genden Informationen, die für den Beteiligungsbericht notwendig sind, für die vier maßgeblichen 

Beteiligungen und der regio IT aufbewahrt. Dabei handelt es sich um Angaben zur Beteiligungs-

höhe, Rechtsform und insbesondere die Gesellschafts- und Darlehensverträge. Die Unterlagen 

zu den Kleinstbeteiligungen werden im Hauptamt vorgehalten, der Fachbereich 20 kann auf 

Nachfrage auf die Daten zugreifen.   

Eine Liste der Vertreterinnen und Vertreter in den Gremien wird geführt und fortlaufend im 

Hauptamt aktualisiert. Dabei sind die Stammdaten der Gremienvertreter mit Zuordnung zu den 

jeweiligen Gremien im Ratsinformationssystem hinterlegt. Der Fachbereich 20 kann somit auf 

die aktuellen Daten der Vertreterinnen und Vertreter in den Gremien zugreifen. 

Die Jahresabschlüsse aller Beteiligungen sind zentral im Fachbereich 20 hinterlegt. Die Wirt-

schaftspläne werden für die bedeutenden Beteiligungen vorgehalten. Die Verantwortung für die 

rechtzeitige Bereitstellung der Jahresabschlüsse liegt bei der Kämmerei. Bei nicht Vorlage der 

Jahresabschlüsse werden diese gezielt von der Kämmerei angefordert. Die Daten werden über-

wiegend in Papierform zur Verfügung gestellt. Die Stadt Lohmar plant zeitnah die Einführung 

der „E-Akte“, welche alle Verträge und Grunddaten der Beteiligungen zentral sowie digital in ei-

nem Dokumentenmanagementsystem vorhalten soll.   
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� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die geplante digitale Datenverwaltung im Beteiligungsmanagement 

zeitnah umsetzen.  

2.4.2 Berichtswesen 

� Das Berichtswesen entspricht den Anforderungen, die sich aus dem Beteiligungsportfolio der 

Stadt Lohmar ergeben.  

Das Berichtswesen hat die Aufgabe, die kommunalen Entscheidungsträger rechtzeitig über den 

Geschäftsverlauf der Beteiligungen zu informieren. Aus Sicht der gpaNRW sollte das Berichts-

wesen insbesondere Planabweichungen und bestehende Risiken beinhalten. Zu diesem Zweck 

sollten Berichte in einem dem Beteiligungsportfolio angemessenen Turnus bereitgestellt wer-

den. 

Die Stadt Lohmar erstellt zeitnah die Beteiligungsberichte. Der Beteiligungsbericht für 2018 

wurde am 28. November 2019 dem Rat vorgelegt. 

Gemäß § 116a GO NRW kann sich eine Kommune unter bestimmten Voraussetzungen von der 

Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses ab 2019 befreien lassen. In der Ratssitzung 

vom 15. Dezember 2020 wurde die Befreiungsmöglichkeit beschlossen. Somit ist die Stadt 

Lohmar weiterhin dazu verpflichtet Beteiligungsberichte aufzustellen. 

Die bedeutende Beteiligung Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. KG erstellt Quartalsberichte, die 

dem Aufsichtsrat, jedoch nicht dem Rat vorgelegt werden. Die Quartalsberichte dienen zur un-

terjährigen Information über die wirtschaftliche Entwicklung. 

Die Stadt Lohmar erstellt keine separaten unterjährigen Berichte (zum Beispiel über sämtliche 

oder einzelne Beteiligungen für den Rat). Der Kämmerer ist als Gesellschafter in den maßgebli-

chen Beteiligungen personell eng eingebunden. Die Bürgermeisterin ist Mitglied im Aufsichtsrat. 

Dadurch ist sichergestellt, dass die Stadt laufende Informationen über die maßgeblichen Beteili-

gungen erhält. Darüber hinaus steht der Kämmerer im engen Kontakt zum Dezernenten des 

Dezernats 3, der gleichzeitig der Geschäftsführer der Stadtwerke Lohmar GmbH & Co. KG ist. 

Der enge und regelmäßige Austausch stellt sicher, dass die Stadt über wesentliche Planabwei-

chungen und Risiken (Ad-Hoc Berichte) informiert wird. 

Alle grundlegenden und strategischen Entscheidungen für die Beteiligungen werde im Rat ge-

troffen. Die Gewährung von Darlehen an die Beteiligungen wird ebenfalls im Rat vorberaten. 
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2.5 Anlage: Ergänzende Tabellen 

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2021 - Beteiligungen 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Beteiligungsmanagement 

F1 
Die Datenerhebung und -vorhaltung entspricht überwiegend den Anforderun-
gen, die sich aus dem Beteiligungsportfolio der Stadt Lohmar ergeben. 

83 E1 
Die Stadt Lohmar sollte die geplante digitale Datenverwaltung im Beteili-
gungsmanagement zeitnah umsetzen. 

84 
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3. Hilfe zur Erziehung 

3.1 Strukturen 

� Die Stadt Lohmar weist neben einem hohen Anteil der EW von 0 bis unter 21 Jahr an der 

Gesamtbevölkerung günstige soziostrukturelle Rahmenbedingungen auf. So liegen die Ju-

gendarbeitslosigkeit, der Anteil der alleinerziehenden SGB II-Bedarfsgemeinschaften und die 

Kinderarmut in Lohmar auf einem niedrigen Niveau. Das kann sich günstig auf den Bedarf 

bei den Hilfen zur Erziehung auswirken. 

Insbesondere folgende Faktoren können dazu führen, dass verstärkt Hilfen zur Erziehung in An-

spruch genommen werden:  

 Sozialgesetzbuch II-Quote (SGB II-Quote7) 

 Kinderarmut  

 Bildungsarmut  

 Jugendarbeitslosigkeit  

 Anteil Alleinerziehende in SGB II-Bezug 

 Anteil Familien mit Migrationshintergrund 

Über die SGB II-Quote erfährt die Stadt Lohmar keine zusätzliche Belastung. Diese fällt im lan-

desweiten Vergleich sehr niedrig aus8. 

Um den Grad der Kinderarmut in der Stadt Lohmar einschätzen zu können, ist ein Blick in die 

Statistik der AKJ TU Dortmund9 erforderlich. Demnach ist die Stadt Lohmar dem Jugendamts-

typ sechs und der Belastungsklasse vier zugeordnet. Die Kategorie sechs beinhaltet Jugend-

ämter kreisangehöriger Gemeinden mit weniger als 50.000 Einwohner. Die Belastungsklasse 

vier stuft die Kinderarmut in Lohmar als sehr gering ein. Das ist für die Region nicht untypisch. 

Lediglich vier der zehn kreisangehörigen Kommunen mit Jugendamt im Rhein-Sieg-Kreis wei-

sen laut dem HzE-Bericht 2018 der Stadt Lohmar eine höhere Kinderarmut auf. Insgesamt be-

trachtet haben die mittleren kreisangehörigen Kommunen keine besonders hohe Kinderarmut. 

Laut AKJ Bericht 2019 haben lediglich 19 kreisangehörige Kommunen unter 50.000 Einwohner 

eine hohe oder sehr hohe Kinderarmut. 36 kreisangehörige Kommunen unter 50.000 Einwohner 

 

7 Diese bezeichnet den prozentualen Anteil der Leistungsberechtigten an der Bevölkerung unter der Altersgrenze nach § 7a SGB II. Als 
Leistungsberechtigte werden Personen in Bedarfsgemeinschaften verstanden, die einen Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nach dem SGB II haben. 

8 vgl. Vorbericht 0.2 „Ausgangslage der Kommune“ 

9 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik Forschungsverbund Deutsches Jugendinstitut/Technische Universität Dortmund 
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haben eine sehr geringe Kinderarmut und 31 kreisangehörige Kommunen unter 50.000 Einwoh-

ner eine geringe Kinderarmut. 

Bildungsarmut steht in einem engen Zusammenhang mit der sozioökonomischen Herkunft. In 

kaum einem anderen Land bestimmt die soziale Lage eines Kindes so sehr seine Bildungsbe-

teiligung und Bildungschancen wie in Deutschland. So beschreibt es das deutsche Jugendinsti-

tut auf seiner Homepage10. Bescheinigt wird der Zusammenhang zwischen Bildungschancen 

und sozialer Herkunft durch eine PISA-Studie (Deutsches PISA-Konsortium, 2001). In der Stadt 

Lohmar deuten die niedrige SGB II-Quote sowie eine hohe Kaufkraft nicht auf eine Bildungsar-

mut hin. Das hat sich auch in Gesprächen mit den Fachverantwortlichen bestätigt. Lohmar hat 

eine sozial ausgewogene Bevölkerungsstruktur. 

Für die nachfolgenden zwei Einflussfaktoren Jugendarbeitslosigkeit sowie der Anteil der Allein-

erziehenden Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB II ziehen wir zur Analyse Strukturkennzah-

len heran. Laut dem Bericht „Monitor Hilfen zur Erziehung 2018“ der AKJ wirkt sich neben dem 

Transferleistungsbezug auch der Familienstatus auf die Hilfen zu Erziehung aus. Zusätzlich bil-

det die gpaNRW im Rahmen dieser Prüfung diverse Kennzahlen in Bezug auf die Jugendein-

wohner ab. Vor diesem Hintergrund betrachten wir zunächst den Anteil der 0- bis unter 21-jähri-

gen Einwohner an der Gesamtbevölkerung. 

3.1.1 Strukturkennzahlen 

Soziostrukturelle Rahmenbedingungen der Stadt Lohmar im Jahr 2018 

Kennzahlen Lohmar 
Mini-
mum 

1. Vier-
telwert 

2. Vier-
telwert 

(Median) 

3. Vier-
telwert 

Maxi-
mum 

Anzahl 
Werte 

Anteil der Einwohner von 0 bis un-
ter 21 Jahren an der Gesamtbevöl-
kerung in Prozent  

21,63 17,52 19,34 20,17 20,91 24,48 129 

Anteil arbeitslose SGB II von 15 
bis unter 25 Jahren bezogen auf 
alle zivilen Erwerbspersonen die-
ser Altersgruppe (Arbeitslosen-
quote 15-24 Jahre) in Prozent 

3,70 1,80 3,48 4,30 5,60 8,10 88 

Anteil alleinerziehende Bedarfsge-
meinschaften SGB II an den Be-
darfsgemeinschaften SGB II ge-
samt in Prozent 

17,51 13,27 17,55 18,68 20,11 26,86 129 

Der Anteil der Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren ist in Lohmar vergleichsweise hoch. 

Dadurch zählen mehr als ein Fünftel der Einwohner in Lohmar zur potenziellen Zielgruppe für 

die Hilfen zur Erziehung. Bis zum Jahr 2040 bewegt sich dieser Anteil nach den Prognosedaten 

von IT.NRW zwischen 21 und 22 Prozent. In Lohmar hat der hohe Jugendquotient jedoch in der 

Konsequenz bisher nur statistische Auswirkungen. So werden die nachfolgenden Kennzahlen 

positiv beeinflusst, wenn sie sich auf die entsprechende Zielgruppe beziehen. 

 

10 Deutsches Jugendinstitut Homepage „Über uns“ www.dji.de/ueber-uns, Download 26.01.2020 
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Darüber hinaus prägen die Stadt Lohmar, wie bereits beschrieben, günstige soziostrukturelle 

Rahmenbedingungen. Sowohl bei der Jugendarbeitslosenquote als auch beim Anteil der allein-

erziehenden Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB II verzeichnet die Stadt Lohmar unauffäl-

lige Größenordnungen. Das könnte sich entlastend auf die Hilfen zur Erziehung auswirken. Der 

Zuzug von Flüchtlingsfamilien bewirkte insbesondere bei den ambulanten Jugendhilfen einen 

Fallanstieg. Hinzu kommen erhebliche Fallzahlenentwicklungen bei den unbegleiteten minder-

jährigen Ausländern (UMA). Wir gehen im weiteren Verlauf des Berichts genauer darauf ein. 

3.1.2 Umgang mit den Strukturen 

Es gibt nach Angaben der Stadt Lohmar keine erkennbaren strukturellen Besonderheiten im 

Stadtgebiet, die Einfluss auf die Arbeit der Jugendhilfeplanung bzw. ASD nehmen könnten. Die 

Bevölkerungsstruktur ist sozial ausgewogen. Besondere Belastungen bzw. begünstigende Fak-

toren gibt es nicht. Daher hat die Stadt Lohmar bislang auch keine Sozialraumanalysen durch-

geführt, die es dem ASD ermöglichen könnten, Hilfen gezielter einzusetzen. Jedoch profitiert 

die Stadt Lohmar zukünftig von einer aktuell durchgeführten Sozialraumanalyse des Rhein-

Sieg-Kreises. Die dabei ermittelten Daten werden den Jugendämtern des Rhein-Sieg-Kreises 

zur Verfügung gestellt. Aufgrund der Corona-Pandemie konnte die Sozialraumanalyse in 2020 

nicht fortgesetzt werden. Für die 2. Jahreshälfte 2021 wird eine Fortschreibung in Kooperation 

mit dem Rhein-Sieg-Kreis angestrebt. 

Die Stadt Lohmar verfügt über wenig Infrastruktur im Bereich der Leistungsanbieter und Bera-

tungsstellen. Fast alle Anbieter und Institutionen befinden sich außerhalb von Lohmar. Vor Ort 

befinden sich lediglich eine Jugendhilfeeinrichtung und ein freier Träger mit Leistungsangebot 

ambulanter Jugendhilfe. 

Differenzierte Grunddaten zur Bevölkerungsentwicklung der Einwohner nach Altersklassen in 

der Stadt Lohmar stellt die gpaNRW in der Tabelle 2 im Anhang dieses Teilberichtes dar. 

3.1.3 Präventive Angebote 

� Die Stadt Lohmar verfügt über ein effizientes und etabliertes Portfolio an Präventionsange-

boten, das stetigen Verbesserungsprozessen unterliegt. Die ausgeprägte Netzwerkarbeit 

trägt dazu bei, dass das Jugendamt bei Bedarf frühzeitig Hilfsangebote installieren kann. 

Ein direkter Zusammenhang zwischen präventiven Angeboten und dem Umfang an Leistungen 

für Hilfe zur Erziehung ist weder messbar noch nachweisbar. Dennoch können präventive An-

gebote und eine Netzwerkarbeit einen positiven Einfluss auf die Lebensbedingungen, das Auf-

wachsen und die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen haben. Deshalb sollte die Stadt 

bedarfsgerechte präventive Angebote entwickeln und die hierfür erforderlichen Strukturen auf-

bauen. Dabei sollte sie die maßgeblichen örtlichen Akteure und freien Träger der Jugendhilfe 

miteinbeziehen und alle Angebote steuern und koordinieren. 

In der Stadt Lohmar sind präventive Angebote ein etablierter Bestandteil der Kinder-, Jugend- 

und Familienhilfe. Die „Frühen Hilfen“ in Lohmar bilden lokale und regionale Unterstützungssys-

teme mit koordinierten Hilfsangeboten für Eltern und Kinder. Dabei handelt es sich um einzelne 

Präventionsangebote, die aufeinander aufbauen. Diese greifen ab Beginn der Schwangerschaft 

und in den ersten Lebensjahren mit einem Schwerpunkt auf der Altersgruppe der null bis drei 
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Jahre alten Kinder. Dabei geht es zum einen darum frühzeitig diese Zielgruppe über lokalen Be-

ratungs- und Hilfsangeboten zu informieren. Dadurch sollen die Eltern auch motiviert werden, 

im Bedarfsfall frühzeitig Hilfe in Anspruch zu nehmen. Zum anderen geht es der Stadt Lohmar 

auch darum, das vorhandene Netzwerk der beteiligten Institutionen zu pflegen und weiter aus-

zubauen. Damit sollen die „Frühen Hilfen“ in Lohmar noch attraktiver und leichter zugänglich 

werden. 

Die „Frühen Hilfen“ in Lohmar erfüllen die Fördervoraussetzungen der Bundesstiftung „Fonds 

Frühe Hilfen“. Dadurch erhält die Stadt Lohmar einen Unterstützungsbeitrag, der die Haushalts-

belastung durch die präventiven Angebote etwas verringert. Außerdem unterstützen die „Frü-

hen Hilfen“ das im Leitbild der Stadt Lohmar verankerte strategische Ziel, eine familienfreundli-

che Stadt zu sein. Die Steuerung der Präventionsangebote obliegt dem Arbeitskreis „Frühe Hil-

fen für Familien in Lohmar“, welcher über das Familienbüro koordiniert wird. Der Arbeitskreis 

findet zweimal jährlich statt. Dabei tauschen sich Vertreter aus unterschiedlichen Fachberei-

chen wie Gesundheitsamt, der örtliche Kinderarzt, Kinder- und Jugendpsychiatrie, Familienge-

richt, Schwangerschaftsberatungsstellen, Jugendamt, Schulsozialarbeit, Familienzentren, Schu-

len und Polizei untereinander aus. Die Institutionen des Arbeitskreises sind gleichzeitig auch 

wichtiger Bestandteil des sozialen Frühwarnsystems in Lohmar. Deren regelmäßiger Kontakt zu 

Eltern und Kinder ermöglicht die Wahrnehmung und rasche Weiterleitung von Informationen zu 

problematischen Situationen in Familien. So kann das Jugendamt zeitnah passende Hilfsange-

bote einrichten. 

Zu den „Frühen Hilfen“ in Lohmar zählen beispielsweise folgende Angebote: 

 Familienbüro 

Dabei handelt sich um ein präventives und niederschwelliges Angebot für Informationen 

und Angebote rund um die Familie, Elternschaft und Erziehung. 

 LohmarStart – Willkommensbesuche 

Ehrenamtliche Familienhelferinnen besuchen Familien mit ihren Neugeborenen zu Hause 

und überreichen eine Tasche mit Informationsbroschüren, einem Elternordner und Will-

kommensgeschenken. 

 Das Eltern-Kind-Café 

Förderung des Austausches der Eltern über Alltagsproblemen im Zusammenhang mit Er-

ziehung. 

Darüber hinaus gibt es in der Stadt Lohmar noch weitere präventive Angebote im Rahmen der 

Kinder-und Jugendarbeit. Dazu zählen die Suchtprävention und Sexualaufklärung an Schulen, 

Selbstbehauptungskurse, Jugendberufshilfe, Jugendwerkstatt, Beratung an Schulen, Ausbil-

dungspaten sowie ein „Girls und Boys Day“. 

Ein weiterer Schwerpunkt der präventiven Angebote in Lohmar bildet die Schulsozialarbeit. 

Diese bietet die Stadt an allen Schulen an. Hier geht es insbesondere darum, Bildungsbenach-

teiligungen abzubauen und soziale Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler zu stärken. Die 

Stadt stellt für diese Aufgaben insgesamt drei Vollzeit-Stellen zur Verfügung. Eine weitere Stär-

kung der Schulsozialarbeit ist für 2021 geplant. 
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Bei der Erziehungsberatung kooperiert die Stadt Lohmar seit 2009 mit dem Rhein-Sieg-Kreis. 

Es befindet sich daher keine Erziehungsberatungsstelle in Trägerschaft der Stadt Lohmar. Zu-

sätzlich bestehen Vereinbarungen mit den kirchlichen Erziehungsberatungsstellen in Bonn. Die 

Kooperationspartner befinden sich im regelmäßigen Austausch, und es gibt ein Berichtswesen. 

Laut Mitteilung der Stadt Lohmar wurden durch den Ausbau des Präventionsangebotes insbe-

sondere das Netzwerk der agierenden Akteure gestärkt. Dadurch wurde die soziale Kontrolle 

und damit das Frühwarnsystem verbessert. Außerdem setzten die Hilfen zum Teil schon deut-

lich früher an, was die Erfolgsaussichten grundsätzlich steigen lässt. 

Die bestehenden Angebote bedienen alle relevanten Altersgruppen von Null bis unter 21 Jah-

ren. 

3.2 Organisation und Steuerung 

Die Aufgabenerledigung und das Ergebnis der Hilfe zur Erziehung werden durch die angestreb-

ten Ziele, die Intensität der Steuerung, die Form der Organisation und den aufgewendeten Res-

sourceneinsatz geprägt. 

3.2.1 Organisation 

� Die Zuordnung der Ämter Jugend und Familien und Bildung, Soziales, Kultur und Sport im 

gleichen Dezernat in Lohmar bietet eine geeignete Grundlage der Zusammenarbeit bei Ziel-

gruppenüberschneidungen. Darüber hinaus ist das Jugendamt bei den Hilfen zur Erziehung 

effizient organisiert und die Arbeitsabläufe sind aus Sicht der gpaNRW gut nachvollziehbar. 

Eine gute Organisation zeichnet sich durch klare Strukturen und Zuständigkeiten sowie opti-

mierte Arbeitsabläufe aus. 

Die Ämter „Jugend und Familie“ und „Bildung, Soziales, Kultur und Sport“ sind als eigenstän-

dige Verwaltungseinheiten in der Stadt Lohmar eingerichtet und dem Dezernat II zugeordnet. 

Bis zum 30. Juni 2018 waren die Aufgaben Bildung und Soziales im Jugendamt noch zusam-

mengeführt. Aus Sicht der gpaNRW ist die aktuelle Aufgabenverteilung trotzdem noch günstig, 

da beide Ämter dem gleichen Dezernat zugeordnet sind und die Kommunikationswege kurz 

bleiben. Dadurch hält sich der Mehraufwand für gemeinsame Maßnahmen der beiden Ämter in 

Grenzen. 

Das Amt für Jugend und Familie ist zentral im Stadthaus der Stadt Lohmar untergebracht. Der 

ASD hat keine Außenstellen. Kindertageseinrichtungen, Jugendzentrum, Familienbüro, Schul-

psychologie und Schulsozialarbeit sind Außenstellen des Jugendamtes. Die Aufgaben des ASD 

gehören zur Fachabteilung „Soziale Dienste“. Zu dieser Abteilung gehört auch der Pflegekinder-

dienst als Spezialdienst. Dieser Bereich benötigt ein besonderes spezifisches Fachwissen. Au-

ßerdem umfasst die Abteilung das Familienbüro mit den dort angesiedelten "Frühen Hilfen für 

Familien in Lohmar". Der ASD ist in Lohmar nach Bezirken aufgeteilt. 
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Im Jugendamt der Stadt Lohmar gibt es eine Stelle, die neben den Aufgaben der WiJu auch 

das Controlling und weitere Aufgaben wahrnimmt. Dazu stimmt sie sich bei Klärung von Zustän-

digkeiten eng mit den Fachkräften des ASD ab. Zusätzlich erfolgt eine enge Abstimmung mit 

der Amtsleitung auch bei Fragen zur Bewilligung von Hilfen. 

Die Jugendhilfeplanung in Lohmar ist dezentral in den Fachabteilungen soziale Dienste, Ju-

gendförderung und Kindertageseinrichtungen des Jugendamtes angesiedelt.  

Nach § 78 SGB VIII sollen Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Bildung von Arbeitsgemein-

schaften anstreben, in denen neben ihnen die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe sowie 

die Träger geförderter Maßnahmen vertreten sind. Die Stadt Lohmar verfügt im Bereich der Ju-

gendförderung und der Hilfen zur Erziehung (Fachgespräch Rhein-Sieg) über zwei Arbeitsge-

meinschaften nach § 78 SGB VIII. Darüber hinaus gibt es weitere Arbeitskreise (AK) mit ande-

ren Kommunen zu folgenden Themen: Pflegekinderdienste, soziale Dienste (Abteilungsleitun-

gen), Jugendamtsleitungen, Jugendgerichtshilfen, häusliche Gewalt, sexualisierte Gewalt, Netz-

werkkoordinatoren frühe Hilfen, Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII. Bei Bedarf werden die 

Träger von Kindertageseinrichtungen zu speziellen Themen zum Austausch hinzugezogen. 

3.2.2 Gesamtsteuerung und Strategie 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar verfügt über ein Leitbild, das u. a die Familienfreundlichkeit als ein 

Schwerpunktthema vorbildlich ausweist. Darauf aufbauend hat das Jugendamt weitere an 

diesem Hauptziel ausgerichtete strategische und operative Zielsetzungen entwickelt, die 

auch von der Politik mitgetragen werden. Dazu kommen Kennzahlen zum Einsatz, die im 

Hinblick auf ihre Aussagefähigkeit jedoch noch optimierbar sind. 

Eine Kommune sollte über eine von Politik, Verwaltungsführung und Jugendamt getragene Ge-

samtstrategie für den Aufgabenbereich Hilfe zur Erziehung verfügen. Die Entwicklung der Ge-

samtstrategie sollte die gesamte Kinder-, Jugend- und Familienhilfe und weitere angrenzende 

Aufgabenbereiche einbeziehen. Am Gesamtziel ist zu messen, welche Ressourcen erforderlich 

sind, um das vereinbarte Ziel und die gewünschten Wirkungen zu erreichen. Die Gesamtsteue-

rung sollte sicherstellen, dass eine Kommune ihre gesetzten Ziele durch geeignete Maßnahmen 

erreicht. Bei Abweichungen muss sie zeitnah Nachsteuern und Maßnahmen anpassen. 

Die Gesamtstrategie ist in Lohmar im Leitbild der Stadt manifestiert. Bezogen auf das Jugend-

amt und die Hilfe zur Erziehung sind das insbesondere die Themenschwerpunkte Familien-

freundlichkeit und Raum für Jung und Alt. Auf dieser Grundlage erstellt das Jugendamt jährlich 

ein Produktbuch für die Gesamtverwaltung. Dieses enthält für die einzelnen Produktbereiche 

des Jugendamtes übergeordnete strategische Ziele und Wirkungsvorgaben, die von der Politik 

per Beschluss mitgetragen werden. Für den Bereich der Hilfe zur Erziehung sind in der Stadt 

Lohmar demnach folgende strategische Ziele maßgeblich: 

 Die Familien werden in ihrer Erziehungsfähigkeit gestärkt. 

 Junge Menschen sind befähigt, in sozialen Bezügen zu leben, eigenverantwortlich zu 

handeln und an der Gesellschaft teilzuhaben. 
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 Erziehungskompetente Eltern (Personensorgeberechtigte) sind befähigt ihre Erziehungs-

verantwortung selbstständig wahrzunehmen. 

 Eine dem Kindeswohl förderliche Erziehung und Entwicklung ist durch Beratung und Un-

terstützung sichergestellt. 

Unklar ist, welche konkreten Maßnahmen die Stadt Lohmar im Rahmen der vorgenannten Ziel-

setzungen ergriffen hat. Das betrifft auch Aussagen zur Wirksamkeit der Maßnahmen. 

Zusätzlich sind für Schwerpunktaufgaben im Jugendamt Zielkennzahlen hinterlegt. Das betrifft 

zum Beispiel die Anzahl der beendeten Fälle bei jungen Volljährigen in Vollzeitpflege und Hei-

merziehung. Jedoch beschränken sich die Kennzahlen auf reine Fallzahlen, aus denen keine 

Wirkungszusammenhänge herauslesbar sind. Um das Kennzahlentableau für die Hilfe zur Er-

ziehung im Produktbuch weiter zu optimieren, können die in diesem Bericht verwendeten Kenn-

zahlen durch die Stadt Lohmar weiter fortgeschrieben werden. So werden noch umfangreicher 

die Zielerreichungsgrade und Wirkungsmechanismen bei den für den Haushalt relevanten Hilfe-

arten dargestellt. 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte aus den Zielen konkrete Maßnahmen entwickeln und die Zielerrei-

chung regelmäßig überprüfen.  

3.2.3 Finanzcontrolling 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar verfügt bereits über Bestandteile eines Finanzcontrollings, jedoch ist die 

fehlende Schnittstelle zwischen Jugendamts- und Finanzsoftware nicht optimal. Dennoch ist 

das Jugendamt in der Lage, mit den erhobenen Daten detaillierte Berichte zu den Entwick-

lungen bei der HzE zu erstellen. Dadurch sind die Finanzentwicklungen im Jugendamt für 

Dritte gut nachvollziehbar. 

Ein produktorientiertes Finanzcontrolling sollte Transparenz in der Entwicklung von Finanz-, 

Fall- und Stellendaten herstellen und diese anhand von aussagefähigen Kennzahlen und Be-

richten für die Steuerungsebenen aufbereiten. Anhand von steuerungsrelevanten Kennzahlen 

sollte gemessen werden, ob die vereinbarten Ziele erreicht werden. Auf Basis der Kennzahlen 

sollten als Grundlage für die Steuerung regelmäßige Auswertungen und Controlling Berichte er-

stellt werden. Hierdurch wird Transparenz zum Ressourceneinsatz und –verbrauch und zur Ent-

wicklung der Aufwendungen und Fallzahlen geschaffen. Abweichungen von den gesetzten Zie-

len können durch einen Soll-Ist-Vergleich erkannt und es kann zeitnah gegengesteuert werden. 

Ein wirksames Finanzcontrolling setzt einen eng verzahnten Austausch zwischen dem Fachamt 

und der Finanzabteilung sowie eine Schnittstelle zwischen Fachsoftware und Finanzsoftware 

voraus. 

Das Finanzcontrolling obliegt in der Stadt Lohmar der Amtsleitung, der ASD-Leitung und der 

WiJu. Insbesondere die WiJu wertet im Rahmen der Budgetüberwachung Finanzdaten und Fall-

zahlen monatlich aus und stellt diese Daten der Amts- und Dezernatsleitung zur Verfügung. Die 

Finanz- und Fallzahlen werden zu Produktberichten zusammengeführt, die zweimal pro Jahr 

dem Jugendhilfeausschuss zur Beratung vorgestellt werden. Diese Berichte basieren noch auf 

einer Beratung durch ein Institut im Jahr 2014. Die offizielle Einführung des durch das Institut 
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vorgestellten Fach- und Finanzcontrollings wurde jedoch durch die Politik abgelehnt. Aus die-

sem Grund erweiterte das Jugendamt die Palette an Unterprodukten im Haushalt, um die Ent-

wicklung der Aufwendungen bei den einzelnen Hilfearten transparenter zu machen. Gegenwär-

tig wird der Produktbericht überarbeitet. Zukünftig soll er Auswertungen nach Hilfearten, Fall-

zahlen und Aufwendungen enthalten, die tabellarisch und grafisch aufbereitet werden. Der neue 

Produktbericht soll zukünftig quartalsweise für den Verwaltungsvorstand erstellt werden. Mit rei-

nen Fallzahlen und Aufwendungen ohne Kennzahlen ist die Steuerung aus Sicht der gpaNRW 

jedoch nur eingeschränkt möglich. Die Entwicklung von Kennzahlen kann man analysieren und 

in einem Berichtswesen aufbereiten. daraus lassen sich dann Maßnahmen beispielsweise zur 

Senkung von Aufwendungen oder Fallzahlen entwickeln.  

Neben den unterjährigen Auswertungen erstellt das Jugendamt der Stadt Lohmar jedes Jahr 

einen HzE-Bericht. Dieser beschreibt ausführlich alle wesentlichen Entwicklungen bei der Inan-

spruchnahme und den Ausgaben der erzieherischen Hilfen. Zur interkommunalen Einordnung 

der Entwicklungen nutzt das Jugendamt Vergleichswerte des Landschaftsverbandes Rheinland 

sowie IT NRW. 

Das Jugendamt arbeitet mit einer Jugendamtssoftware. Eine Schnittstelle zur städtischen Fi-

nanzsoftware ist nicht vorhanden, das erschwert Auswertungen. Die WiJu ist für das Finanzcon-

trolling mitzuständig. Da sie Zugang zur Finanzsoftware hat, kann sie wirtschaftliche Entwick-

lung der Jugendhilfeaufwendungen und –erträge dennoch ständig im Blick behalten.  

� Empfehlung 

Zur weiteren Optimierung der Steuerung der HzE sollte die Stadt Lohmar die in diesem Be-

richt verwendeten Kennzahlen weiter fortschreiben. 

3.2.4 Fachcontrolling 

� Feststellung 

Das Jugendamt der Stadt Lohmar hat ein Fachcontrolling und betrachtet die Wirksamkeit 

von Hilfen. Die Zielerreichung wird für einzelne Hilfen ermittelt. Zwar wertet die Stadt ihre Er-

fahrungen in den eingesetzten Hilfen fallübergreifend aus, jedoch erfolgt das nicht trägerbe-

zogen. Dadurch fehlen vergleichbare Informationen zu den Qualitätsstandards der Leis-

tungsanbieter im Anbieterverzeichnis des Jugendamtes. 

Eine Kommune sollte ein Fachcontrolling für die Hilfen zur Erziehung eingerichtet haben. Die-

ses soll die Wirksamkeit der Hilfen und die qualitative Zielerreichung sowie die Einhaltung von 

Verfahrens- und Qualitätsstandards überprüfen. Die Ergebnisse bilden die Grundlage für eine 

kontinuierliche Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung. 

In Lohmar obliegt das Fachcontrolling der Amtsleitung, der Leitung des ASD sowie der WiJu. 

Hier werden die Ergebnisse des Fachcontrollings zusammengeführt und insbesondere für die 

Amtsleitung aufbereitet. Diese wird über alle im ASD zur Entscheidung stehenden Fälle vollum-

fänglich informiert. Dadurch sind der Amtsleitung die Gründe für die Vorgehensweise zu einem 

Zeitpunkt bekannt, in dem auf den Umfang und die Dauer der Hilfegewährung noch Einfluss ge-

nommen werden kann bzw. noch Fragen gestellt werden können.  
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Die Bewertung der Wirksamkeit von Hilfen erfolgt in Lohmar anhand der Vorgaben im Qualitäts-

handbuch. So sollen spätestens sechs Monate nach dem ersten Hilfeplangespräch die fallver-

antwortliche Fachkraft, die Leistungsempfänger und die Leistungserbringer zu einem weiteren 

Hilfeplangespräch zusammenkommen. Dabei werden anhand von Tätigkeitsberichten und stan-

dardisierten Vorgaben wie Bewertungsbögen die Erfahrungen in der Hilfe ausgewertet, die Ziel-

setzungen überprüft und für die weitere Hilfegestaltung konkretisiert. Am Ende der Hilfe kom-

men die fallverantwortliche Fachkraft, die Leistungsempfänger und die Leistungserbringer zu 

einem Abschlussgespräch zusammen. Sie tauschen sich über den Verlauf und den Erfolg der 

Hilfe, gemessen an den angestrebten Zielen (Leit- und Handlungsziele), aus. Bei zusätzlichen 

Leistungen und Hilfeverlängerungen erfolgen dann eine vorgeschaltete Beratung im pädagogi-

schen und erweiterten Team. Der Grad der Zielerreichung wird gutachterlich im Hilfeplan fest-

gehalten. Dieser erlaubt jedoch keine Vergleiche oder Auswertungen über den Hilfefall hinaus, 

da Qualitätskennzahlen wie Richtwerte oder Zielerreichungsgrade nicht zum Einsatz kommen. 

Darüber hinaus besteht fachübergreifend ein enger Austausch zwischen dem ASD und der 

WiJu. Diese können per EDV auf Freiplatzmeldungen und Anbieterinformationen wie Entgelte 

und Konzeptionen zurückgreifen. Aktuelle Besonderheiten bei den Anbietern werden dann in 

Teambesprechungen erörtert und geeignete Anbieter benannt.  

Fallübergreifende Auswertungen finden sich in den HzE-Berichten des Jugendamtes. Dabei 

werden die Hintergründe für Fall- und Kostenveränderungen in den einzelnen Hilfearten be-

nannt. Beispielsweise sind hier Fallrückgänge durch Rückführungen in die Familien bei der Hei-

merziehung zu nennen oder Kostensteigerungen bei der Vollzeitpflege durch den Anstieg der 

Sonderpflegestellen. Jedoch fehlen im ASD und der WiJu trägerbezogene Auswertungen zur 

Wirksamkeit von Hilfen gemessen an konkreten Zielvorgaben. Dazu zählt beispielsweise die 

Über- oder Unterschreitung der durchschnittlichen Laufzeiten von Hilfearten oder Abbruchquo-

ten.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die fallübergreifenden Auswertungen anbieterbezogen aufbereiten 

und hieraus Erkenntnisse für Qualitätsdialoge mit Leistungsanbietern ziehen. Zusätzlich 

kann sie auch Laufzeiten, Fachleistungsstunden und Abbruchquoten auswerten. 

3.3 Verfahrensstandards 

3.3.1 Prozess- und Qualitätsstandards 

� Feststellung 

Mit dem Qualitätshandbuch hat die Stadt Lohmar die Abläufe in den Kernprozessen des 

ASD in geeigneter Weise standardisiert. Dadurch sind Abläufe sowie Zuständigkeiten und 

Fristen eindeutig geregelt und sorgen damit für eine hohe Prozessqualität.  

Verbindliche Verfahrensstandards helfen, die Prozessqualität zu sichern. Sie sind eine zwin-

gende Voraussetzung für eine strukturierte, zielgerichtete und nachvollziehbare Fallsteuerung 

durch die Fachkräfte im ASD. 
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Eine Stadt sollte Standards und Abläufe der Aufgabenerfüllung schriftlich beschreiben. Hierzu 

gehören Prozesse, Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten sowie Fristen. Diese Prozess- und 

Qualitätsstandards sollten allen Beschäftigten zur Verfügung stehen. 

Die Stadt Lohmar hat für den ASD ein Qualitätshandbuch „Erziehungshilfen der Stadt Lohmar“ 

entwickelt. Dieses thematisiert die nachfolgend aufgeführten Kernprozesse im ASD: 

 Kernprozess I: „Falleingang – Aufnahme von Anliegen“ 

 Kernprozess II: „Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung“ 

 Kernprozess III: „Formlose Beratung“ 

 Kernprozess IV: „Hilfeplanung“ 

 Kernprozess V: „Trennungs- und Scheidungsberatung“ 

 Kernprozess VI: „Jugendhilfe im Strafverfahren“ 

 Kernprozess VII: „Eingliederungshilfe“ 

Da die einzelnen Kernprozesse unterschiedliche Qualitätsanforderungen haben, unterscheiden 

sich Arbeitshilfen in den einzelnen Kernprozessen vom Umfang her deutlich. Für alle Kernpro-

zesse gibt es einheitliche Prozessbeschreibungen, die Zielsetzungen mit Fristen, den Hand-

lungsrahmen vorgeben und Zuständigkeiten regeln. Bei Kernprozessen, die besonderen Quali-

tätsanforderungen unterliegen, enthält das Handbuch zusätzlich Flussdiagramme. Diese bieten 

dem Betrachter eine gute Gesamtübersicht über den Kernprozess. Dazu kommen zahlreiche 

Vordrucke für Briefe, Protokolle, Anamnesen, Verträge usw. für die verschiedenen Kernpro-

zesse. Alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im ASD werden dadurch in die Lage versetzt, einen 

gleichen Standard bei der Aufgabenerledigung in den Kernprozessen einzuhalten. Zusätzlich 

können sich neue Kräfte im ASD schneller in die Aufgaben einarbeiten. Alle Arbeitshilfen stehen 

dem ASD in digitaler Form zur Verfügung und dienen als Arbeitsgrundlage für die Fallakte in 

Papierform. 

Eine elektronische Aktenführung gibt es bisher im ASD der Stadt Lohmar noch nicht. Wie be-

reits beschrieben, nutzt das Jugendamt eine Jugendamtssoftware. Darin werden jedoch nur Da-

ten erfasst, die für notwendige statistische Auswertungen beispielsweise für IT-NRW oder der 

Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation zu erstellen sind. Das Jugendamt sieht aktuell 

von einer intensiveren Nutzung der Jugendamtssoftware ab, da die Stadt Lohmar zurzeit die 

gesamte Verwaltung auf E-Government umstellt. Aus Sicht der gpaNRW ist diese Vorgehens-

weise nur schwer nachvollziehbar. Hier sollte die Stadt Lohmar hinterfragen, warum die bereits 

implementierte Jugendamtssoftware nicht intensiver genutzt wird. Dabei geht es darum, alle un-

terstützenden Funktionen für das Kerngeschäft des ASD zu nutzen. In jedem Fall sollte die zu-

künftige Anwendung für die elektronische Aktenführung alle Arbeitsschritte analog zum Quali-

tätshandbuch abdecken. Dazu müssen sämtliche Vordrucke im Programm hinterlegt und mit 

den relevanten Schnittstellen wie der WiJu verknüpft sein. Zusätzlich sollte das Programm wei-

tere Dokumente wie z. B. Berichte der freien Träger digital erfassen können. 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die Gründe für die eingeschränkte Nutzung der Jugendamtssoftware 

im Bereich des ASD hinterfragen. 
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3.3.1.1 Ablauf Hilfeplanverfahren 

� Die Stadt Lohmar hat das Hilfeplanverfahren genau definiert und standardisierte Vordrucke 

für alle Arbeitsschritte entwickelt. Dadurch ist die Vorgehensweise im Hilfeplanverfahren gut 

nachvollziehbar. Die Einbindungen mehrere Beteiligter am Entscheidungsprozess bietet 

mehr Neutralität und fördert die Passgenauigkeit der Hilfeleistung.  

Für die Gewährung von Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII ist die Durchführung eines 

Hilfeplanverfahrens nach § 36 Abs. 2 SGB VIII vorgesehen, in dem die Personensorgeberech-

tigten und das Kind/der Jugendliche zu beteiligen sind. 

Eine schriftliche Prozessbeschreibung des Hilfeplanverfahrens sollte die Zuständigkeiten, die 

Abläufe, die Fristen, die Fortschreibung des Hilfeplans und die beteiligten Personen verbindlich 

regeln. Die Einhaltung der Regelungen sollte regelmäßig durch die Vorgesetzten überprüft wer-

den. Die gpaNRW hält für das schriftlich zu dokumentierende Hilfeplanverfahren folgende Min-

deststandards für erforderlich: 

 Nach einer Meldung sollte eine zeitnahe Kontaktaufnahme erfolgen und bei Krisen umge-

hend interveniert werden. 

 Die Personensorgeberechtigten und Minderjährigen/Volljährigen werden beraten und in-

formiert. 

 Die fallverantwortliche Fachkraft schätzt den erzieherischen Bedarf ein und ermittelt eine 

geeignete Hilfe sowie einen passenden Leistungserbringer. 

 Mehrere Fachkräfte (mindestens drei) reflektieren den erzieherischen Bedarf und die im 

Einzelfall geeignete und erforderliche Hilfe in einer Teamkonferenz. 

 Die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme sollte beachtet und die WiJu in das Hilfeplanverfah-

ren eingebunden werden.  

 Der Personensorgeberechtigte und der Minderjährige/Volljährige werden über die in der 

Teamkonferenz ermittelten geeigneten Hilfeangebote informiert. 

 Zur Ausgestaltung der Hilfe wird gemeinsam mit dem Personensorgeberechtigten und 

dem Minderjährigen/Volljährigen ein Hilfeplan erstellt. 

 Eine verbindliche Leistungsentscheidung wird getroffen. 

 Die Hilfe wird entsprechend der Zielvereinbarung im Hilfeplan durchgeführt. 

 Die Familie erhält, soweit erforderlich, ergänzende Beratung und Unterstützung zur Ver-

besserung der Erziehungsbedingungen. 

 Der Hilfeplan wird regelmäßig und zeitnah überprüft.  

 Bei stationären Hilfen werden mögliche Rückkehroptionen geprüft. 

Das Hilfeplanverfahren ist im Qualitätshandbuch der Stadt Lohmar unter dem Kernprozess IV 

„Hilfeplan“ beschrieben. Entsprechend sind die Prozesskomponenten wie beispielsweise Ziele, 
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Arbeitsabläufe inkl. Vordrucke, Zuständigkeiten und Fristen klar geregelt. Danach gestaltet sich 

die Vorgehensweise im Hilfeplanverfahren in der Stadt Lohmar wie folgt:  

Aufnahme der Meldung 

Nach Falleingang erfolgt bei Meldungen von Kindeswohlgefährdungen am gleichen Tag ein un-

angekündigter Hausbesuch mit zwei Kräften des ASD. Im Fall der möglichen Hilfebeantragung 

wird zuerst die örtlich und sachliche Zuständigkeit geprüft und das Erstgespräch angeboten. 

Das Erstgespräch dient zur Klärung des Anliegens und der Erwartungen. Ggf. kommt es auch 

zum Verweis an andere Beratungsstellen (z. B. Suchtberatung, Kinderschutzbund usw.). Auch 

können weitere Gespräche mit Dritten (Schule, Kindergarten) zur Aufklärung notwendig sein. 

Spätestens dann wird der betroffene Sorgeberechtigte transparent über die weitere Verfahrens-

weise (Antragsverfahren und Hilfegewährung) informiert und beraten.  

Der Fall wird dann per standardisiertem Vordruck erfasst und im pädagogischen Team anony-

misiert vorgestellt und beraten. Das pädagogische Team setzt sich aus allen Bezirkssozialarbei-

terinnen, dem Pflegekinderdienst und der Abteilungsleiterin „Sozialer Dienst“ zusammen. Das 

Team kann einen Vorschlag für eine Hilfeart unterbreiten. Danach entscheidet die fallzustän-

dige Fachkraft über die Leistung. Sollten mehrere Leistungen infrage kommen, dann gilt in 

Lohmar der Grundsatz ambulant vor stationär. Bei Fragen zur Zuständigkeit erfolgt hier die 

Kontaktaufnahme zur WiJu. Anschließend wird der Fall wiederum unter Nutzung eines Vordru-

ckes dem erweiterten Team zur Kenntnisnahme vorgelegt. Zum erweiterten Team gehören zu-

sätzlich zu den Teilnehmerinnen des pädagogischen Teams die Amtsleitung sowie die WiJu. 

Beide Teams tagen im vierzehntägigen Rhythmus. Dabei wird die gewählte Hilfeart und der 

Leistungsumfang beraten und bei Bedarf gegengesteuert. Hier sieht die gpaNRW Optimie-

rungsbedarf, da es in der Konsequenz aus dem vorgefundenen Entscheidungsprozess zu ho-

hen Aufwendungen insbesondere bei den stationären Hilfen kommt. Spätestens vor der Ertei-

lung des Bescheides zur Kostenübernahme muss der formelle Antrag der Leistungsberechtig-

ten auf Hilfen nach dem SGB VIII vorliegen. Die fallverantwortliche Fachkraft unterstützt die 

Leistungsberechtigten bei der Antragstellung. Im Anschluss erteilt die WiJu je nach Entschei-

dung den entsprechenden Bescheid. Sollen zeitlich befristeten Hilfen verlängert werden, wer-

den beide Teams erneut in das Verfahren eingebunden. Wie bereits beim Controlling beschrie-

ben, werden durch diese Vorgehensweise sowohl die fachlichen und wo notwendig auch finan-

zielle Aspekte durch neutrale Beteiligte abgeklärt. 

 

Auswahl des Leistungsanbieters 

Im Einvernehmen mit den Leistungsberechtigten wählt die fallverantwortliche Fachkraft einen 

geeigneten Leistungsanbieter aus. Mit diesem erörtert sie die Situation der Familie und die bis-

her mit der Familie erarbeiteten Hilfeziele. Problematisch erscheint hierbei die Anbieterauswahl 

im Hinblick auf wirtschaftlichen Kriterien zu sein. Die Stadt Lohmar verfügt über ein edv-gestütz-

tes Verzeichnis von Freiplatzmeldungen, auf das jede ASD-Fachkraft Zugriff hat. Nach Anga-

ben des Fachamtes sind jedoch bei den Anbietern nur teilweise Entgelte hinterlegt. Zusätzlich 

werden Anbieter in der Jugendamtssoftware geführt. Jedoch sind dort keine Entgelte hinterlegt. 

Eine Auswahl des Leistungsanbieters nach wirtschaftlichen Kriterien ist somit vom Grundsatz 

her erschwert bzw. kaum möglich, da keine direkte Vergleichbarkeit der Leistungsanbieter hin-
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sichtlich der Preise gegeben ist. In Folge dessen gehen wir davon aus, dass in allen Fallbera-

tungen und Entscheidungsprozessen zum Hilfeplanverfahren der Wirtschaftlichkeitsaspekt nicht 

effizient berücksichtigt wird. 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte im Hilfeplanverfahren verstärkt den Fokus auf wirtschaftliche Ge-

sichtspunkte wie Anbieterauswahl auch nach Pflegesätzen oder Umfang der Fachleistungs-

stunden legen. Das gilt auch für die Fallberatungen im pädagogischen und erweiterten 

Teams. 

Startgespräch 

Die fallverantwortliche Fachkraft lädt die Leistungsnehmer und Leistungserbringer zu einem 

Startgespräch ein. In diesem Gespräch werden die bisherigen Absprachen bezüglich der Hilfe 

erörtert und erste Vereinbarungen für die Umsetzung der Hilfe vereinbart. Im Startgespräch wird 

ein Termin für ein erstes Hilfeplangespräch festgelegt. Das Verfahren wird für alle Beteiligten 

protokolliert. 

Erstes Hilfeplangespräch 

Das erste Hilfeplangespräch erfolgt spätestens acht Wochen nach dem Startgespräch. Dabei 

werten die fallverantwortliche Fachkraft, die Leistungsempfänger und die Leistungserbringer die 

ersten Erfahrungen in der Hilfe aus. Zusätzlich werden die Zielsetzungen überprüft und für die 

weitere Hilfegestaltung konkretisiert. Das Hilfeplanverfahren bietet dazu standardisierte Vorga-

ben. Die Leistungserbringer sind verpflichtet, vor den Hilfeplangesprächen Sachstandsberichte 

an das Jugendamt zu übermitteln. 

Fortschreibung der Hilfeplanung 

Ein weiteres Treffen der Beteiligten erfolgt spätestens nach sechs Monaten. Dabei werden er-

neut die Erfahrungen ausgetauscht, Zielsetzungen überprüft und ggf. angepasst. 

Abschluss der Hilfe 

Am Ende der Hilfe treffen sich die Beteiligten zu einem Abschlussgespräch zusammen. Dabei 

kommt es zum Austausch über den Verlauf und den Erfolg der Hilfe gemessen an den Zielset-

zungen. 

Für die Hilfen nach § 35 a SGB VIII gibt es den Kernprozess VII im Qualitätshandbuch. Hierzu 

verweisen wir auf das Kapitel 3.7.2 „Hilfen nach § 27 ff. SGB VIII“. 

Bisher gibt es bei den stationären Hilfen in Lohmar lediglich den Entwurf eines Rückführungs-

konzeptes. Ein Konzept zur Verselbstständigung ist im ASD noch nicht entwickelt. Jedoch wird 

die Verselbstständigung in der Hilfeplanung ab dem 16. Lebensjahr angegangen. Ansonsten 

richtet sich die Vorgehensweise im ASD bei diesen Themen am Hilfeplanverfahren aus. Wir ge-

hen später im Bericht bei den stationären Hilfen noch genauer darauf ein.  
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3.3.1.2 Fallsteuerung  

� Feststellung 

In der Stadt Lohmar gibt es klar strukturierte Prozesse und Arbeitshilfen zur Fallsteuerung im 

Qualitätshandbuch. Jedoch sollte der Begrenzung von Fachleistungsstunden und der Ge-

staltung des Anbieterverzeichnisses mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit mehr Priorität einge-

räumt werden.  

Jeder Hilfefall sollte in einem strukturierten Prozess gesteuert und betreut werden. Dabei sind 

unter Berücksichtigung der vorgegebenen Verfahrensstandards folgende Schritte von besonde-

rer Bedeutung: 

 Eine strukturierte fachliche Zugangssteuerung. 

 Die frühzeitige Einbindung der „Wirtschaftlichen Jugendhilfe“, insbesondere zu Fragen 

der sachlichen Zuständigkeit (Kostenerstattungsansprüche).  

 Die Auswahl eines passenden Leistungserbringers erfolgt z. B. mit Unterstützung eines 

Anbieterverzeichnisses, in dem die Leistungserbringer mit Angeboten und Kosten sowie 

den bisherigen Erfahrungswerten aus einer Zusammenarbeit enthalten sind. Bei mehre-

ren grundsätzlich infrage kommenden Anbietern wird der wirtschaftlichste ausgewählt. 

 Es besteht ein enger Kontakt mit dem Leistungserbringer auf der Grundlage der Verein-

barungen in der Hilfeplanung mit dem Ziel, die Wirkung der Hilfe regelmäßig zu evaluie-

ren und einem unplanmäßigen Abbruch der Hilfe entgegenzuwirken. Es erfolgt eine re-

gelmäßige Fortschreibung des Hilfeplanes in nicht zu langen Intervallen. 

 Die Laufzeit der Hilfe wird auf das notwendige Maß begrenzt und, soweit fachlich vertret-

bar, eine zeitnahe Anpassung bzw. schrittweise Reduzierung der Hilfe eingeleitet.  

In Lohmar richtet sich die Zuständigkeit der fallverantwortlichen ASD-Kraft nach den vier Stadt-

bezirken. Das ist so im Kernprozess I im Qualitätshandbuch festgelegt. Anschließend greift der 

Kernprozess IV „Hilfeplanverfahren“ wieder. Wir verweisen hierzu auf den Arbeitsschritt „Auf-

nahme der Meldung beim Abschnitt 3.5.1.1 Ablauf Hilfeplanverfahren. Für den eigentlichen Ent-

scheidungsprozess stehen den Fachkräften im ASD folgende Hilfsmittel als Vordrucke zur Ver-

fügung: 

 Arbeitshilfe Anamnese Hilfe zur Erziehung 

 Arbeitshilfe Diagnose und Hilfebedarf Hilfe zur Erziehung 

Auf Basis der Erstgespräche füllt die fallverantwortliche Kraft den Vordruck „Falleingabe im pä-

dagogischen Team“ aus. Die Fallberatung im pädagogischen Team erfolgt dann - wie bereits 

beschrieben - alle 14 Tage. Im Anschluss entscheidet die fallzuständige Kraft über die Hilfeform 

und füllt den Vordruck „Begründung für die Hilfe und Hilfekonzept“ für das erweiterte Team aus. 

Diese berät ebenfalls im 14-Tage-Rhythmus über die vorgelegten Fälle. Danach erstellt die 

WiJu den Leistungsbescheid bzw. erfolgt eine weitere Abklärung der Leistungsvoraussetzungen 

durch die ASD-Fachkraft. Anstehende Verlängerungsanträge führen zu erneuten kollegialen 

Beratungen in den beiden vorgenannten Teams. 
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Bei der Anbieterauswahl stehen den ASD-Kräften ein Verzeichnis von Freiplatzmeldungen auf 

dem lokalen Netzwerk zur Verfügung. Jedoch sind dort nur zum Teil Entgelte und Konzeptionen 

hinterlegt. Dadurch kann die Fachkraft bei mehreren möglichen Leistungserbringern nur einge-

schränkt eine qualitative und wirtschaftliche Auswahl vornehmen. Daher spielen die langjähri-

gen Erfahrungswerte der ASD-Fachkräfte über die Leistungsanbieter eine tragende Rolle bei 

der Auswahl.  

� Empfehlung 

Der ASD im Jugendamt der Stadt Lohmar sollte ein Anbieterverzeichnis führen, dass nach 

Erfahrungswerten, Kosten und Leistungen ausgewertet werden kann. 

Während der Zeit der Hilfegewährung gibt es für den Leistungserbringer Berichtspflichten. Zu-

sätzlich kann das aber auch jederzeit auf Aufforderung durch die Stadt Lohmar erfolgen. Rech-

nungen der Leistungsanbieter müssen Aufstellungen bzw. Leistungsnachweise als separate 

Anlagen enthalten. Zusätzlich besteht Kontakt per Mail oder Telefon und es werden bei Bedarf 

Fachgespräche durchgeführt. 

Nach Angaben der Fachverantwortlichen wirkt das Jugendamt immer auf eine Reduzierung der 

Leistung hin, wenn dies möglich ist. Pauschale Vorgaben zur Reduzierung der Fachleistungs-

stunden gibt es jedoch nicht. Im Bedarfsfall werden beispielsweise bei der „Sozialpädagogi-

schen Familienhilfe“ (SPFH) maximal zehn Fachleistungsstunden pro Woche angesetzt.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die Begrenzung von Fachleistungsstunden als Qualitätsstandard de-

finieren.  

Die Falllaufzeiten hat die Stadt Lohmar auf maximal zwei Jahre beschränkt. In der Regel wer-

den die ambulanten Fälle für ein Jahr mit vier bis sechs Fachleistungsstunden pro Woche bewil-

ligt. Mit Blick auf die hohen ambulanten Aufwendungen je Hilfefall geht die gpaNRW jedoch da-

von aus, dass in Lohmar eine stärkere Fokussierung auf die Begrenzung von Fachleistungs-

stunden angeraten ist. Auch diese Vorgehensweise sollte als Qualitätsstandard im Qualitäts-

handbuch definiert sein. 

In der Stadt Lohmar gibt es aktuell keine drohenden Fallabbrüche. Sollte dieser Fall eintreten, 

veranlasst die zuständige Fachkraft bei rechtzeitiger Kenntnisnahme ein Hilfeplangespräch mit 

den Sorgeberechtigten und dem Leistungserbringer. Es werden dann Maßnahmen erörtert und 

beschlossen, die den Hilfeabbruch verhindern sollen. Sollte eine Hilfemaßnahme ohne Kenntnis 

des Jugendamtes abgebrochen worden sein, wird das nur dann nachgehalten, wenn es sich um 

Kinderschutzfälle handelt. Bei Bedarf schaltet das Jugendamt das Familiengericht mit ein.  

3.3.1.3 Kostenerstattungsansprüche 

� Feststellung 

Aufgrund der geringen Personalausstattung bei gleichzeitig hoher Arbeitsmenge kann die 

Wirtschaftliche Jugendhilfe (WiJu) Kostenerstattungsansprüche nicht immer zeitnah geltend 

machen. Dies wirkt sich ertragsseitig insbesondere bei der Vollzeitpflege belastend aus. 
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Grundsätzlich ist für die Gewährung von Hilfen zur Erziehung das örtliche Jugendamt zustän-

dig. Die örtliche Zuständigkeit ist in §§ 86 ff. SGB VIII geregelt. Unter bestimmten Vorausset-

zungen hat das Jugendamt, das die Hilfen zur Erziehung gewährt, gegenüber einem anderen 

örtlichen oder überörtlichen Träger der Jugendhilfe gemäß §§ 89 ff. SGB VIII einen Kostener-

stattungsanspruch auf Erstattung der Aufwendungen. Die Prüfung und Geltendmachung von 

Kostenerstattungsansprüchen erfolgt in der Regel durch die WiJu. Diese sollte deshalb mög-

lichst früh in den Hilfeplanprozess einbezogen werden. Für die Prüfung und Geltendmachung 

von Kostenerstattungsansprüchen sollten Prozesse und Standards definiert sein, um zu ge-

währleisten, dass diese zeitnah und umfassend geltend gemacht werden. 

In der Stadt Lohmar erfolgt die Prüfung und Geltendmachung von Kostenerstattungsansprü-

chen in der WiJu. Diese erhält vom ASD frühestens nach erstmaliger Vorsprache der Hilfesu-

chenden Informationen über ggf. unklare Aufenthaltsverhältnisse bzw. Zuständigkeiten. In lau-

fenden Fällen erfolgt jährlich eine Prüfung der Aufenthaltsverhältnisse, sodass bei Veränderun-

gen die notwendigen Anträge auf Wechsel der örtlichen Zuständigkeit bzw. Kostenerstattung 

gestellt werden können. Zusätzlich informiert der ASD umgehend die WiJu, sofern dort Gründe 

für einen Wechsel der sachlichen Zuständigkeiten bekannt werden. Die WiJu leitet dann ein 

„Erstanschreiben an den Träger zur Sicherung des Anspruchs“ an den sachlich zuständigen 

Träger weiter. In Lohmar besteht bei den meisten Vollzeitpflegefällen ein Kostenerstattungsan-

spruch. Wir gehen später im Bericht im Kapitel 3.7.2 Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII noch ge-

nauer darauf ein. Nach Mitteilung der Fachverantwortlichen erfolgt die Geltendmachung von Er-

stattungsansprüchen nach Möglichkeit zeitnah. Bei komplizierten Verfahren verzögert sich die 

Geltendmachung jedoch manchmal über mehrere Jahre. Dies lässt sich auch darauf zurückfüh-

ren, dass sich die Kostenanerkenntnis des anderen Trägers der Jugendhilfe mehrere Monate 

bis Jahre verzögern kann. Ansonsten profitiert das Jugendamt von der guten Kommunikation 

zwischen ASD und WiJu und deren langjährige Praxiserfahrung. Jedoch weist die gpaNRW da-

rauf hin, dass es keine definierten Prozesse und Standards im Qualitätshandbuch für die WiJu 

gibt. Außerdem verfügt dieser Aufgabenbereich über keine Vertretung, sodass beim Ausfall der 

Fachkraft die Geltendmachung von Erstattungsansprüchen nicht weitergeführt wird. Hinzu 

kommt, dass das Fallaufkommen in der wirtschaftlichen Jugendhilfe bezogen auf die Stellen-

zahl extrem hoch ist. Dadurch können Kostenerstattungen zum Teil erst mit Verzögerungen ver-

einnahmt werden. Das hat dann spürbare Auswirkungen auf den Fehlbetrag. Im Jahr 2019 

konnten laut Mitteilung der Fachverantwortlichen etwa 425.000 Euro Kostenerstattungen verein-

nahmt werden, die aber bereits in 2018 aufgelaufen sind. Wir gehen später im Kapitel 3.6 Per-

sonaleinsatz noch genauer darauf ein. 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte für die Geltendmachung von Kostenerstattungsansprüchen Pro-

zesse und Standards definieren und in das Qualitätshandbuch mit aufnehmen. Außerdem ist 

eine Vertretungsregelung für die WiJu zwingend erforderlich, um wirtschaftliche Nachteile für 

die Stadt Lohmar bei Vakanzen zu vermeiden. 
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3.3.2 Prozesskontrollen 

� Feststellung 

Die wesentlichen Abläufe im ASD und die finanziellen Entwicklungen der Hilfen zur Erzie-

hung in der Stadt Lohmar unterliegen regelmäßigen und stichprobenartigen Prozesskontrol-

len durch die Leitungskräfte und der WiJu. Es fehlt jedoch die technische Unterstützung 

durch die nur eingeschränkt genutzte Jugendamtssoftware. 

Für die Aufgabenerledigung im Bereich der Hilfe zur Erziehung sollten prozessintegrierte Kon-

trollmaßnahmen, technische Plausibilitätsprüfungen und prozessunabhängige Kontrollen vor-

handen sein. Mit den Prozesskontrollen sollte erreicht werden, dass die Beachtung und Einhal-

tung von festgelegten Vorgaben für den Workflow und die Verfahrensstandards sowie die recht-

mäßige Aufgabenerledigung nachvollzogen werden können. 

Im Jugendamt der Stadt Lohmar gibt es kein internes Kontrollsystem. Es gibt jedoch für be-

stimmte Fallkonstellationen Prozesskontrollen und Mechanismen zur Haushaltsüberwachung. 

So überprüft die WiJu mindestens einmal pro Monat die finanziellen Entwicklungen der Hilfen 

zur Erziehung mit Blick auf die Haushaltsansätze. Eine weitere Kontrollinstanz stellt die ASD-

Leitung dar. Diese lässt sich über Fälle von Kindeswohlgefährdung schriftlich informieren und 

zeichnet die Maßnahmen ab. Neue Fachkräfte müssen zusätzlich die ausgefüllten Protokolle 

von Hilfeplangesprächen der ASD-Leitung vorlegen. Wie bereits beschrieben, ist die ASD-Lei-

tung auch Mitglied des pädagogischen Teams und daher an der kollegialen Beratung aller Hilfe-

fälle stets beteiligt. Das gleiche gilt auch auf der Ebene des erweiterten Teams für die Amtslei-

tung. Die Leitungskräfte sind somit über die Arbeitsabläufe und Vorgehensweisen in den einzel-

nen Fällen informiert und können im Bedarfsfall steuernd eingreifen. Darüber hinaus prüfen 

Amts- und ASD-Leitung stichprobenartig die Einhaltung der Vorgaben aus dem Qualitätshand-

buch. Dazu zählt beispielsweise die Verwendung von vorgeschriebenen Checklisten11 bei der 

Gefährdungsbeurteilung oder für § 35a Fälle. Wegen der eingeschränkten Funktionen der Ju-

gendamtssoftware fehlen Kontrollfunktionen wie automatisierte Wiedervorlagen, die beispiels-

weise auf die Notwendigkeit der Fortschreibung des Hilfeplanes hinweist oder auf Erreichung 

der Altersgrenze usw. aufmerksam macht. Das Gleiche gilt für Warnlisten, die die zu bearbei-

tenden Fälle nach Prioritäten sortiert und automatisiert aufzeigt. Die Jugendamtssoftware er-

möglicht auch aktuell keine Prozesskontrollen, da das Hilfeplanverfahren nicht darüber abgewi-

ckelt werden kann. 

� Empfehlung 

Bei der Einführung der E-Akte im Bereich des ASD der Stadt Lohmar sollte viel Wert auf die 

Einrichtung von systemimmanenten Kontrollmechanismen in den Kernprozessen gelegt wer-

den. Dazu sollte die Stadt Lohmar eine Jugendamtssoftware einsetzen, die zweckmäßig und 

auf die Bedürfnisse des Jugendamtes ausgerichtet ist. 

 

11 Prüfschema zum Antrag auf Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII 
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3.4 Personaleinsatz 

Zum Personaleinsatz im Handlungsfeld Hilfe zur Erziehung betrachtet die gpaNRW schwer-

punktmäßig die Stellenausstattung im Allgemeinen Sozialen Dienst und in der Wirtschaftlichen 

Jugendhilfe. 

� Im Zuge der überörtlichen Prüfung bei den HzE hat die Stadt Lohmar Stellenbemessungen 

beim ASD und der WiJu vorgenommen. Dadurch konnte die durch die gpaNRW festgestellte 

Stellenmehrbelastung in den beiden Aufgabenbereichen deutlich kompensieren. 

 

Eine Kommune sollte die notwendigen Personalressourcen vorhalten, um die Aufgaben im Prüf-

gebiet Hilfe zur Erziehung qualitativ gut bearbeiten zu können. Dies setzt eine sowohl quantita-

tiv als auch qualitativ ausreichende Personalausstattung voraus. Hierfür ist eine Personalbe-

darfsplanung notwendig, die geplante und ungeplante Fluktuationen berücksichtigt. Außerdem 

sollte die Stadt ihr Personal auch qualitativ gut einarbeiten, qualifizieren und fortbilden. 

In den letzten drei Jahren hat es zwei Überprüfungen der Stellen im ASD der Stadt Lohmar ge-

geben. Die Stelle in der WiJu befindet sich derzeit in der Überprüfung. Die Stadt Lohmar ver-

wendet eine detaillierte Personalbemessung basierend auf einem Aufgabenkatalog und den je-

weiligen mittleren Bearbeitungszeiten. Diese sind jedoch nur beim ASD aktuell. Bei der WiJu, 

die in das Controlling mit eingebunden ist, fehlen Angaben zum Arbeitsaufwand. Dass dieser 

erheblich ist, zeigt die Differenz zur optimierten Stellenzahl gemäß gpa-Richtwert. Um diese 140 

Fälle je Vollzeit-Stelle zu erreichen, würde die WiJu etwas mehr als eine halbe Stelle zusätzlich 

benötigen. 

Die in der letzten Überprüfung ermittelte Soll-Personalstärke im ASD hat einen deutlichen Per-

sonalbedarf ergeben. Daher wird die Stellenzahl mit Beginn des Jahres 2021 um eine Vollzeit-

Stelle ergänzt. Nach Einschätzung der gpaNRW führt diese Vorgehensweise zu einer ange-

messeneren Personalausstattung im ASD, da der gpa-Richtwert deutlich weniger überschritten 

wird. Jedoch bearbeiten immer noch 75 Prozent der Fachkräfte im ASD der Vergleichskommu-

nen weniger Fälle.  

Insgesamt nimmt die Fluktuation im ASD laut Mitteilung der Fachverantwortlichen durch Be-

schäftigungsverbote bei Mutterschutz, Elternzeit und Kündigung der Fachkraft zu. Hinzu kommt, 

dass die Nachbesetzung von vakanten Stellen im ASD immer schwieriger wird, da immer weni-

ger geeignete Bewerber und Bewerberinnen vorhanden sind. Da hilft es auch wenig, dass die 

Stadt keine Wiederbesetzungssperren wegen der stabilen Haushaltssituation hat. Die Stadt 

Lohmar versucht dem Problem entgegenzuwirken. So besteht seit Anfang 2020 die Möglichkeit 

der mobilen Arbeit mit max. 20 Prozent der wöchentlichen Arbeitszeit. Jedoch wurde wegen der 

bisherigen Personalsituation im ASD noch kein Gebrauch davon gemacht.  

Um die Kontinuität und Qualität der Arbeitsabläufe im ASD sicherzustellen, legt das Jugendamt 

in Lohmar viel Wert auf eine gute Einarbeitung. So meldet die Stadt neue Kolleginnen und Kol-

legen mit wenig Vorerfahrung im ASD zur Fortbildung "Neu im ASD" an. Zusätzlich erhält jede 

neue Fachkraft im ASD eine Einarbeitungsmappe mit den wichtigsten Informationen wie bei-

spielsweise die Dienstanweisung Kinderschutz, Organigramm, Zuständigkeiten, Organisation 

der Tagesbereitschaft, Vertretungsregelung, Handzeichen, Passwörter, Straßenverzeichnis. In 
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der Anfangszeit hat die neue Fachkraft noch keine Tagesbereitschaft und Telefondienst. Schrift-

stücke werden wie bereits beschrieben der ASD-Leitung vor der Versendung vorgelegt. Die di-

rekte Vertretung übernimmt die Einarbeitung. Die neue Fachkraft wird in möglichst viele Ter-

mine eingebunden und begleitet alle ASD-Mitarbeiterinnen. Dadurch erhält sie Einblicke in 

Strukturen, Abläufen, Eigenschaften und Örtlichkeiten. Nach und nach übernimmt die neue 

Fachkraft dann die eigenen Fälle. Der Einarbeitungszeitraum orientiert sich an den bisherigen 

fachlichen Vorerfahrungen und an den individuellen Ressourcen, Fähigkeiten und Kompeten-

zen der neuen Fachkraft. Die Einarbeitungsphase wird von Reflexionsgesprächen begleitet. 

Zusätzlich qualifiziert sich jede Fachkraft im ASD in einem Vertiefungsgebiet durch die Teil-

nahme an Arbeitskreisen u. a. zu den Themen Jugendhilfe im Strafverfahren, sexualisierte Ge-

walt, Elternschaft nach Trennung und Scheidung. Dabei fungieren alle ASD-Fachkräfte als Mul-

tiplikatoren und berichten über aktuelle Entwicklungen im Team des Jugendamtes. Darüber hin-

aus werden den Fachkräften weitere Angebote zu Fortbildungen, Fachtagungen und Qualifizie-

rungsmaßnahmen zur Verfügung gestellt. Der Jugendamtsetat für Fortbildungen lässt auch die 

Teilnahme an kostenintensiven Fortbildungen zu.  

Personaleinsatz 2018 

Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Hilfeplanfälle je 
Vollzeit-Stelle ASD 

45 14 25 30 37 64 44 

Hilfeplanfälle je 
Vollzeit-Stelle 
WiJu 

375 58 113 140 172 375 44 

Es sind die tatsächlich im Vergleichsjahr besetzten Ist-Stellen berücksichtigt. Diese sind als 

Vollzeit-Stellen erfasst. Nicht durchgängig besetzte Stellen sind entsprechend der tatsächlichen 

Anwesenheit eingeflossen. Langzeiterkrankungen sind bereinigt. Eine Langzeiterkrankung liegt 

dann vor, wenn der Ausfall im Betrachtungsjahr länger als sechs Monate dauert. Vertretungs-

kräfte für krankheitsbedingte Ausfälle sind berücksichtigt. 

3.4.1 Allgemeiner Sozialer Dienst 

Für die Stellenausstattung des ASD hat die gpaNRW einen Personalrichtwert ermittelt. Der Per-

sonalrichtwert ist ein Erfahrungswert aus vorausgegangen überörtlichen Prüfungen. Dieser liegt 

bei 30 Hilfeplanfällen nach § 36 SGB VIII je Vollzeit-Stelle. Der Personalrichtwert dient als Ori-

entierung für die Personalausstattung des ASD im interkommunalen Vergleich. Er kann eine ei-

gene Stellenbemessung nicht ersetzen. 

� Die Fachkräfte im ASD der Stadt Lohmar bearbeiten im Vergleichsjahr 2018 mehr Fälle als 

die überwiegende Mehrheit der Vergleichskommunen. 

Wie bereits beschrieben führt die Stadt Lohmar bei Bedarf eigene Personalbemessungen für 

den ASD durch. Im Jahr 2018 waren 4,7 Stellen im ASD tatsächlich besetzt. Auch die Spezial-

dienste sind in diesen Stellen enthalten. Bezogen auf die rd. 210 Hilfefälle im Jahresdurch-

schnitt bearbeitet eine Vollzeit-Stelle demnach 45 Hilfeplanfälle. Der ASD in der Stadt Lohmar 
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bearbeitete im Jahr 2018 somit mehr Fälle als die überwiegende Mehrheit der Vergleichskom-

munen. Entsprechend wird der Personalrichtwert der gpaNRW auch deutlich überschritten. 

Durch die zusätzliche Vollzeit-Stelle liegt der Kennzahlenwert mit 38 Hilfefälle je Vollzeit-Stelle 

ASD immer noch deutlich über dem gpa-Richtwert von 30 Hilfefällen. Die gpaNRW unterstützt 

dabei das Vorhaben der Stadt Lohmar, die Stellenausstattung im ASD in einem angemessenen 

Zeitraum erneut zu überprüfen. 

Im ASD wurde in 2021 eine zusätzliche Stelle geschaffen, die für die Einrichtung eines Spezial-

dienstes Eingliederungshilfe verwendet wurde. Die Fälle der Eingliederungshilfe wurden bisher 

im ASD bearbeitet und nun herausgelöst. Somit wurde eine Entlastung für den ASD geschaffen. 

3.4.2 Wirtschaftliche Jugendhilfe 

Auch für die Stellenausstattung der WiJu hat die gpaNRW einen Personalrichtwert ermittelt. 

Dieser liegt bei 140 Hilfeplanfällen nach § 36 SGB VIII je Vollzeit-Stelle. Der Personalrichtwert 

dient als Orientierung für die Personalausstattung der WiJu im interkommunalen Vergleich. Er 

kann eine eigene Stellenbemessung nicht ersetzen. 

� Keine andere Kommune überschreitet bei der WiJu den gpa-Richtwert im Jahr 2018 in der 

vorgefundenen Größenordnung. Durch die aktuell laufende Stellenbesetzung im Jahr 2021 

wird sich diese Situation aber deutlich entschärfen. 

Die Stadt Lohmar setzt in 2018 in der WiJu 0,6 Vollzeit-Stellen zur Aufgabenerledigung in der 

Sachbearbeitung ein. Darüber hinaus nimmt die Fachkraft noch weitere Aufgaben wie Schrift-

führung im Jugendhilfeausschuss, dezentrales Controlling und Haushaltsplanung für das ge-

samte Jugendamt war. Bei rund 210 zu bearbeitenden Fälle Stelle ergibt das einen Leistungs-

wert von 375 Hilfefällen je Vollzeit-Stelle. Keine andere Vergleichskommune verzeichnet einen 

so hohen Wert. Dieser überschreitet den Richtwert der gpaNRW um deutlich mehr als das Dop-

pelte. 

Wie im Kapitel 3.5.1.3 Kostenerstattungsansprüche dargestellt, ist die Geltendmachung insbe-

sondere von komplexeren Fällen bei der Kostenerstattung durch die WiJu nicht immer zeitnah 

möglich. Außerdem gibt es keine Vertretung in der WiJu, sodass bei Ausfall der Fachkraft die 

kompletten Aufgaben der WiJu nicht mehr sichergestellt sind. Hier sieht die gpaNRW dringen-

den Handlungsbedarf. Zwar konnte das Jugendamt bisher alle Erstattungsansprüche realisie-

ren. Jedoch geschah dies in einigen Fällen bereits mit erheblicher Verzögerung. Wie bereits 

dargestellt, führt das beim Fehlbetrag der Hilfen zur Erziehung zu erheblichen Verzerrungen. 

Das wiederum erhöht die Gefahr von Fehlinterpretationen hinsichtlich der tatsächlichen Haus-

haltsbelastung. 

Aufgrund von Personalbemessungen in 2021 wurde bereits Abhilfe geschaffen. Die wirtschaftli-

che Jugendhilfe wird um eine Vollzeit-Stelle verstärkt, um auch Vertretungsregelungen zu ge-

währleisten. Das Verfahren zur Stellenausschreibung und Nachbesetzung ist laufend. 
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3.5 Leistungsgewährung 

3.5.1 Fehlbetrag und Einflussfaktoren 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar wendet im Vergleichsjahr 2018 einen höheren zielgruppenbezogenen 

Fehlbetrag auf als die Mehrzahl der Vergleichskommunen. Das ist auf erhöhte Aufwendun-

gen für ambulante und stationäre HzE zurückzuführen. 

Eine Kommune sollte den Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung unter Berücksichtigung einer bedarfs-

gerechten Versorgung durch geeignete Steuerungsmaßnahmen so niedrig wie möglich halten. 

Der Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung beinhaltet das ordentliche Ergebnis zuzüglich der internen 

Leistungsverrechnungen für Gebäudeaufwendungen, sofern diese nicht im ordentlichen  

Ergebnis enthalten sind. 

Das diesem Bericht zugrundeliegende ordentliche Ergebnis für Hilfen zur Erziehung der Stadt 
Lohmar ist nicht mit dem ordentlichen Ergebnis der Produktgruppe 1.06.03 „Hilfe für junge 

Menschen und ihre Familien“ des Haushaltplanes der Stadt Lohmar gleichzusetzen. Das Ju-

gendamt der Stadt Lohmar hat die Aufwendungen und Erträge nach den Vorgaben zur Daten-

anforderung der gpaNRW zusammengestellt und aufbereitet. Beispielsweise enthält das ordent-

liche Ergebnis im oben genannten Produkt die Unterhaltsvorschussleistungen. Diese werden 

nach unseren Vorgaben bei der Datenerfassung bereinigt. 

Im Vergleichsjahr 2018 beläuft sich der Fehlbetrag bei den Hilfen zur Erziehung auf rund 5,2 

Mio. Euro. In Bezug zu den 6.588 Jugendeinwohnern der Altersgruppe 0 bis unter 21 Jahre 

ergibt sich im interkommunalen Vergleich folgende Kennzahlenpositionierung: 

Fehlbetrag HzE je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 2018 
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In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 44 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen: 

 

Der Fehlbetrag je Einwohner von 0 bis unter 21 zeigt sich in Lohmar erhöht. Die Mehrzahl der 

Vergleichskommunen weist eine niedrigere Belastung auf. 

Fehlbetrag HzE je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 

2015 2016 2017 2018 

668 652 704 788 

Obwohl der Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung in 2018 zurückgeht, liegt er immer noch rund 18 

Prozent über dem Ausgangswert aus 2015. Insbesondere größere Schwankungen bei den 

stationären Transferaufwendungen sowie ausstehende Kostenerstattungen sind maßgeblich 

dafür. 

Der Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung wird durch verschiedene Faktoren beeinflusst. Die gpaNRW 

betrachtet sie nachfolgend. 

Einflussfaktoren Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung 2018 

 

Fehlbetrag HzE je
EW von 0 bis unter
21 Jahren in Euro

Aufwendungen HzE
je EW von 0 bis unter

21 Jahren in Euro

Aufwendungen HzE
je Hilfefall in Euro

Falldichte HzE
gesamt in Promille

Anteil ambulante
Hilfefälle an den
Hilfefällen HzE in

Prozent

Anteil Hilfefälle nach
§ 33 SGB VIII an den
stationären Hilfefällen

HzE in Prozent

Median Lohmar
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Der Index (blaue Linie) bildet den Median der obigen Kennzahlen im interkommunalen 

Vergleich ab. Die rote Linie stellt die Positionierung der Kommune im Verhältnis zum Index dar. 

Dabei bildet ein Wert der Kommune außerhalb des Index einen höheren und innerhalb einen 

niedrigeren Wert als der Index ab.  

Die Kennzahlen des dargestellten Netzdiagramms weisen deutliche Zusammenhänge auf. Die 

einwohnerbezogenen Kennzahlen „Fehlbetrag HzE je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre“ und 

„Aufwendungen HzE je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre“ werden von den Kennzahlen 

„Falldichte HzE gesamt“ und „Aufwendungen HzE je Hilfefall“ beeinflusst.  

Auf die „Aufwendungen HzE je Hilfefall“ wirken sich wiederum der „Anteil ambulanter Hilfefälle 

an den Hilfefällen HzE gesamt“ und der „Anteil der Hilfefälle nach § 33 SGB VIII an den 

stationären Hilfefällen“ aus. Die „Falldichte HzE gesamt“ ist in erheblichem Maße von den 

Steuerungsleistungen des Jugendamtes abhängig. 

Das Netzdiagramm für die Stadt Lohmar zeigt Ausprägungen bei den Belastungsfaktoren auf, 

die in der Summe den Fehlbetrag bei den Hilfen zur Erziehung tendenziell belasten. 

Insbesondere der Anteil Hilfefälle nach § 33 SGB VIII (Vollzeitpflege) fällt niedrig aus. Hier 

verzeichnet die Stadt Lohmar eine deutliche Mehrbelastung beim Fehlbetrag durch die im 

Vergleich zur Vollzeitpflege kostenintensiveren Heimunterbringungen. 

Die Entwicklung der Kennzahlen des Netzdiagrammes in der Zeitreihe der Jahre 2015 bis 2018 

wird in Tabelle 3 im Anhang zu diesem Berichtsteil dargestellt. 

Die einzelnen Kennzahlen werden im Folgenden näher dargestellt und analysiert.  

3.5.1.1 Aufwendungen Hilfe zur Erziehung 

Die Aufwendungen Hilfe zur Erziehung umfassen die Transferaufwendungen für die ambulan-

ten und stationären Hilfen nach den §§ 27 bis 35, 35a und 41 SGB VIII. 

Soweit für ambulante erzieherische Hilfen eigenes Personal für die Leistungserbringung einge-

setzt wird (eigener ambulanter Dienst), werden die Personalkosten auf der Grundlage der 

KGSt-Arbeitsplatzkosten entsprechend der Vollzeit-Stellenanteile und der Entgeltgruppe in die 

Aufwendungen eingerechnet. Soweit Kinder/Jugendliche in eigenen Einrichtungen der Erzie-

hungshilfe der Kommune betreut werden, sind die Aufwendungen für die Betreuungskosten auf 

der Grundlage der internen Leistungsverrechnungen (iLV) zu berücksichtigen. Sollten keine iLV 

ausgewiesen sein, wird ersatzweise ein fiktiver Tagessatz analog von in den eigenen Einrich-

tungen untergebrachten auswärtigen Kindern/Jugendlichen in die Aufwendungen eingerechnet. 
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� Die ambulanten und stationären HzE-Aufwendungen sind seit 2017 rückläufig. Gleichwohl 

hat Lohmar 2018 höhere Aufwendungen je Jugendeinwohner und Hilfefall als die Hälfte der 

Vergleichsstädte. 

Aufwendungen HzE je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 2018 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 45 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen: 

 

Die Stadt Lohmar weist höhere Aufwendungen je Jungeinwohner auf, als 50 Prozent der Ver-

gleichsstädte. 

Entscheidend für die Beurteilung sind aber neben dem Einwohnerbezug auch die Aufwendun-

gen je Hilfefall. Im Jahr 2018 wurden in Lohmar insgesamt rund 210 Hilfefälle bearbeitet, davon 

rund 120 ambulant und rund 90 stationär. 
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Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 2018 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 45 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen: 

 

Je Hilfefall sind die Aufwendungen sogar höher als bei der Mehrzahl der Vergleichskommunen. 

Inwieweit die ambulanten und stationären Aufwendungen je Hilfefall Einfluss auf die 

Gesamtaufwendungen je Hilfefall nehmen, zeigt nachfolgende Betrachtung: 

Entwicklung der Aufwendungen HzE je Hilfefall 

Kennzahl 2015  2016 2017 2018 

Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 24.573 24.712 25.616 23.868 

Ambulante Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro  11.729 10.451 12.287 12.205 

Stationäre Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 37.342 42.927 40.932 39.404 

Nach einem Anstieg bis zum Jahr 2017 sinken die Aufwendungen je Hilfefall wieder deutlich 

unter das Ausgangsniveau von 2015. Insgesamt beträgt der Rückgang seit 2015 rund drei 

Prozent. Während die ambulanten Aufwendungen HzE je Hilfefall im gleichen Zeitraum um rund 

vier Prozent ansteigen, verzeichnen die stationären Aufwendungen HzE je Hilfefall einen 

Anstieg von rund sechs Prozent. Die Aufwendungen beider Hilfearten erreichen im Jahr 2017 

ihren Höchstwert. Im Folgejahr sinken die Aufwendungen dann wieder. Der Rückgang ist 

insbesondere bei den stationären Hilfefällen mit rund vier Prozent prägnant. Hier sind sinkende 
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Heimunterbringungsfälle insbesondere bei den UMA ursächlich. Diese aufgezeigten 

Entwicklungen wirken sich im Zeitverlauf begünstigend auf den Fehlbetrag der Hilfen zur 

Erziehung aus. 

Nachfolgend betrachten wir die Aufwendungen je Hilfefall für das Jahr 2018 getrennt nach am-

bulanten und stationären Aufwendungen je Hilfefall im interkommunalen Vergleich. Über die Po-

sitionierung können wir einschätzen, wie groß die jeweilige Belastung im Vergleich zu den an-

deren Kommunen ausfällt. 

Aufwendungen HzE je Hilfefall ambulant und stationär 2018 

Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Ambulante Aufwen-
dungen HzE je Hilfefall 
in Euro 

12.205 7.412 9.919 10.602 11.535 16.677 45 

Stationäre Aufwendun-
gen HzE je Hilfefall in 
Euro 

39.404 27.502 34.516 38.260 42.037 47.693 45 

Während bei den stationären Aufwendungen mehr als die Hälfte der Vergleichskommunen 

niedrigere Aufwendungen je Hilfefall vorweisen, zählt Lohmar bei den ambulanten Hilfefällen 

zum Viertel der Vergleichsstädte mit den höchsten ambulanten Fallkosten. Laut Mitteilung der 

Fachverantwortlichen in der Stadt Lohmar spielen bei der Auswahl von ambulanten Anbietern 

folgende Kriterien eine Rolle: Erfahrungswerte, Verlässlichkeit, Berichtswesen (auch bei Kin-

deswohlgefährdung), Kontinuität, Vertretungsregelung, Erreichbarkeiten, Qualität, Zielfokussie-

rung und das Interesse an einer Zielerreichung. Hinzu kommen: Fachlichkeit, Transparenz 

(auch Kostentransparenz) sowie Anfahrtswege. Erfahrungen mit Anbietern werden im pädago-

gischen Team ausgetauscht. Das gilt schwerpunktmäßig für Anbieter, die den o.a. Ansprüchen 

nicht entsprechen. Die Anbieter variieren in ihren Angeboten und der Passgenauigkeit, sodass 

oftmals Nuancen zur Entscheidung für oder gegen eine Einrichtung oder einen Anbieter spre-

chen. Den Aufbau eines Anbieterverzeichnisses hat die gpaNRW oben bereits empfohlen. Auf 

die fehlenden Wirtschaftlichkeitskriterien hat die gpaNRW bereits im Bericht mehrfach hingewie-

sen. Gerade die hohen ambulanten Aufwendungen sind ein eindeutiger Indikator für dieses Pro-

zessdefizit.  

Die beeinflussenden einzelnen Hilfearten werden im Kapitel 3.7.2 „Hilfen nach §§ 27 ff.“ näher 

betrachtet. 
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3.5.1.2 Anteil ambulanter Hilfefälle 

�  Die Stadt Lohmar hat einen mittleren Anteil ambulanter Fälle an den gesamten HzE-Hilfefäl-

len als 50 Prozent der Vergleichsstädte. Allerdings sind die ambulanten Fallkosten teurer als 

bei 75 Prozent der Vergleichsstädte. Der Anteil ambulanter Hilfefälle bleibt jedoch noch deut-

lich unter der eigenen Zielvorgabe von 70 Prozent.   

Anteil ambulanter Hilfefälle an den Hilfefällen HzE in Prozent 2018 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 45 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen: 

 

Die Stadt Lohmar hat einen beim Median liegenden Anteil an ambulanten Hilfefällen an den 

Hilfefällen insgesamt. Dabei wurden 120 ambulante Hilfefälle und insgesamt 210 Hilfefälle zu-

grunde gelegt. Im Zeitverlauf steigt der Anteil der ambulanten Hilfefälle nach einem Rückgang 

im Jahr 2017 wieder deutlich an. 

Anteil ambulanter Hilfefälle an den Hilfefällen HzE in Prozent 

2015 2016 2017 2018 

49,85 56,09 53,47 57,12 

Im Vergleich zur letzten überörtlichen Prüfung ist der Anteil ambulanter Hilfen auf ähnlichem Ni-

veau. In 2012 lag der Anteil bei 56 Prozent. Vom Grundsatz her leitet der ASD ambulante vor 
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stationären Hilfen ein. Dabei gilt eine Zielerreichungsquote von 70 Prozent. Letztendlich ent-

scheidet aber in Lohmar die fallverantwortliche Fachkraft im ASD über die geeignete Hilfeart.   

3.5.1.3 Anteil Vollzeitpflegefälle 

� Der niedrige Anteil an Vollzeitpflegefälle an den stationären Hilfen wirkt sich in Lohmar vom 

Grundsatz her erhöhend auf den Fehlbetrag aus, da die Unterbringung im Rahmen der Voll-

zeitpflege deutlich kostengünstiger ist als eine andere stationäre Unterbringung. 

Bei der Vollzeitpflege wird ein Kind oder Jugendlicher in einer Pflegefamilie oder Erziehungs-

stelle untergebracht. Die Fremdunterbringung ermöglicht das Aufwachsen in einem Familien-

system. Ein hoher Anteil an Vollzeitpflegefällen ist positiv zu sehen, wenn hierdurch kostenin-

tensive Heimunterbringungen vermieden werden. Vollzeitpflege kostet in der Regel deutlich we-

niger als andere stationäre Hilfen und verringert den Fehlbetrag der Hilfen zur Erziehung. In der 

Stadt Lohmar positioniert sich der Anteil der Vollzeitpflege an den stationären Hilfefällen im in-

terkommunalen Vergleich wie folgt: 

Anteil Vollzeitpflegefälle nach § 33 SGB VIII an den stationären Hilfefällen HzE in Prozent 2018 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 45 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen:  
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Die Stadt Lohmar verzeichnet im Jahr 2018 einen niedrigeren Anteil an Vollzeitpflegefällen 

nach § 33 SGB VIII an den stationären Hilfefällen als 75 Prozent der Vergleichskommunen. In 

2018 wurden 36 Fälle von insgesamt 90 stationären Hilfefällen in Vollzeitpflege untergebracht.  

Anteil Hilfefälle nach § 33 SGB VIII an den stationären Hilfefällen HzE in Prozent im Zeitverlauf 

2015 2016 2017 2018 

46,14 40,91 35,77 39,84 

Der Anteil Vollzeitpflegefälle zeigt im Zeitverlauf von 2015 bis 2017 zunächst eine rückläufige 

Entwicklung. In 2018 steigt er dann wieder an. In Lohmar ist die Anzahl der Kinder, die über den 

Pflegekinderdienst in Pflegefamilien untergebracht werden, recht gering. Er beträgt lediglich 

rund 17 Prozent. Der größte Anteil der Pflegekinder wird von anderen umliegenden Kommunen 

in Pflegefamilien oder Erziehungsstellen in Lohmar untergebracht. In diesen Fällen wechselt die 

pädagogische Fallzuständigkeit nach zwei Jahren zum Jugendamt der Stadt Lohmar. Die Kos-

ten werden dann vom grundzuständigen Jugendhilfeträger nach Geltendmachung erstattet. 

Trotz der Fremdunterbringungen bleibt die Falldichte bei der Vollzeitpflege niedrig. Annähernd 

75 Prozent der Vergleichskommunen weisen hier höhere Werte auf. 

Weitere Ausführungen erfolgen im Kapitel 3.7.2.3 „Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII – Vollzeit-

pflege - nach § 33 SGB VIII“. 

3.5.1.4 Falldichte 

� Feststellung 

Die Entwicklung bei den unbegleiteten minderjährigen Ausländern (UMA) ist in Lohmar im 

Vergleichsjahr 2018 rückläufig. Trotzdem weist die Falldichte wegen der steigenden ambu-

lanten Fallzahlen (ohne UMA) eine steigende Tendenz auf. 

Die gpaNRW definiert die Falldichte als die Anzahl der Hilfefälle für Hilfe zur Erziehung je 1.000 

Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren. Durch präventive Maßnahmen und kurze Laufzeiten von 

Hilfefällen sollte darauf hingewirkt werden, dass die Falldichte niedrig bleibt, um den Fehlbetrag 

bzw. die Aufwendungen je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren zu reduzieren. 
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Falldichte HzE gesamt in Promille 2018 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 45 Kommunen eingeflossen, die sich wie 

folgt verteilen: 

 

Entwicklung der Hilfeplanfälle und Falldichte im Zeitreihenvergleich 

Grunddaten/Kenn-
zahl 

2015 2016 2017 2018 

ambulante Hilfefälle 83,50 108,25 111,08 120,10 

davon ambulante Hil-
fefälle für UMA 

1,08 7,25 9,25 8,17 

ambulante Hilfefälle 
ohne UMA 

82,42 101,00 101,83 111,93 

stationäre Hilfefälle 83,99 84,75 96,67 90,16 

davon stationäre Hilfe-
fälle für UMA 

2,84 16,08 24,50 16,08 

stationäre Hilfefälle 
ohne UMA 

81,15 68,67 72,17 74,08 
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Grunddaten/Kenn-
zahl 

2015 2016 2017 2018 

Hilfefälle gesamt 167,49 193,00 207,75 210,26 

davon Hilfefälle für 
UMA gesamt 

3,92 23,33 33,75 24,25 

Hilfefälle gesamt 
ohne UMA 

163,57 169,67 174,00 186,01 

Falldichte 25,74 29,23 31,42 31,92 

Die Hilfefälle steigen im Betrachtungszeitraum 2015 bis 2018 kontinuierlich an. Jedoch zeigen 

sich bei den ambulanten und stationären Hilfefällen unterschiedliche Entwicklungen. Insbeson-

dere in den Jahren 2016 und 2017 ist der Zuwachs bei den ambulanten Hilfen auf steigende 

UMA-Zahlen zurückzuführen. Jedoch steigt auch die Zahl der verbleibenden ambulanten Hilfe-

fälle im Jahr 2018 mit 36 Prozent mehr als deutlich. Bei den stationären Hilfefällen gehen die 

Fallzahlen im Jahr 2018 zurück. Hier wird die Fallentwicklung überwiegend von sinkenden 

UMA-Zahlen geprägt. Dagegen steigen die Fallzahlen der verbleibenden stationären Hilfen seit 

dem Rückgang in 2016 wieder an. 

Der Anstieg bei der Falldichte ist insbesondere im Jahr 2018 auf steigende Fallzahlen überwie-

gend im ambulanten Bereich zurückzuführen.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte weiterhin an ihrer Zielvorgabe von 70 Prozent Anteil an ambulanten 

Hilfefällen festhalten. 

3.5.2 Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII 

Vertiefend betrachtet die gpaNRW nachfolgend die beeinflussenden Hilfearten, die den Fehlbe-

trag der Hilfen zur Erziehung am stärksten beeinflussen. In Lohmar sind das die: 

 Sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 SGB VIII, 

 Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII, 

 Heimerziehung und sonstige betreute Wohnform nach § 34 SGB VIII, 

 Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII und 

 Junge Volljährige nach § 41 SGB VIII. 

3.5.2.1 Sozialpädagogische Familienhilfe § 31 SGB VIII (SPFH) 

Die SPFH ist eine klassische Familienhilfe und damit die intensivste Form der ambulanten Hil-

fen. Sie sollte das gesamte Familiensystem in den Blick nehmen. Dies bedeutet, dass alle im 

Haushalt lebenden Personen, Eltern und Kinder, aber auch getrennt lebende Elternteile, in die 

Hilfe einbezogen werden können. 

Ziel der Hilfe soll sein, das Selbsthilfepotenzial der Familie wieder herzustellen oder zu stärken. 
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� Feststellung 

Mehr als 50 Prozent der Vergleichskommunen erzielen bei der Sozialpädagogischen Famili-

enhilfe (SPFH) niedrigere Aufwendungen je Hilfefall als die Stadt Lohmar. Das ist insbeson-

dere auf eine hohe Zahl an Fachleistungsstunden bei einigen Hilfefällen zurückzuführen. Au-

ßerdem wird der Wirtschaftlichkeitsaspekt bei der Anbieterauswahl nicht effizient genug be-

rücksichtigt.  

Die Stadt Lohmar erfasst die SPFH im Haushalt als eigenständige Hilfeart. Dabei arbeitet sie 

ausschließlich mit freien Trägern zusammen. Für die Leistungen der SPFH gewährt die Stadt je 

nach Hilfeplan maximal zehn Fachleistungsstunden pro Woche. Das ist aus Sicht der gpaNRW 

eine hohe Anzahl. Die Hilfen sind auf maximal zwei Jahre beschränkt. 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte prüfen, ob der Umfang der SPFH-Fachleistungsstunden in den Fäl-

len mit einem hohen Leistungsumfang reduziert werden kann.  

Für die SPFH wendet die Stadt Lohmar 2018 rund 367.000 Euro für 36 Hilfefälle mit Hilfeplan-

verfahren auf. Das entspricht einem Anteil von 7,3 Prozent an den Gesamtaufwendungen für 

die Hilfen zur Erziehung. 

Umfang der Hilfen nach § 31 SGB VIII 2018 

Kennzahl/Grundda-
ten 

Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

 (Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Aufwendungen nach 
§ 31 SGB VIII je Hil-
fefall in Euro 

10.172 5.199 7.929 9.602 10.794 13.046 42 

Falldichte § 31 Abs. 2 
und 3 SGB VIII in 
Promille 

5,48 0,00 3,93 5,66 8,48 19,50 45 

Anteil ambulante Hil-
fen nach § 31 SGB 
VIII mit einer Betreu-
ungszeit bis 18 Mo-
nate an den ambu-
lanten Hilfen in Pro-
zent 

57,14 11,59 56,00 67,51 75,52 100 36 

Anteil ambulante Hil-
fen nach § 31 SGB 
VIII mit einer Betreu-
ungszeit über 18 Mo-
nate an den ambu-
lanten Hilfen in Pro-
zent 

42,86 0,00 24,48 32,49 44,00 88,41 36 

Während die Falldichte bei den SPFH sich nah am Mittel der Vergleichsstädte positioniert, lie-

gen die Aufwendungen je Hilfefall höher als bei der Hälfte der Vergleichsstädte. Die durch-

schnittliche Falldichte bei der SPFH ist in Lohmar auf längere Betreuungszeiten bei den SPFH 
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zurückzuführen. Hier dominieren die Fälle mit längeren Laufzeiten im interkommunalen Ver-

gleich. Außerdem erklärt sich die gpaNRW die erhöhten Aufwendungen je Hilfefall mit den An-

bieterkosten.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die Laufzeiten bei den SPFH statistisch erfassen und im Hilfeplan-

verfahren eine Laufzeitbegrenzung nach Möglichkeit bewirken.  

Die Entwicklung der vorstehenden Kennzahl stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2015 bis 2018 

in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 

3.5.2.2 Vollzeitpflege § 33 SGB VIII 

Vollzeitpflege umfasst die Unterbringung eines Kindes/Jugendlichen außerhalb des Elternhau-

ses in einer Pflegefamilie. Neben der normalen Pflegefamilie gibt es verschiedene Formen der 

Vollzeitpflege, z. B. sonderpädagogische Pflegestellen für verhaltens- und entwicklungsauffäl-

lige Kinder/Jugendliche. 

Eine Unterbringung kann zeitlich befristet oder auf Dauer angelegt sein. Bei einer auf Dauer an-

gelegten Unterbringung in einer Pflegefamilie außerhalb des eigenen Zuständigkeitsbereiches 

wird nach Ablauf von zwei Jahren das Jugendamt der auswärtigen Pflegefamilie örtlich zustän-

dig. Dieses hat gegenüber dem abgebenden Jugendamt einen Kostenerstattungsanspruch 

nach § 86 Abs. 6 i. V. m. § 37 Abs. 2 Satz 3 SGB VIII. 

� Feststellung 

Die Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII wird in Lohmar von Fällen mit Kostenerstattungsan-

spruch dominiert. Diese wirken sich weitestgehend nicht auf den Fehlbetrag der Hilfen zur 

Erziehung aus. Die Aufwendungen für die wenigen selbst zu verantwortenden Vollzeitpflege-

fälle sind, auch wegen der teilweise benötigten teuren Erziehungsstellen, sehr hoch. 

Die Stadt Lohmar bildet die Vollzeitpflege in dem Unterprodukt 1.03.06.05 „Pflegeplätze“ ab. 

Für die Aufgabe setzt die Stadt Lohmar in 2018 einen Pflegekinderdienst mit 1,5 Vollzeit-Stellen 

ein. Die Unterbringung der Kinder im Wege der Vollzeitpflege erfolgt ausschließlich in Pflegefa-

milien und manchmal auch außerhalb von Lohmar. Das Angebot an Pflegestellen übersteigt 

nach Aussage der Fachverantwortlichen den Betreuungsbedarf bei der Vollzeitpflege.  

Der Pflegekinderdienst in Lohmar ist ein Spezialdienst innerhalb des ASD. Er ist für die Gewin-

nung und Qualifizierung von Pflegeeltern verantwortlich. Außerdem vermittelt er die Pflegekin-

der und berät und begleitet die Pflege- und Herkunftsfamilien. Darüber hinaus wirkt er bei fami-

liengerichtlichen Verfahren mit. Die Qualifizierung der Pflegeeltern erfolgt im Rahmen einer Ko-

operationsgemeinschaft der Jugendämter im Rhein-Sieg-Kreis. Die Fallbearbeitung und Fallent-

scheidung obliegt den Fachkräften im Pflegekinderdienst. 

Für die Vollzeitpflegefälle nach § 33 SGB VIII hat die Stadt Lohmar 2018 rund 740.000 Euro für 

36 Hilfefälle mit Hilfeplanverfahren aufgewendet. Das entspricht einem Anteil von 14,8 Prozent 

an den Gesamtaufwendungen für die Hilfen zur Erziehung. 
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Umfang der Hilfen nach § 33 SGB VIII 2018  

Kennzahl Lohmar 
Mini-
mum 

1. Vier-
telwert 

2. Vier-
telwert 
 (Me-
dian) 

3. Vier-
telwert 

Maxi-
mum 

Anzahl 
Werte 

Aufwendungen nach 
§ 33 SGB VIII je Hil-
fefall in Euro 

22.452 9.932 13.236 17.720 20.338 26.274 45 

Falldichte in Promille 5,45 2,15 5,42 6,76 8,19 15,36 45 

Anteil Hilfefälle nach 
§ 33 SGB VIII mit 
Kostenerstattungs-
anspruch an den Hil-
fefällen in Prozent 

83,05 1,52 40,67 50,52 65,84 89,51 40 

So wie der Anteil der Vollzeitpflege an den stationären Hilfen fällt auch die Falldichte bei den 

Vollzeitpflegefällen in der Stadt Lohmar vergleichsweise niedrig aus. Dagegen fallen die Auf-

wendungen nach § 33 SGB VIII je Hilfefall sehr hoch aus. 75 Prozent der Vergleichskommunen 

weisen hier niedrigere Werte auf. Die Stadt Lohmar kann jedoch nur bedingt Einfluss auf die 

Höhe der Transferaufwendungen bei der Vollzeitpflege nehmen, da der überwiegende Teil der 

Fälle Fremdunterbringungen sind. Grund dafür ist, dass die Zuständigkeit für die Fremdunter-

bringung nach Ablauf von zwei Jahren auf das Jugendamt der Stadt Lohmar übergeht. Das Ju-

gendamt hat dann gegenüber der abgebenden Stadt einen Kostenerstattungsanspruch. Diese 

decken bis auf die anteiligen Personalaufwendungen für den Pflegekinderdienst die Unterbrin-

gungskosten und wirken sich damit neutral auf den Fehlbetrag aus. Anders ist das bei den eige-

nen Vollzeitpflegefällen. Im Jahr 2018 gab es in Lohmar rund fünf Fälle ohne Kostenerstat-

tungsanspruch. Die Differenzierung der Fallzahlen hinsichtlich der Fälle mir Kostenerstattungs-

ansprüche hat ergeben, dass die Aufwendungen je Hilfefall bei den Fällen ohne Kostenerstat-

tungsanspruch rund 63.000 Euro betragen (fünf Fälle mit rund 317.000 Euro). Damit liegen die 

Aufwendungen für die eigenen Vollzeitpflegestellen in Lohmar auf dem Niveau einer Heimunter-

bringung. Laut Mitteilung der Fachverantwortlichen hängt das damit zusammen, weil zwei der 

fünf Vollzeitpflegefälle in sogenannten Erziehungsstellen untergebracht sind. Durch die sozial-

pädagogische Ausrichtung sind Erziehungsstellen deutlich teurer als normale aber immer noch 

günstiger als Heimunterbringungen. 

Bei den Fällen mit Kostenerstattungsanspruch sind es dagegen nur 13.500 Euro pro Fall (30 

Fälle mit 406.000 Euro Transferaufwendungen), was interkommunal gesehen, ein günstiger 

Wert ist 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die extrem hohen Aufwendungen bei den eigenen Vollzeitpflegestel-

len hinterfragen. Dazu sollte sie die Anwerbung von kostengünstigen Pflegestellen in den 

Fokus nehmen, damit die eigenen Fälle wirtschaftlicher untergebracht werden können. 

Die Entwicklung der vorstehenden Kennzahl stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2015 bis 2018 

in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 
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3.5.2.3 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform § 34 SGB VIII 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar hat bei eigenen Fällen nach § 34 SGB VIII sehr hohe Unterbringungskos-

ten je Fall zu tragen. Nur durch die zahlreichen günstigeren UMA-Heimunterbringungen po-

sitionieren sich die Aufwendungen je Hilfefall unterhalb des Medians. 

Heimerziehung kann zeitlich befristet oder auf Dauer angelegt sein. Sie kann auch in speziellen 

Formen von Wohngruppen/Wohngemeinschaften stattfinden. 

Die Stadt Lohmar bildet die Heimerziehung in dem Unterprodukt 1.06.03.06 „Heimerziehung 

und andere betreute Wohnformen“ ab. Derzeit werden 24 verschiedene Einrichtungen durch die 

Stadt Lohmar belegt. Hiervon sind 33 Prozent nicht ortsnah. Die Einrichtungen in Köln, Bonn 

und Königswinter bezieht die Stadt Lohmar in die ortsnahen Einrichtungen mit ein. 

Im Jahr 2018 wendet die Stadt Lohmar 1,95 Mio. Euro für 32 Hilfefälle nach § 34 SGB VIII auf. 

Das entspricht einem Anteil von 38,9 Prozent an den Gesamtaufwendungen für die Hilfen zur 

Erziehung in Lohmar. Damit tragen die Heimunterbringungen nach § 34 SGB VIII den größten 

Anteil an den Gesamtaufwendungen in Lohmar. 

Die Stadt Lohmar leistet Hilfen nach § 34 SGB VIII in folgendem Umfang: 

Heimerziehung, sonst. betreute Wohnform nach § 34 SGB VIII 2018 

Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Aufwendungen nach § 34 
SGB VIII je Hilfefall in Euro 

60.998 50.407 56.545 61.423 67.194 88.444 45 

Anteil Hilfefälle nach § 34 
SGB VIII für UMA an den 
Hilfefällen nach § 34 SGB 
VIII gesamt in Prozent 

33,84 0,00 13,00 19,19 27,06 43,21 45 

Aufwendungen § 34 SGB 
VIII ohne UMA je Hilfefall 
2018 

79.241 45.061 55.723 64.820 71.313 95.181 49 

Aufwendungen § 34 SGB 
VIII UMA je Hilfefall 2018 

25.337 0,00 47.616 53.778 63.442 158.370 49 

Mehr als 50 Prozent der Vergleichskommunen wenden für die Heimerziehung höhere Aufwen-

dungen auf. Hier profitiert die Stadt Lohmar zum einem von dem Umstand, dass sie in 2018 

keine kostenintensiven Auslandunterbringungen finanzieren muss. Zum anderen fällt der hohe 

Anteil an UMA an den Hilfefällen nach § 34 SGB VIII auf. Die Aufwendungen für diese Unter-

bringungsfälle sind in Lohmar sehr günstig. Davon profitieren die Gesamtaufwendungen nach § 

34 SGB VIII in erheblichen Umfang. Dagegen sind die selbst zu verantworteten Unterbringungs-

fälle teurer als bei 75 Prozent der Vergleichskommunen. Da im Jahr 2018 nur drei Heimunter-

bringungsfälle beendet wurden, sind Rückschlüsse auf die Länge der Verweildauern im inter-

kommunalen Vergleich nicht aussagefähig. Hier sollte die Stadt Lohmar die Ursache für die ho-

hen Unterbringungskosten ermitteln und nach Möglichkeit diese reduzieren. Dazu sollte sie die 

Laufzeiten statistisch auswerten. 
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� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die hohen Heimunterbringungskosten für Nicht-UMA-Fälle im Hin-

blick auf Tagessätze, Zusatzleistungen und Verweildauern analysieren und nach Möglichkeit 

gegensteuern. 

Entwicklung der Aufwendungen je Hilfefall § 34 SGB VIII 

2015 2016 2017 2018 

62.623 69.081 58.310 60.998 

Insbesondere das Jahr 2016 fällt durch höhere Aufwendungen je Hilfefall nach § 34 SGB VIII 

auf. Ursächlich hierfür waren laut Mitteilung der Fachverantwortlichen drei Unterbringungen in 

teilgeschlossenen Einrichtungen, die sehr kostenintensiv sind. 

Falldichte § 34 SGB VIII in Promille 2018 

Kennzahl Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

 (Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Falldichte in Promille 4,86 1,28 3,52 4,66 6,68 10,08 45 

Bei mehr als 50 Prozent der Vergleichskommunen fällt die Falldichte bei den Heimunterbringun-

gen niedriger aus. Das ist in Lohmar alleine auf die hohe Zahl an UMA zurückzuführen, was 

sich an der Entwicklung der Falldichte und Fallzahlen zeigt: 

Entwicklung der Fallzahlen § 34 SGB VIII 

Kennzahlen/Grunddaten 2015 2016 2017 2018 

Falldichte in Promille  5,11 5,55 6,38 4,86 

Hilfefälle § 34 SGB VIII gesamt 33 37 42 32 

Hilfefälle § 34 SGB VIII ohne 
UMA 

31 23 26 21 

davon Hilfefälle für UMA 2 14 16 11 

Im Zeitverlauf beeinflussen die UMA den Verlauf bei der Falldichte recht deutlich. 

Ambulante Hilfen werden in Lohmar in der Regel den Heimunterbringungen vorgeschaltet. Ziel 

ist es, die Erziehungsfähigkeit innerhalb der Familie zu stärken, um eine stationäre Unterbrin-

gung zu vermeiden, die Heimunterbringung ist nur die letzte Entscheidung. 

In Lohmar gibt es den Entwurf eines Rückführungskonzeptes. In den Fällen, in denen eine 

Rückführung angedacht ist, erfolgen engere und ausgeweitete Umgangskontakte wie verlän-

gerte Wochenenden, Ferienzeiten und Erprobungsphasen mit der Herkunftsfamilie. Diese wer-

den im Zuge der Elternberatung in den Einrichtungen und mit den Kindern/Jugendlichen dann 

vor- und nachbesprochen bzw. in der Hilfeplanung festgelegt. Die Rückführung wird dann von 

einer Nachbetreuung in der Familie begleitet. Nach Mitteilung der Fachverantwortlichen ist die 



�  Stadt Lohmar  �  Hilfe zur Erziehung  �  050.010.020_05492 

Seite 122 von 177 

Rückführung nicht immer das Ziel im Hilfeplanverfahren. So gibt es in 2018 fünf Fälle mit einem 

Rückführungsverfahren. In den letzten vier Jahren konnte jeweils ein Kind pro Jahr erfolgreich 

in die Herkunftsfamilie zurückgeführt werden. Damit positioniert sich Lohmar im landesweiten 

Vergleich wie folgt: 

Anteil Hilfefälle mit Rückführung in die Herkunftsfamilie an den Hilfefällen nach § 34 SGB VIII in 
Prozent 2018 

Lohmar Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

2,09 0,00 5,55 14,32 25,22 50,85 35 

Mehr als 75 Prozent der Vergleichskommunen erzielen hier höhere Erfolge. Mit Hilfe eines 

Reintegrationskonzeptes könnte die Stadt Lohmar für die Rückführungen einen Qualitätspro-

zess einleiten. Dadurch kann sie sicherstellen, dass die Rückführungen in die Herkunftsfamilien 

nach einheitlichen Kriterien und Qualitätsstandards erfolgt. 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte für die Rückführung in die Herkunftsfamilie ein Reintegrationskon-

zept entwickeln und umsetzen. 

Die Entwicklung der vorstehenden Kennzahl stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2015 bis 2018 

in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 

3.5.2.4 Eingliederungshilfe § 35a SGB VIII 

Kinder- und Jugendliche haben einen Anspruch auf Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII, 

wenn ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem 

für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht, und daher ihre Teilhabe am Leben in der Ge-

sellschaft beeinträchtigt ist oder eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist. 

Der Anspruch sollte in einem zweistufigen Verfahren überprüft werden. Dieses sieht zunächst 

die Stellungnahme eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie, eines 

Kinder- und Jugendpsychotherapeuten oder eines Arztes oder psychologischen Psychothera-

peuten, der über besondere Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und 

Jugendlichen verfügt, vor. Zusätzlich sollte durch die fallzuständige Fachkraft des ASD geprüft 

werden, ob durch eine möglicherweise festgestellte seelische Störung eine Beeinträchtigung 

der Teilhabe vorliegt und ein Anspruch auf Eingliederungshilfe begründet ist. 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar verfügt bei der Eingliederungshilfe über gute Prozessstandards. Trotzdem 

sind die Aufwendungen für die Eingliederungshilfe vergleichsweise hoch. Das liegt insbeson-

dere an hohen Ausgaben für die Integrationshelfer/Schulbegleitungen und kostenintensiven 

stationären Unterbringungen. 

Die Stadt Lohmar erfasst die Eingliederungshilfe im Unterprodukt 1.06.03.02 „Hilfen zur Erzie-

hung“. Das Qualitätshandbuch des ASD beschreibt die Eingliederungshilfe als eigenständigen 

Kernprozess VII. Ähnlich wie beim Kernprozess Hilfeplanverfahren werden hier ausführlich die 
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Prozess- und Prüfverfahren beschrieben. Zusätzlich enthält das Qualitätshandbuch alle notwen-

digen Dokumente, die für das Hilfeverfahren benötigt werden. In der Stadt Lohmar gibt es kei-

nen Spezialdienst für die Eingliederungshilfe. Die Aufgaben nimmt der ASD war, wobei eine 

ASD-Kraft die Eingliederungshilfe als Vertiefungsgebiet hat und sich in themenbezogenen Ar-

beitskreisen weiterbildet. 

Die Stadt Lohmar leistet Hilfen nach § 35a SGB VIII in folgendem Umfang: 

Eingliederungshilfe für seel. behinderte Kinder und Jugendliche nach § 35a SGB VIII 2018 

Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maxi-
mum 

Anzahl 
Werte 

Aufwendungen § 35a SGB 
VIII je Hilfefall in Euro 

22.781 8.111 12.656 16.196 22.254 34.678 44 

Ambulante Aufwendungen § 
35a SGB VIII je Hilfefall in 
Euro 

17.047 6.707 10.898 12.686 16.062 25.184 44 

Stationäre Aufwendungen § 
35a SGB VIII je Hilfefall in 
Euro 

79.554 25.168 55.554 66.881 87.513 145.609 32 

Ambulante Aufwendungen § 
35a SGB VIII für Integrati-
onshelfer/ Schulbegleitung 
je Hilfefall in Euro 

32.554 6.472 14.773 16.348 19.988 47.014 36 

Anteil Hilfefälle Integrations-
helfer/Schulbegleitung an 
den ambulanten Hilfefällen § 
35a SGB VIII in Prozent 

46,15 18,85 42,31 56,07 76,27 90,40 41 

Falldichte § 35a SGB VIII in 
Promille 

6,34 1,48 3,04 4,35 6,90 15,01 45 

Falldichte § 35a SGB VIII In-
tegrationshelfer/Schulbeglei-
tung in Promille 

2,66 0,75 1,52 2,53 4,11 8,71 41 

Die überwiegende Mehrheit der Vergleichskommunen hat niedrigere Aufwendungen nach § 35a 

SGB VIII je Hilfefall als die Stadt Lohmar. Diese fallen in Lohmar auffällig hoch aus. Das Glei-

che gilt auch für die ambulanten Aufwendungen und die Aufwendungen für Integrationshel-

fer/Schulbegleitungen. Bei den stationären Aufwendungen je Hilfefall sieht das Bild ein wenig 

besser aus. Hier haben lediglich etwas mehr als die Hälfte der Vergleichskommunen niedrigere 

Aufwendungen je Hilfefall. Zwölf Städte haben sogar keine stationären Unterbringungen. Die 

Falldichte ist bei den § 35a Fällen ebenfalls vergleichsweise hoch. Dies gilt auch tendenziell für 

die Falldichte bei den Integrationshelfern/Schulbegleitungen, wobei der Abstand zum Mittel der 

Vergleichskommunen niedriger ausfällt. 

Die Vorgehensweise bei der Gewährung von Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII in der 

Stadt Lohmar sind im Kernprozess VII innerhalb des Qualitätshandbuches vorgegeben. Dabei 

geht es dem Jugendamt im Kern um die Klärung folgende Fragestellungen: 
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 Ist das Jugendamt örtlich zuständig oder ist ein anderes Jugendamt oder der überörtliche 

Träger zuständig? 

 Liegt eine seelische Behinderung vor? 

 Führt die seelische Behinderung zu einer Beeinträchtigung der Teilhabe am Leben in der 

Gemeinschaft? 

Zunächst erfolgt die Abklärung der örtlichen Zuständigkeit und ggfs. der vorrangig zuständigen 

anderen Sozialleistungsträger durch die Abteilungsleitung ASD mit der Amtsleitung und der 

wirtschaftlichen Jugendhilfe. Liegt die örtliche Zuständigkeit beim Jugendamt, informiert die fall-

zuständige Fachkraft die Sorgeberechtigten darüber, dass sie eine fachärztliche Diagnostik in 

Auftrag gibt und die Antragstellung erfolgen kann. Sie fordert eine Stellungnahme der Schule an 

und überprüft die Teilhabebeeinträchtigung vor Ort (Hausbesuch, ggf. auch Kita, Schule, Ar-

beitsplatz). Dazu verwendet die Fachkraft die “Arbeitshilfe Diagnose Teilhabebeeinträchtigung“. 

Anschließend trägt die fallverantwortliche Fachkraft die Ergebnisse zusammen und überprüft 

sie auf Vollständigkeit, Aussagekraft und Plausibilität. Hierzu benutzt sie die „Arbeitshilfe 

Checkliste zum Antrag auf Eingliederungshilfe nach § 35a“. Danach beraten das pädagogische 

und erweiterte Team den Fall. Basierend auf der Diagnostik und den Beratungsergebnissen 

entscheidet dann die fallzuständige Fachkraft über die Leistungsgewährung. Laut Mitteilung der 

Fachverantwortlichen wurden in einigen Fällen die Teilhabebeeinträchtigung abgelehnt. Eine 

Ablehnungsquote wird jedoch statistisch nicht erfasst. 

Wesentlich sind aus Sicht der gpaNRW dabei die Standards zur Überprüfung der ärztlichen Di-

agnostik und Einschätzung der Teilhabebeeinträchtigung. Bei der Überprüfung der Diagnostik 

geht es laut dem Kernprozess beiliegendem Prüfungsschema um folgende Aspekte: 

 Einholen der ärztlichen bzw. psychotherapeutischen Stellungnahme, 

 Detaillierte Prüfung der Stellungnahme durch die fallzuständige Fachkraft, 

- Zuordnung der diagnostizierten Störung(en), 

- Dauer der Abweichung von dem für das Lebensalter typischen Zustand. 

Die Einschätzung der Teilhabebeeinträchtigung durch die ASD-Fachkraft erfolgt auf Basis eines 

Anamnesebogens. Folgende Entscheidungskriterien sind in Lohmar maßgeblich: 

 Integration des Kindes/Jugendlichen in die Familie, 

 Integration des Kindes/Jugendlichen in Schule, Ausbildungsstätte, Arbeitsstelle, 

 Allgemeine soziale Integration des Kindes/Jugendlichen, 

 Selbstfürsorge und Selbstständigkeit, 

 Erzieherische Bedarf. 

Die eigentliche Hilfegewährung erfolgt dann im Rahmen des Hilfeplanverfahrens nach § 36 

SGB VIII. Wir verweisen hierzu auf unsere Ausführungen zum Kernprozess IV. 
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Die Abläufe bei der Eingliederungshilfe beruhen in der Stadt Lohmar auf gut nachvollziehbaren 

Prozessstandards. Jedoch zeigt sich das nicht an den o.a. Kennzahlenwerten. Diese fallen, wie 

bereits beschrieben, durchgängig hoch aus. Insbesondere die ambulanten Hilfefälle fallen durch 

sehr hohe Kennzahlenwerte auf. Hier liegt eine Hauptursache in einem starken Anstieg der 

Kosten für die Integrationshelfer/Schulbegleitungen. Annähernd die Hälfte aller ambulanten Hil-

fefälle sind dieser Hilfeform zuzuschreiben. Jedoch zeigt sich die Falldichte trotz steigender 

Fallzahlen bei dieser Hilfeform noch moderat. Hier sind vor allem die vollumfänglichen (35 Stun-

den/Woche) Schulbegleitungen maßgeblich für die hohen Aufwendungen je ambulanten Hilfe-

fall. Dazu sollten die Anbieterkosten hinterfragt werden. Die Stadt Lohmar die Gründe für diese 

Entwicklung analysieren und Maßnahmen ergreifen, um ihre hohen Aufwendungen bei den 

Schulbegleitungen zu senken. Dazu kann sie prüfen, ob sich an den Schulstandorten soge-

nannte Poollösungen realisieren lassen. Bei der Poollösung geht es um die Unterstützung des 

Lernens und Lebens mehrerer Kinder in der Klassengemeinschaft. Hierbei bekommt nicht jedes 

Kind einen persönlichen Integrationshelfer, sondern ein Integrationshelfer betreut mehrere Kin-

der. Das hat den Vorteil, dass nicht mehrere zusätzliche Personen im Klassenraum sind. Außer-

dem sind Vertretungsregelungen einfacher zu organisieren. Schließlich ist dies auch kosten-

günstiger. Voraussetzung ist aber auch hier, dass in Lohmar für jedes Kind strenge Maßstäbe 

für die Prüfung der Teilhabebeeinträchtigung angesetzt werden.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die hohen Aufwendungen für Schulbegleitungen/Integrationshelfer 

zum Anlass nehmen, ihre Prüfung der Teilhabebeeinträchtigung noch weiter zu intensivie-

ren. Außerdem sollte sie die Gründe für den Anstieg bei den Aufwendungen ermitteln.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die Einführung von Poollösungen an den einzelnen Schulstandorten 

prüfen. 

Auch bei der Eingliederungshilfe deuten sich Probleme bei der Fallbearbeitung wegen der vom 

Richtwert abweichenden Personalausstattung im ASD an. Die Fachkräfte im ASD laufen man-

gels ausreichender Zeitressourcen Gefahr, die qualitativ guten Standards nicht mehr in vollem 

Umfang einhalten zu können. Im Prinzip gilt das auch für die stationären Eingliederungshilfen. 

Obwohl die Fallzahlen weiterhin im niedrigen einstelligen Bereich liegen, haben sich die Auf-

wendungen je Hilfefall in den Jahren 2015 bis 2018 mehr als verzwölffacht. Aufgrund der stei-

genden Qualitätsanforderung bei der Eingliederungshilfe haben bereits einige Vergleichskom-

munen Spezialdienste eingerichtet oder Fachkräfte besonders qualifiziert. 

Seit März 2021 gibt es nach Mitteilung des Fachamtes einen Spezialdienst Eingliederungshilfe 

mit zwei Fachkräften (2 x 19,5 Std.). Der Spezialdienst befindet sich noch im Aufbau. 

Die Entwicklung der vorstehenden Kennzahl stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2015 bis 2018 

in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 

3.5.2.5 Hilfen für Junge Volljährige nach § 41 SGB VIII 

Junge Menschen können auch nach Vollendung der Volljährigkeit Leistungen zur Persönlich-

keitsentwicklung nach den §§ 28 bis 35a SGB VIII erhalten. Diese werden in der Regel nur bis 

zur Vollendung des 21. Lebensjahres gewährt, können aber in begründeten Einzelfällen auch 

darüber hinaus gewährt werden. 
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� Feststellung 

Bei den Hilfen für junge Volljährige hat die Stadt Lohmar 2018 sowohl im ambulanten als 

auch im stationären Bereich vergleichsweise niedrige Aufwendungen je Hilfefall. Dies ist vor 

allem auf die frühzeitige Verselbstständigungsarbeit der Stadt Lohmar zurückzuführen. Je-

doch ist die Falldichte bei den stationären Fällen wegen der hohen Zahl an Heimunterbrin-

gungen sehr hoch. 

Die Stadt Lohmar hat 2018 für die Hilfen von jungen Volljährigen nach § 41 SGB VIII rund 

587.000 Euro für rund 26 Hilfefälle aufgewendet. Davon entfallen 219.000 Euro auf acht volljäh-

rige UMA. 

Für rund sieben ambulante Fälle nach § 41 SGB VIII hat die Stadt 2018 rund 32.000 Euro auf-

gewendet. Die Aufwendungen für stationäre Erziehungshilfen von jungen Volljährigen liegen 

2018 bei rund 555.000 Euro für rund 18 Hilfefälle.  

Bei der Stadt Lohmar wurden in 2018 rund zwölf Prozent der Aufwendungen für Hilfen zur Er-

ziehung im Bereich Junge Volljährige erbracht. Das liegt im interkommunalen Vergleich unter 

dem Median von 13 Prozent. Dennoch hat die Stadt Lohmar einen vergleichsweise hohen An-

teil Hilfefälle junger Volljähriger an allen Hilfefällen HzE. Er liegt 2018 bei rund 12,2 Prozent 

(Median: 9,7 Prozent). 

Die Stadt Lohmar leistet Hilfen nach § 41 SGB VIII in folgendem Umfang: 

Hilfe für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII 2018 

Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maxi-
mum 

Anzahl 
Werte 

Aufwendungen nach § 41 
SGB VIII je Hilfefall in Euro 

22.940 16.327 26.492 28.587 34.368 49.428 44 

Anteil Hilfefälle nach § 41 
SGB VIII an den Hilfefällen 
HzE in Prozent 

12,17 3,98 7,73 9,69 12,55 18,51 44 

Falldichte § 41 SGB VIII in 
Promille 

24,41 5,07 13,98 19,28 24,20 41,78 44 

Falldichte § 41 SGB VIII sta-
tionär in Promille 

17,57 2,92 9,11 11,97 15,11 24,96 44 

Anteil Hilfefälle nach § 41 
SGB VIII für UMA an den 
stationären Hilfefällen nach 
§ 41 SGB VIII in Prozent 

23,09 0,00 21,32 37,50 43,59 71,42 41 

Ambulante Aufwendungen 
nach § 41 SGB VIII je Hilfe-
fall in Euro 

4.496 2.430 6.611 9.113 12.333 23.787 42 

Stationäre Aufwendungen 
nach § 41 SGB VIII je Hilfe-
fall in Euro 

30.123 28.656 34.836 41.128 46.169 69.002 44 

Stationäre Aufwendungen 
nach § 41 SGB in Vollzeit-
pflege VIII je Hilfefall in Euro 

12.515 4.929 10.796 14.539 21.459 38.806 38 
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Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maxi-
mum 

Anzahl 
Werte 

Stationäre Aufwendungen 
nach § 41 SGB in Heimer-
ziehung VIII je Hilfefall in 
Euro 

38.093 29.193 40.431 45.283 54.012 79.452 42 

Die Stadt Lohmar hat einen erhöhten Anteil an Hilfefällen nach § 41 SGB VIII an den Hilfefällen 

gesamt. Jedoch fallen die ambulanten und stationären Aufwendungen je Hilfefall nach § 41 bei 

der überwiegenden Mehrzahl der Kommunen höher aus.  

Jedoch ist die Falldichte bei den jungen Volljährigen in Lohmar auffällig. Insbesondere die stati-

onären Fälle weisen eine hohe Falldichte auf. Dabei spielen die UMA-Fallzahlen nur eine unter-

geordnete Rolle. Deren Anteil fällt bei deutlich mehr als 50 Prozent der Vergleichskommunen 

höher aus. Der überwiegende Anteil der stationären Hilfefälle bei den jungen Volljährigen fällt 

unter die Heimunterbringung. Die Stadt Lohmar hat nach Angaben des Fachamtes aktuell Maß-

nahmen ergriffen, um die Zahl der volljährigen Hilfeempfänger in Heimunterbringungen zu sen-

ken Daher werden im Hilfeplanverfahren frühzeitig Ziele zur Verselbstständigung vereinbart. Ju-

gendliche, die nach § 34 SGB VIII stationär untergebracht sind, werden schon frühzeitig vor Er-

reichen der Volljährigkeit von der zuständigen Fachkraft sukzessive bei der Verselbstständi-

gung unterstützt. Die Verweildauern in den einzelnen stationären Hilfen sind in Lohmar recht 

unterschiedlich. Im interkommunalen Vergleich dominieren aber die Aufenthalte bis zu 24 Mo-

nate, was sich günstig auf die Aufwendungen bei den stationären Hilfen nach § 41 SGB VIII 

auswirkt. Die Stadt Lohmar gewährt Hilfen für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII entspre-

chend den gesetzlichen Bestimmungen regelmäßig nur als Fortführungshilfe. Insbesondere bei 

den Heimunterbringungen profitiert die Stadt Lohmar von dem Umstand, dass die Entwicklung 

der Kinder - insbesondere der UMA - weit vorangeschritten ist. Damit hält sich der Umfang der 

Hilfe nach § 41 SGB VIII in Grenzen, was sich ebenfalls positiv auf die Transferaufwendungen 

für die jungen Volljährigen auswirkt. 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die Hintergründe für den immer noch hohen Anteil an stationären 

Hilfefällen bei den jungen Volljährigen untersuchen und die Verselbstständigungsarbeit wei-

ter intensivieren. 

Die Entwicklung der vorstehenden Kennzahl stellen wir in der Zeitreihe der Jahre 2015 bis 2018 

in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 

3.5.3 Unbegleitete minderjährige Ausländer 

Unbegleitete minderjährige Ausländer (UMA) erhalten im Anschluss an eine vorläufige Inobhut-

nahme nach § 42a SGB VIII bzw. sich anschließender Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII ent-

sprechend ihrem „erzieherischen Bedarf“ Hilfe zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII. Diese Hil-

fen sind in den zuvor dargestellten Hilfen zur Erziehung berücksichtigt, soweit UMA Hilfen erhal-

ten haben. 

Die Stadt Lohmar leistet Hilfen für UMA in folgendem Umfang: 
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Hilfen zur Erziehung für unbegleitete minderjährige Ausländer nach §§ 27 ff. SGB 2018 

Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Aufwendungen für UMA 
je Hilfefall in Euro 

21.253 14.679 29.607 42.921 52.938 98.984 45 

Anteil Hilfefälle UMA an 
den Hilfefällen HzE in 
Prozent 

11,53 2,49 5,49 6,68 9,10 16,31 45 

Falldichte UMA in Pro-
mille 

3,68 1,04 1,65 2,25 2,66 5,29 45 

Nach einem Anstieg der Hilfefälle für UMA bis 2017, sinken die Fallzahlen wieder. Trotzdem ist 

der Anteil der Hilfefälle für UMA in Lohmar viel höher als bei den meisten Vergleichskommunen. 

In 2017 stellt Lohmar mit einer Falldichte von 5.1 Promille sogar das Maximum. Wir verweisen 

hier auf unsere Ausführungen zu § 34 SGB VIII. Durch den Fallrückgang in 2018 verringern sich 

die Aufwendungen für die UMA um 332.000 Euro. Das entspricht einem Rückgang von 39 Pro-

zent. Wie bereits im Kapitel zuvor beschrieben, ist der Entwicklungsstand bei den UMA recht 

hoch, was sich mindernd auf den Hilfeaufwand auswirkt.  

Die Entwicklung der vorstehenden Aufwendungen/Kennzahl stellen wir in der Zeitreihe der 

Jahre 2015 bis 2018 in der Tabelle 4 im Anhang zu diesem Berichtsteil dar. 
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3.6 Anlage: Ergänzende Tabellen  

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2020 – Hilfe zur Erziehung 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Strukturen 

F1 

Die Stadt Lohmar verfügt über ein Leitbild, das u. a die Familienfreundlichkeit 
als ein Schwerpunktthema vorbildlich ausweist. Darauf aufbauend hat das 
Jugendamt weitere an diesem Hauptziel ausgerichtete strategische und ope-
rative Zielsetzungen entwickelt, die auch von der Politik mitgetragen werden. 
Dazu kommen Kennzahlen zum Einsatz, die im Hinblick auf ihre Aussagefä-
higkeit jedoch noch optimierbar sind. 

91 E1 
Die Stadt Lohmar sollte aus den Zielen konkrete Maßnahmen entwi-
ckeln und die Zielerreichung regelmäßig überprüfen. 

92 

F2 

Die Stadt Lohmar verfügt bereits über Bestandteile eines Finanzcontrollings, 
jedoch ist die fehlende Schnittstelle zwischen Jugendamts- und Finanzsoft-
ware nicht optimal. Dennoch ist das Jugendamt in der Lage, mit den erhobe-
nen Daten detaillierte Berichte zu den Entwicklungen bei der HzE zu erstel-
len. Dadurch sind die Finanzentwicklungen im Jugendamt für Dritte gut nach-
vollziehbar. 

92 E2 
Zur weiteren Optimierung der Steuerung der HzE sollte die Stadt 
Lohmar die in diesem Bericht verwendeten Kennzahlen weiter fort-
schreiben. 

93 

F3 

Das Jugendamt der Stadt Lohmar hat ein Fachcontrolling und betrachtet die 
Wirksamkeit von Hilfen. Die Zielerreichung wird für einzelne Hilfen ermittelt. 
Zwar wertet die Stadt ihre Erfahrungen in den eingesetzten Hilfen fallüber-
greifend aus, jedoch erfolgt das nicht trägerbezogen. Dadurch fehlen ver-
gleichbare Informationen zu den Qualitätsstandards der Leistungsanbieter im 
Anbieterverzeichnis des Jugendamtes. 

93 E3 

Die Stadt Lohmar sollte die fallübergreifenden Auswertungen anbieter-
bezogen aufbereiten und hieraus Erkenntnisse für Qualitätsdialoge mit 
Leistungsanbietern ziehen. Zusätzlich kann sie auch Laufzeiten, Fach-
leistungsstunden und Abbruchquoten auswerten. 

94 

F4 

Mit dem Qualitätshandbuch hat die Stadt Lohmar die Abläufe in den Kern-
prozessen des ASD in geeigneter Weise standardisiert. Dadurch sind Ab-
läufe sowie Zuständigkeiten und Fristen eindeutig geregelt und sorgen damit 
für eine hohe Prozessqualität. 

94 E4.1 
Die Stadt Lohmar sollte die Gründe für die eingeschränkte Nutzung der 
Jugendamtssoftware im Bereich des ASD hinterfragen. 

95 



�  Stadt Lohmar  �  Hilfe zur Erziehung  �  050.010.020_05492 

Seite 130 von 177 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

   E4.2 

Die Stadt Lohmar sollte im Hilfeplanverfahren verstärkt den Fokus auf 
wirtschaftliche Gesichtspunkte wie Anbieterauswahl auch nach Pfle-
gesätzen oder Umfang der Fachleistungsstunden legen. Das gilt auch 
für die Fallberatungen im pädagogischen und erweiterten Teams. 

98 

F5 

In der Stadt Lohmar gibt es klar strukturierte Prozesse und Arbeitshilfen zur 
Fallsteuerung im Qualitätshandbuch. Jedoch sollte der Begrenzung von 
Fachleistungsstunden und der Gestaltung des Anbieterverzeichnisses mit 
Blick auf die Wirtschaftlichkeit mehr Priorität eingeräumt werden. 

99 E5.1 
Der ASD im Jugendamt der Stadt Lohmar sollte ein Anbieterverzeich-
nis führen, dass nach Erfahrungswerten, Kosten und Leistungen aus-
gewertet werden kann. 

100 

   E5.2 
Die Stadt Lohmar sollte die Begrenzung von Fachleistungsstunden als 
Qualitätsstandard definieren. 

100 

F6 

Aufgrund der geringen Personalausstattung bei gleichzeitig hoher Arbeits-
menge kann die Wirtschaftliche Jugendhilfe (WiJu) Kostenerstattungsan-
sprüche nicht immer zeitnah geltend machen. Dies wirkt sich ertragsseitig 
insbesondere bei der Vollzeitpflege belastend aus. 

100 E6 

Die Stadt Lohmar sollte für die Geltendmachung von Kostenerstat-
tungsansprüchen Prozesse und Standards definieren und in das Quali-
tätshandbuch mit aufnehmen. Außerdem ist eine Vertretungsregelung 
für die WiJu zwingend erforderlich, um wirtschaftliche Nachteile für die 
Stadt Lohmar bei Vakanzen zu vermeiden. 

101 

F7 

Die wesentlichen Abläufe im ASD und die finanziellen Entwicklungen der Hil-
fen zur Erziehung in der Stadt Lohmar unterliegen regelmäßigen und stich-
probenartigen Prozesskontrollen durch die Leitungskräfte und der WiJu. Es 
fehlt jedoch die technische Unterstützung durch die nur eingeschränkt ge-
nutzte Jugendamtssoftware. 

102 E7 

Bei der Einführung der E-Akte im Bereich des ASD der Stadt Lohmar 
sollte viel Wert auf die Einrichtung von systemimmanenten Kontrollme-
chanismen in den Kernprozessen gelegt werden. Dazu sollte die Stadt 
Lohmar eine Jugendamtssoftware einsetzen, die zweckmäßig und auf 
die Bedürfnisse des Jugendamtes ausgerichtet ist. 

102 

F8 

Die Stadt Lohmar wendet im Vergleichsjahr 2018 einen höheren zielgrup-
penbezogenen Fehlbetrag auf als die Mehrzahl der Vergleichskommunen. 
Das ist auf erhöhte Aufwendungen für ambulante und stationäre HzE zurück-
zuführen. 

106 E8 
Die Stadt Lohmar sollte weiterhin an ihrer Zielvorgabe von 70 Prozent 
Anteil an ambulanten Hilfefällen festhalten. 

116 

F9 

Mehr als 50 Prozent der Vergleichskommunen erzielen bei der Sozialpäda-
gogischen Familienhilfe (SPFH) niedrigere Aufwendungen je Hilfefall als die 
Stadt Lohmar. Das ist insbesondere auf eine hohe Zahl an Fachleistungs-
stunden bei einigen Hilfefällen zurückzuführen. Außerdem wird der Wirt-
schaftlichkeitsaspekt bei der Anbieterauswahl nicht effizient genug berück-
sichtigt. 

117 E9.1 
Die Stadt Lohmar sollte prüfen, ob der Umfang der SPFH-Fachleis-
tungsstunden in den Fällen mit einem hohen Leistungsumfang redu-
ziert werden kann. 

117 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

   E9.2 
Die Stadt Lohmar sollte die Laufzeiten bei den SPFH statistisch erfas-
sen und im Hilfeplanverfahren eine Laufzeitbegrenzung nach Möglich-
keit bewirken. 

118 

F10 

Die Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII wird in Lohmar von Fällen mit Kosten-
erstattungsanspruch dominiert. Diese wirken sich weitestgehend nicht auf 
den Fehlbetrag der Hilfen zur Erziehung aus. Die Aufwendungen für die we-
nigen selbst zu verantwortenden Vollzeitpflegefälle sind, auch wegen der teil-
weise benötigten teuren Erziehungsstellen, sehr hoch. 

118 E10 

Die Stadt Lohmar sollte die extrem hohen Aufwendungen bei den eige-
nen Vollzeitpflegestellen hinterfragen. Dazu sollte sie die Anwerbung 
von kostengünstigen Pflegestellen in den Fokus nehmen, damit die ei-
genen Fälle wirtschaftlicher untergebracht werden können. 

119 

F11 

Die Stadt Lohmar hat bei eigenen Fällen nach § 34 SGB VIII sehr hohe Un-
terbringungskosten je Fall zu tragen. Nur durch die zahlreichen günstigeren 
UMA-Heimunterbringungen positionieren sich die Aufwendungen je Hilfefall 
unterhalb des Medians. 

120 E11.1 
Die Stadt Lohmar sollte die hohen Heimunterbringungskosten für Nicht-
UMA-Fälle im Hinblick auf Tagessätze, Zusatzleistungen und Verweil-
dauern analysieren und nach Möglichkeit gegensteuern. 

121 

   E11.2 
Die Stadt Lohmar sollte für die Rückführung in die Herkunftsfamilie ein 
Reintegrationskonzept entwickeln und umsetzen. 

122 

F12 

Die Stadt Lohmar verfügt bei der Eingliederungshilfe über gute Prozessstan-
dards. Trotzdem sind die Aufwendungen für die Eingliederungshilfe ver-
gleichsweise hoch. Das liegt insbesondere an hohen Ausgaben für die Integ-
rationshelfer/Schulbegleitungen und kostenintensiven stationären Unterbrin-
gungen. 

122 E12.1 

Die Stadt Lohmar sollte die hohen Aufwendungen für Schulbegleitun-
gen/Integrationshelfer zum Anlass nehmen, ihre Prüfung der Teilhabe-
beeinträchtigung noch weiter zu intensivieren. Außerdem sollte sie die 
Gründe für den Anstieg bei den Aufwendungen ermitteln. 

125 

   E12.2 
Die Stadt Lohmar sollte die Einführung von Poollösungen an den ein-
zelnen Schulstandorten prüfen. 

125 

F13 

Bei den Hilfen für junge Volljährige hat die Stadt Lohmar 2018 sowohl im am-
bulanten als auch im stationären Bereich vergleichsweise niedrige Aufwen-
dungen je Hilfefall. Dies ist vor allem auf die frühzeitige Verselbstständi-
gungsarbeit der Stadt Lohmar zurückzuführen. Jedoch ist die Falldichte bei 
den stationären Fällen wegen der hohen Zahl an Heimunterbringungen sehr 
hoch. 

126 E13 
Die Stadt Lohmar sollte die Hintergründe für den immer noch hohen 
Anteil an stationären Hilfefällen bei den jungen Volljährigen untersu-
chen und die Verselbstständigungsarbeit weiter intensivieren. 

127 
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Tabelle 2: Bevölkerungsentwicklung zum 31.12. nach IT.NRW 

Grundzahlen 2015 2016 2017 2018 

Einwohner gesamt  29.820 30.348 30.395 30.451 

Einwohner von 0 bis unter 18 Jahre 5.458 5.560 5.543 5.540 

Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre 6.508 6.603 6.612 6.588 

Tabelle 3: Einflussfaktoren Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung 

Kennzahlen 2015 2016 2017 2018 

Aufwendungen HzE gesamt in Euro 4.115.785 4.769.343 6.372.810 5.018.513 

Aufwendungen HzE je EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 632 722 964 762 

Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 24.573 24.712 30.675 23.868 

Ambulante Aufwendungen HzE gesamt in Euro 979.402 1.131.267 1.364.882 1.465.835 

Ambulante Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 11.729 10.451 12.287 12.205 

Stationäre Aufwendungen HzE gesamt in Euro 3.136.383 3.638.076 5.007.928 3.552.678 

Stationäre Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 37.342 42.927 51.804 39.404 

Falldichte HzE gesamt 

Falldichte HzE gesamt (Anzahl der Hilfefälle je 1.000 Einwohner von 0 bis un-
ter 21 Jahre) 

25,74 29,23 31,42 31,92 

Anteil ambulanter Hilfen in Prozent 

Anteil ambulante Hilfefälle an den Hilfefällen HzE in Prozent 49,85 56,09 53,47 57,12 

Anteil der Vollzeitpflegefälle in Prozent 

Anteil Vollzeitpflegefälle nach § 33 SGB VIII an den stationären Hilfefällen 
HzE in Prozent 

46,14 40,91 35,77 39,84 
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Tabelle 4: Hilfen zur Erziehung §§ 27 ff. SGB VIII 

Grundzahlen 2015 2016 2017 2018 

Sozialpädagogische Familienhilfen § 31 SGB VIII 

Aufwendungen sozialpädagogische Familienhilfen gesamt in Euro 178.116 235.037 349.964 366.992 

Anzahl der Hilfefälle 29 31 31 36 

Vollzeitpflege § 33 SGB VIII 

Aufwendungen Vollzeitpflege gesamt in Euro 749.363 755.521 1.827.393 741.497 

Anzahl der Hilfefälle 39 35 35 36 

Heimerziehung, sonst. betreute Wohnform § 34 SGB VIII 

Aufwendungen Heimerziehung gesamt in Euro 2.082.202 2.533.194 2.458.923 1.951.927 

Anzahl der Hilfefälle 33 37 42 32 

Eingliederungshilfe für seel. behinderte Kinder und Jugendliche § 35a SGB VIII 

Aufwendungen Eingliederungshilfe für seel. behinderte Kinder und Jugendli-
che gesamt in Euro 

449.678 447.168 571.845 951.111 

Anzahl der Hilfefälle 16 32 37 42 

Hilfe für junge Volljährige § 41 SGB VIII 

Aufwendungen Hilfe für junge Volljährige gesamt in Euro 286.048 321.444 709.956 586.800 

Anzahl der Hilfefälle 10 15 22 26 

Falldichte (Anzahl der Hilfefälle je 1.000 Einwohner von 18 bis unter 21 9,99 14,62 20,89 24,41 

Hilfe zur Erziehung für unbegleitete minderjährige Ausländer 

Aufwendungen für UMA in Euro 135.227 661.856 847.757 515.379 

Anzahl der Hilfefälle 4 23 34 24 
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4. Bauaufsicht 

4.1 Managementübersicht  

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Lohmar im Prüfgebiet 

Bauaufsicht stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die 

Reihenfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor.  

Inwieweit die dynamische Entwicklung der Corona-Pandemie auch Auswirkungen auf die 

Bautätigkeit haben wird, konnte zum Zeitpunkt der Prüfung nicht abgeschätzt werden. Sie 

konnte daher auch nicht in unseren Analysen und Bewertungen berücksichtigt werden. 

Bauaufsicht 

Die Bauaufsicht der Stadt Lohmar erreicht durch Bauberatungen sowie im Internet bereit-

gestellte Information und Antragsformulare eine vergleichsweise hohe Quote an genehmi-

gungsfähigen Bauanträgen.  

Der – als Anlage beigefügte – Prozessablauf zeigt ein Verfahren, das geändert werden 

sollte: Die gesetzlich vorgeschriebene Zwei-Wochen-Frist für die Vorprüfung sollte zukünf-

tig eingehalten werden, um etwaige Beschwerden oder verwaltungsgerichtliche Klagen zu 

vermeiden. Positiv ist der Rücklauf der Antragsunterlagen im späteren laufenden Verfahren 

zum Abteilungsleiter Technik und der Jour-Fixe zur Wahrung des Vier-Augen-Prinzips.  

Die Gesamtlaufzeiten der Bauanträge bis zur Genehmigung lagen in Lohmar in den Ver-

gleichsjahren hoch. Die Laufzeiten ab mängelfreiem und vollständigem Vorliegen der Bau-

anträge konnte die Stadt Lohmar zum Zeitpunkt der Prüfung nicht auswerten, ebenso nicht 

die Zahl der unerledigten Bauanträge zum Jahresbeginn. Daher kann die Effizienz der Be-

arbeitung nicht objektiv gemessen und bewertet werden. Die Stadt Lohmar hat in der Bau-

aufsicht 2019 weniger Falleingänge je Vollzeit-Stelle als die meisten Vergleichskommunen. 

Diese Personalkennzahl liegt im untersten Viertel, d. h. bei 75 Prozent der Vergleichskom-

munen sind mehr Anträge je Vollzeit-Stelle eingegangen. Die Stadt Lohmar sollte die Kenn-

zahlen zukünftig ermitteln und den Personaleinsatz für die Fallbearbeitung nach der Anzahl 

der eingehenden Fälle bemessen. 

Die eingesetzte Fachsoftware unterstützt die Sachbearbeitung bereits bei der elektroni-

schen Bearbeitung, jedoch wird die Software noch nicht vollständig genutzt und für Auswer-

tungen herangezogen. Die eigentliche Verfahrensakte wird noch in Papierform geführt. 

Auch können Bauanträge derzeit noch nicht digital angenommen werden. Dies ist jedoch in 

Vorbereitung. Die Digitalisierung in der Verwaltung („Digitales Lohmar 2025“) hinsichtlich 

der Bauaufsicht sollte möglichst vorangetrieben werden, damit die verpflichtende Umstel-

lung gemäß Online-Zugangsgesetz (OZG) bis Ende 2022 gewährleistet ist. 
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Mit Kennzahlen arbeitet die Bauaufsicht bisher nur ansatzweise. Kennzahlen und Ziele 

werden im Produktbuch dokumentiert. Kennzahlen sollten in einem Berichtswesen fortge-

schrieben, analysiert und Plan-Ist-Vergleiche angestellt werden. Die Bauaufsicht sollte ihre 

Steuerungsmöglichkeiten verbessern, indem sie neben den Kennzahlen aus dieser überört-

lichen Prüfung zusätzliche Kennzahlen erhebt und konkrete Zielwerte hierfür festlegt. So 

werden Optimierungsbedarfe transparent, die von der Stadt zukünftig ausgeschöpft werden 

sollten. 

4.2 Inhalte, Ziele und Methodik 

In dem Handlungsfeld Bauaufsicht befasst sich die gpaNRW hauptsächlich mit den Bauge-

nehmigungen. Daneben bezieht sie auch die förmlichen Bauvoranfragen und Vorbescheide 

mit ein. 

Ziel der gpaNRW ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenziale hinzuweisen und 

Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen.  

Für die Analyse arbeitet die gpaNRW unterstützend mit Kennzahlen. Um beispielsweise 

Personalkennzahlen zum Leistungsvergleich bilden zu können, wird das eingesetzte Perso-

nal getrennt nach Overhead und Sachbearbeitung erfasst. Der Kennzahlenvergleich schafft 

den notwendigen Überblick und ermöglicht eine Standortbestimmung innerhalb der mittle-

ren kreisangehörigen Kommunen in NRW.  

Mittels einer Prozessbetrachtung des einfachen Baugenehmigungsverfahrens werden die 

verwaltungsinternen Abläufe transparent. Wenn sich daraus Optimierungsansätze ergeben, 

weist die gpaNRW darauf hin. Ab dem 01. Januar 2019 gelten die Regelungen der neu ge-

fassten Landesbauordnung (BauO NRW 2018). Damit ein Bezug des Prozesses zu den er-

mittelten Kennzahlen des Vergleichsjahres 2019 hergestellt werden kann, wird der in 2019 

gültige Prozess dargestellt. Hinweise der Kommune auf Veränderungen durch die neue 

Landesbauordnung hat die gpaNRW bei Bedarf mit in den Erläuterungen aufgenommen. 

Darüber hinaus hat die gpaNRW mit den Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartnern der 

Kommune im Handlungsfeld Bauaufsicht die Themen Rechtmäßigkeit, Geschäftsprozesse, 

Digitalisierung und Transparenz erörtert. Um Anhaltspunkte zu erhalten, inwieweit die Kom-

munen in diesen Bereichen die Vorgaben erfüllen, hat die gpaNRW in allen Kommunen im 

Rahmen eines Interviews einheitliche Fragen gestellt. Eine tiefergehende Sachstandsab-

frage zum Stand der Digitalisierung des Baugenehmigungsverfahrens in NRW hatte das 

Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-West-

falen (MHKBG) bereits in 2018 durchgeführt. Soweit sich daraus Bezüge zu unserer Prü-

fung ergeben, hat die gpaNRW diese mit dargestellt. 

Für die Ermittlung der Kennzahlen zum Personaleinsatz hat die gpaNRW die tatsächliche 

unterjährige Ist-Situation der Stellenbesetzung erfasst. Dabei sind die vollzeitverrechneten 

Stellenanteile ohne Trennung zwischen Beamten und Beschäftigten für die definierte Auf-

gabe erhoben worden. Eine Aufteilung fand zwischen Sachbearbeitung und Overhead statt. 
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4.3 Baugenehmigung 

Mittelpunkt unserer Betrachtung sind die gestellten Anträge und das Genehmigungsverfah-

ren.  

4.3.1 Strukturelle Rahmenbedingungen 

In der Stadt Lohmar leben zum 01. Januar 2019 lt. IT.NRW 30.363 Einwohner. Die Zahl 

der Einwohner liegt unter dem Median der Vergleichskommunen. Die Fläche des Stadtge-

bietes liegt mit fast 66 km² im interkommunalen Vergleich der mittleren kreisangehörigen 

Kommunen ebenfalls unter dem Median.  

Strukturkennzahlen Bauaufsicht 2019 

Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Fälle je 10.000 Ein-
wohner 

56 31 55 66 76 171 84 

Fälle je qkm 3 1 2 3 4 15 84 

Anteil der Anträge im 
normalen Genehmi-
gungsverfahren an 
den Fällen in % 

1,78 1,78 6,29 8,96 13,17 40,94 56 

Anteil der Anträge im 
einfachen Genehmi-
gungsverfahren an 
den Fällen in % 

95,27 53,54 80,33 85,23 89,80 96,77 56 

Anteil der Vorlagen 
im Freistellungsver-
fahren an den Fällen 
in % 

2,96 0 1,61 4,61 9,66 25,61 84 

Die den Kennzahlen zugrundeliegenden „Fälle“ umfassen die Vorlagen im Freistellungsver-

fahren sowie die Bauanträge. Einwohnerbezogen liegt Lohmar mit 56 Fällen je 10.000 Ein-

wohner im Jahr 2019 beim 1. Viertelwert. Im Jahr 2018 lag Lohmar mit 72 Fällen je 10.000 

Einwohner ebenfalls im zweiten Viertel, jedoch näher beim Median (Median 2018: 80 Fälle 

je 10.000 Einwohner).  

Die Zahl der Bauanträge in Lohmar ist im Jahr 2019 entsprechend dem Trend in den ande-

ren Kommunen niedriger als 2018. In den Vergleichskommunen lag der Rückgang oft am 

Inkrafttreten der neuen Landesbauordnung (BauO NRW 2018) zum 01. Januar 2019: Teil-

weise wurden Anträge bewusst noch 2018 gestellt, um eine Entscheidung nach altem 

Recht zu erhalten. Andere Anträge wurden hingegen bis 2019 zurückgehalten, um von der 

neuen Rechtslage zu profitieren. Danach sind bestimmte Vorhaben nun genehmigungsfrei, 

für die vorher ein Bauantrag gestellt werden musste.  
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In Lohmar wird die geringe Zahl der verfügbaren Baugrundstücke für die zurückgehende 

Zahl der Bauanträge ausgemacht. Auf die Zahl der Bauanträge und den Zeitpunkt der An-

tragstellung hat die Bauaufsicht grundsätzlich keinen Einfluss. Die Auswertung erfolgt über 

die in der Bauaufsicht verwendete Fachsoftware. 

Entwicklung der Fallzahlen für Lohmar 

Grundzahlen  2018 2019 

Vorlagen im Freistellungsverfahren 0                               5   

Bauanträge                           218                             164   

davon Bauanträge im vereinfachten Verfahren                           203                             161   

davon Bauanträge im normalen Genehmigungsverfahren                             15                                 3   

Neben der Anzahl und Art der zu bearbeitenden Fälle beeinflussen auch Strukturen wie 

Bergbauareale, Altlasten im Boden, Natur- oder Trinkwasserschutzgebiete, Umwelt- und 

Immissionsschutz, Denkmalschutzbereiche sowie die Verkehrsinfrastruktur mit Bundesau-

tobahnen, Flughäfen, Wasserstraßen oder Bahnanlagen die Arbeit der Bauaufsicht, da 

dadurch unterschiedliche interne und externe Behörden/ Ämter am Baugenehmigungsver-

fahren zu beteiligen sind. Diese Rahmenbedingungen für die Bauaufsicht drücken sich in 

der Anzahl der einzuholenden Stellungnahmen aus:  

Stellungnahmen Bauaufsicht 2019 

Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Intern eingeholte 
bauaufsichtliche Stel-
lungnahmen je Bau-
antrag gesamt 

1,35 0 1 2 3 6 51 

Extern eingeholte 
bauaufsichtliche Stel-
lungnahmen je Bau-
antrag gesamt 

0,42 0 1 1 1 2 52 

Summe eingeholter 
bauaufsichtlicher 
Stellungnahmen  
gesamt je Bauantrag 
gesamt 

1,77 1 2 2 4 7 61 

Es unterscheiden nicht alle Kommunen nach intern und extern eingeholten Stellungnah-

men. In Lohmar waren es 221 interne und 69 externe Beteiligungen im Jahr 2019. Insge-

samt wurden somit 290 Stellungnahmen eingeholt, das sind im Schnitt weniger als zwei 

Stellungnahmen je Bauantrag gesamt. Im Jahr 2018 waren es 1,5 Stellungnahmen je Bau-

antrag gesamt. Auch dieser Wert lag im untersten Viertel der Vergleichskommunen. 
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4.3.2 Rechtmäßigkeit 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar bietet im Baugenehmigungsverfahren bei den von der gpaNRW be-

trachteten Bereichen Möglichkeiten für einen optimierten Verfahrensablauf. Die vorge-

schriebene Frist zur Vorprüfung der Unterlagen kann nur selten eingehalten werden und 

könnte Anlass für Beschwerden oder verwaltungsgerichtliche Klagen geben.  

Eine rechtmäßige Aufgabenerfüllung zeichnet sich durch die Einhaltung der gesetzlichen 

Frist- und Prüfvorgaben sowie eine verursachungsgerechte Aufwandsdeckung aus. Zudem 

sollten die Bediensteten rechtssicher agieren können.  

Die Fristen nach Eingang des Bauantrages zur Überprüfung der Vollständigkeit werden in 

der Stadt Lohmar nach eigener Aussage selten eingehalten. Dies liegt an der frühzeitigen 

Beteiligung des Planungsamtes, noch bevor die Vorprüfung erfolgt. Beschwerden oder gar 

Klagen gab es deswegen nach Aussage der Bauaufsicht bisher nicht. In Lohmar sind im 

Amt 63 die Bauaufsicht und das Planungsamt organisatorisch zusammengeführt12. Auch 

die Hausnummernvergabe erfolgt – wenn notwendig – abschließend vor der Vollständig-

keitsprüfung.  

Die vorgeschriebene Frist zur Vorprüfung beträgt gemäß § 71 Satz 1 BauO NRW 2018 

zwei Wochen. In dieser Zeit hat die Bauaufsichtsbehörde die Prüfung hinsichtlich der Voll-

ständigkeit des Bauantrages durchzuführen und der Bauherrschaft eine entsprechende Mit-

teilung zu machen, welche Unterlagen noch beizubringen sind oder ob Mängel bestehen.  

Die Stadt Lohmar fertigt im Rahmen der Vorprüfung bis zu drei Schreiben an: die Ein-

gangsbestätigung, die Hausnummernvergabe und die Mängelliste. Zur Einhaltung der vor-

geschriebenen Zwei-Wochen-Frist für die Vorprüfung zählt jedoch rechtlich nur die Rück-

meldung mit der Mängelliste. Die separate Eingangsbestätigung, die die Stadt Lohmar an 

die Antragstellenden verschickt, ersetzt den Bescheid über die Vollständigkeitsprüfung 

nicht und verlängert auch nicht die Frist. 

Im Zuge der Vollständigkeitsprüfung soll die Bauaufsichtsbehörde u. a. prüfen, welche an-

deren Behörden oder Dienststellen zu beteiligen sind. Für die Stellungnahmen dieser sind 

jedoch zwei Monate Zeit. Im ersten Bescheid an die Bauherrenschaft über die Vorprüfung 

muss das Ergebnis der Beteiligungen, hier insbesondere des Planungsamtes, nicht enthal-

ten sein, auch wenn dieses dann in einem Schritt mit nachgefordert werden können.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die Eingangsbestätigung durch das Ergebnis der Vorprüfung er-

setzen und die Zwei-Wochen-Frist einhalten, um etwaige Beschwerden oder verwal-

tungsgerichtliche Klagen zu vermeiden. 

Für das Prüfverfahren wird ein sog. Beurteilungsbogen angelegt. Damit wird das Verfahren 

gesteuert und Wiedervorlagefristen vorgegeben. Mit der Prüfung auf mängelfreie und voll-

ständige Bauantragsunterlagen beginnt das interne und externe Beteiligungsverfahren so-

wie die Baulastenprüfung. Von den Antragstellenden werden ggf. fehlende Unterlagen mit 

 

12 zur Organisation im Amt 63 sh. Projektdokumentation Dr. Knaf und Partner consulting 2016/17 
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Fristsetzung und Hinweis auf die mögliche Rücknahmefiktion13 angefordert. I.d.R. werden 

weitere Fristen gewährt, wenn dies erforderlich ist, um mängelfreie und vollständige Bauan-

träge zu erlangen. Dies ist per Gesetz nicht erforderlich, denn gemäß § 70 Absatz 2 Satz 1 

Landesbauordnung sind alle für die Beurteilung des Bauvorhabens und die Bearbeitung 

des Bauantrags erforderlichen Unterlagen (Bauvorlagen) vollständig bei der Stadt einzu-

reichen.  

� Feststellung 

Die Gebühren setzt die Stadt Lohmar auf Grundlage der Allgemeinen Verwaltungsge-

bührenordnung für das Land NRW (AVerwGebO NRW) und einer städtischen Bauge-

bührenordnung fest. Die Berechnung der Gebühr für die Bauaufsicht erfolgt über Festle-

gungen in der Software automatisch. 

Gemäß § 2 Abs. 3 Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) kön-

nen Gemeinden und Gemeindeverbände in ihrem Aufgabenbereich für Amtshandlungen 

eigene Gebührenordnungen (Satzungen) mit abweichenden Gebührensätzen von den Ge-

bührenordnungen der Landesregierung erlassen. Dies bildet die Rechtsgrundlage der städ-

tischen Baugebührensatzung der Stadt Lohmar. Ziel war, nicht auskömmliche Mindestge-

bühren für den Verwaltungsaufwand nach Bearbeitungszeit anzuheben. Die seinerzeit er-

hobene Mindestgebühr wurde in der städtischen Baugebührensatzung gemäß Empfehlung 

des Ministeriums vom Rat der Stadt Lohmar auf 78 Euro festgesetzt.  

Die aktuelle AVerwGebO NRW lässt gem. Tarifstelle „2.4 Grundgebühren“ eine Gebühr in 

Höhe von mindestens 50 Euro für den Verwaltungsaufwand für baurechtliche Angelegen-

heiten zu. Der Stundensatz für das Jahr 2020 wird gem. aktueller AVerwGebO NRW inzwi-

schen mit 88 Euro beziffert. Insofern sind die Gebührensätze der städtischen Satzung ver-

altet wenn man bei der bisherigen Begründung bleibt, dass zumindest eine Arbeitsstunde 

bei den Mindestgebühren berechnet werden sollte14. Sie datiert aus dem Jahr 2014 und ist 

bisher nur in Teilen aktualisiert worden, zuletzt im Jahr 2016. Dies wird begründet mit der 

reduzierten Besetzung der Bauverwaltung von 2017 bis Ende 2019. In der Bauverwaltung 

ist bekannt, dass die Überarbeitung erforderlich ist. Die Satzung des Rhein-Sieg-Kreises 

mit der Gebührenkalkulation für baurechtliche Angelegenheiten wurde von der Stadt bereits 

herangezogen. Der Rhein-Sieg-Kreis hat für seine Bauaufsicht die tatsächlichen Kosten 

des Arbeitsplatzes ermittelt und legt für den Zeitaufwand derzeit 115 Euro je Stunde zu-

grunde. 

� Empfehlung 

Die „Satzung der Stadt Lohmar zur Festsetzung von Gebührentarifen“ (Baugebühren-

satzung) sollte aktualisiert und angepasst werden. Die Stadt sollte die Gebühren auf 

Grundlage der AVerwGebO NRW zusammen mit dem Gebührenrahmen des Rhein-

Sieg-Kreises festsetzen. Ggf. sollte die Stadt in Erwägung ziehen, auf eine eigene städ-

tische Gebührenordnung für baurechtliche Angelegenheiten zu verzichten, um den An-

passungsaufwand künftig zu vermeiden. 

 

13 angemessene Frist zur Beibringung von Unterlagen, nach Verstreichen der Frist gilt der Antrag als zurückgenommen 

14 Beschlussvorlage zur Festlegung der Baugebührensatzung vom 04.12.2014 lag vor. 
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Um beurteilen zu können, ob mit den festgesetzten Gebühren eine angemessene Auf-

wandsdeckung erreicht wird, muss die Stadt Lohmar den konkreten Aufwand für ihre Leis-

tungen mit den jeweils erhobenen Gebühren abgleichen. Bisher wird weder in der Bauauf-

sicht noch im Finanzbereich – etwa für den Haushaltsplan oder das Produktbuch – eine 

entsprechende Kennzahl gebildet.  

Die gpaNRW sieht in der Ermittlung des Kostendeckungsgrades einen nützlichen Indikator 

für die Stadt. So kann sie beurteilen, wie auskömmlich ihre Gebühren im Verhältnis zum 

Aufwand tatsächlich sind. Die Stadt sollte darauf achten, dass bei der Gebührenerhebung 

die entsprechenden Gebührenrahmen maximal ausgeschöpft werden, um einen hohen Auf-

wandsdeckungsgrad zu erzielen. Auch Prozessabläufe können optimiert werden. Tatsäch-

lich wird in den Vergleichskommunen selten eine vollständige Aufwandsdeckung erreicht. 

Die Stadt hat weder Einfluss auf die Rohbausummen noch auf die Zahl der eingehenden 

Fälle.  

Ein wesentlicher Einflussfaktor der Aufwandsdeckung ist der Personaleinsatz, um die Bau-

anträge zu bearbeiten. Besonders trifft das zu, wenn die Genehmigungsreife erst durch 

zeitaufwändige Bauberatungen oder mehrfache Nachforderungen prüffähiger Bauantrags-

unterlagen erlangt werden kann. Die Stadt Lohmar sollte nachvollziehen, mit welcher Per-

sonalausstattung zukünftig für die Bearbeitung der Bauanträge agiert werden muss. Zum 

Thema Kennzahlen verweisen wir auf die Kapitel 4.3.7 Personaleinsatz und 4.3.9 Transpa-

renz. 

4.3.3 Zurückgewiesene und zurückgenommene Bauanträge 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar hat im Jahr 2019 noch Bauanträge aus dem Vorjahr nach altem Recht 

beschieden und zurückgewiesen. Die Zahl der zurückgenommenen Bauanträge sinkt 

von 2018 auf 2019 deutlich. 

Eine Kommune sollte durch gute Vorabinformationen – beispielsweise im Internet oder im 

Wege der Bauberatung – versuchen, die Anteile der zurückgewiesenen oder zurückgenom-

menen Bauanträge gering zu halten. So kann sie die Verfahrensdauer optimieren und bür-

gerfreundlich agieren.  

Die Stadt Lohmar hat im Jahr 2019 vier Bauanträge zurückgewiesen, bei denen es sich 

um Altfälle aus dem Vorjahr oder um noch ältere Vorgänge handelte. Durch § 71 BauO 

NRW 2018 ist eine Anpassung an die Musterbauordnung erfolgt. Im Gegensatz zur BauO 

NRW 2000 können Bauanträge nun nicht mehr zurückgewiesen werden: Ist der Bauantrag 

unvollständig oder weist er sonstige erhebliche Mängel auf, fordert die Bauaufsichtsbe-

hörde unter Nennung der Gründe die Bauherrschaft zur Behebung der Mängel innerhalb 

einer angemessenen Frist auf (§ 71 Absatz 1 Satz 2 BauO NRW 2018). Werden dann die 

Mängel innerhalb der vorgesehenen Frist nicht behoben, gilt der Bauantrag als zurückge-

nommen. Insoweit gibt es in 2019 eigentlich keine „zurückgewiesenen“ Bauanträge mehr. 

Dennoch können auch in 2019 noch Fälle „zurückgewiesener“ Bauanträge gezählt werden, 

da für bis zum Jahresende 2018 eingegangene Bauanträge auch im Jahr 2019 noch das 

alte Recht gilt.  
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Die Zahl der zurückgenommenen Bauanträge sank von 21 im Jahr 2018 auf nur noch acht 

im Jahr 2019. Bauanträge werden häufig nach einer Fristüberschreitung zurückgenommen 

oder gelten als zurückgenommen (Rücknahmefiktion). Sie werden i.d.R. neu gestellt. 

Zurückgewiesene und zurückgenommene Bauanträge 2019 

Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Anteil zurückgewie-
sener Bauanträge an 
den Bauanträgen ge-
samt in % 

2,44 0 0 0 1,24 17,54 73 

Anteil zurückgenom-
mener Bauanträge 
an den Bauanträgen 
gesamt in %  

4,88 0 2,46 4,35 6,73 20,00 78 

Die gpaNRW erhebt die vorstehenden Kennzahlen, da sie als Indikator für die Qualität der 

eingereichten Bauanträge gelten können.  

Für die angestrebte Bürgerfreundlichkeit finden in Lohmar zweimal in der Woche und zu-

sätzlich nach Vereinbarung Bauberatungen statt. Eine Checkliste oder ein Zeitlimit gibt es 

nicht, da die Beratungen fallbezogen unterschiedlich sind. Darüber hinaus gehen Anfragen 

per Mail ein, insbesondere zur Klärung planungsrechtlicher Fragen und der einzureichen-

den Unterlagen sowie der erforderlichen Anzahl. In der persönlichen Beratung wird i.d.R. 

schnell klar, ob eine umfangreichere Prüfung z. B. in einem Vorbescheidverfahren erforder-

lich ist oder ein Bauantrag gestellt werden kann.   

Nach Schätzung der Bauaufsicht gehen im einfachen Verfahren, die keine Bauvorlagebe-

rechtigung eines Architektur- bzw. Ingenieurbüros erfordern, bei rund 45 Prozent der Bau-

anträge vollständige Unterlagen ein. Bei Anträgen im einfachen Verfahren mit erforderlicher 

Vorlageberechtigung liegt die geschätzte Quote mit ca. 75 Prozent höher. Im normalen Ver-

fahren, die i.d.R. professionell betreut werden, liegt die Quote der sofort mängelfreien und 

vollständigen Bauantragsunterlagen sogar bei rund 95 Prozent.  

Erreicht werden diese hohen Quoten durch eine umfassende Bauherreninformation vor der 

Antragstellung. Über die Bauberatungen und ausliegendes Informationsmaterial zu Ein-

zelthemen hinaus dient das Internet als Informationsquelle. Hier geben Informationen in 

verständlicher Sprache (keine Gesetzestexte) Aufschluss über die gesetzlichen Vorgaben. 

Auf der Homepage der Stadt Lohmar stehen die Antragsformulare nebst der für die ver-

schiedenen Verfahren erforderlichen Anlagen als Datensätze zum Herunterladen bereit.  

Im Optimalfall finden die Bauantragstellenden sogenannte „interaktive Formulare“ vor. 

Diese haben den Vorteil, dass sie leicht am PC ausgefüllt und ausgedruckt oder zukünftig 

online übermittelt werden können. Dann könnte die Sachbearbeitung die hierin enthaltenen 

Daten unmittelbar in eine hierfür ausgelegte Fachsoftware einpflegen.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar kann ihre Internetseiten zum Bauantragsverfahren um Informationen 

zu häufigen Fehlern bei der Bauantragstellung und eine Checkliste für einen vollständi-
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gen Bauantrag erweitern. Zusätzlich kann auf das neue Bauportal.NRW 15 verlinkt wer-

den, denn hier erhalten Bausuchende weitreichende Informationen und können zukünf-

tig über den Antrags- und Dokumentassistenten Bauanträge und Bauvorlagen elektro-

nisch einreichen. 

4.3.4 Geschäftsprozesse 

� Feststellung 

Der Prozessablauf im Baugenehmigungsverfahren ist einheitlich und klar geregelt. Die 

Stadt hat für die Genehmigungs- und Freistellungsverfahren einen Eingangs- und einen 

prozessbegleitenden Beurteilungsbogen, die per Hand ausgefüllt werden. Bauanträge 

können bisher nicht digital angenommen werden. So kommt es bei der Bearbeitung zu 

Medienbrüchen.  

Die klare Regelung von Arbeitsabläufen und Entscheidungsbefugnissen beeinflusst den 

Prozess. Für das Genehmigungsverfahren sollte die Bauaufsichtsbehörde deshalb eindeu-

tige Prozessschritte festlegen. In diesen Prozessschritten sollten die Schnittstellen auf das 

notwendige Maß beschränkt werden, da dies die Bearbeitungsdauer optimiert. Dabei sollte 

der Gesamtprozess möglichst digital ohne Medienbrüche durchlaufen werden können.  

Der Geschäftsprozess der Stadt Lohmar verläuft weitgehend geradlinig. Es gibt ein Ein-

gangsblatt, in dem Titel und Art des Verfahrens sowie der Sachbearbeiter/die Sachbearbei-

terin festgelegt werden und ob ggf. die Amtsleitung von Beginn an hinzugezogen werden 

sollte. Grundsätzlich bleibt das gesamte Verfahren in einer Hand. Ein Beurteilungsbogen 

vertieft die Angaben des Eingangsblattes und der interne Bearbeitungsbogen begleitet den 

gesamten Prozessablauf. Die Blätter sind handschriftlich auszufüllen und werden zur Pa-

pierakte geheftet. Die Prüfbögen, die alle notwendigen Schritte für das Verfahren mit Erledi-

gungsdatum aufzeigen, unterstützen den Geschäftsprozess.  

In der fortgeschrittenen Bearbeitung der Bauanträge gibt es einen Rücklauf zur Sachge-

bietsleitung Technik für weitere Absprachen und zur Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips. 

Wöchentlich findet ein „Jour-Fixe“ statt. Grundsätzlich sind dadurch alle Kolleginnen und 

Kollegen sowie die Sachgebiets- als auch die Amtsleitung auf dem Laufenden und gewähr-

leisten einen einheitlichen Kenntnisstand. Die darüber hinaus vorhandene „Allgemeine 

Dienst- und Geschäftsanweisung der Stadtverwaltung Lohmar (AGA)“ und die spezielle 

„Unterschriftenregelung bei Bauaufsichtsverfahren“ geben den Beteiligten Handlungssi-

cherheit und führen zu routinierter und rechtssicherer Abarbeitung der Fälle. Das Verfahren 

führt zu einer einheitlichen Entscheidungskultur. Ergebnisse von Entscheidungen werden 

schriftlich festgehalten und dem jeweiligen Aktenzeichen zugeordnet.   

Elektronisch eingereichte Bauanträge kann die Bauaufsicht derzeit noch nicht annehmen, 

ist jedoch in Vorbereitung, z. B. durch Online-Formulare. Viele der eingegangenen Antrags-

unterlagen werden in der Registratur eingescannt und von den Sachbearbeitenden digital 

bearbeitet. Dennoch kommt es noch zu Medienbrüchen bei der Bearbeitung. Insbesondere 

die Altakten für das Bauen im Bestand sind noch nicht digitalisiert. Weitere Hinweise zur 

Vereinfachung der Geschäftsprozesse mit Hilfe der Fachsoftware sowie der Notwendigkeit 

 

15 Die d-NRW AöR ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, die zum 01. Januar 2017 durch das Land Nordrhein-West-
falen errichtet worden ist und als Onlinezugangsgesetz-Koordinierungsstelle zur Modernisierung der öffentlichen Verwaltung in 
NRW beiträgt. 
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zur vollständigen Digitalisierung gemäß Online-Zugangsgesetz (OZG) gibt es im Kapitel 

4.3.8 Digitalisierung. 

� Empfehlung 

Eine medienbruchfreie digitale Bearbeitung sollte ermöglicht werden, um die Bearbei-

tungsdauer zu optimieren. Eine digitale Aktenführung bietet zudem schnellere Zugriffs-

möglichkeiten auf Informationen für die beteiligten Parteien und kann so den Service 

weiter verbessern. 

4.3.5 Prozess des einfachen Baugenehmigungsverfahrens 

Die gpaNRW hat den Prozess des einfachen Baugenehmigungsverfahrens für alle Kommu-

nen nach einem einheitlichen Layout dargestellt und den jeweiligen Berichten zur Bauauf-

sicht als Anlage beigefügt. Dadurch werden die verwaltungsinternen Abläufe transparent 

und im Vergleich zu den anderen Kommunen können Unterschiede schneller erkannt wer-

den. 

� Feststellung 

Der Prozessablauf im einfachen Baugenehmigungsverfahren ist bei der Stadt Lohmar 

klar strukturiert. Der Rücklauf zur Abteilungsleitung Technik und der Jour-Fixe unterstüt-

zen die Korruptionsprävention. Einzelne Schnittstellen könnten durch eine geringe Um-

organisation zu einer Beschleunigung des Verfahrens und zur Einhaltung gesetzlicher 

Fristen führen.  

Im Baugenehmigungsverfahren sollte eine Kommune ein einheitliches Vorgehen sicherstel-

len und die Beschäftigten im Wege der Korruptionsprävention schützen, damit die Verfah-

ren rechtssicher abgewickelt werden können. Schnittstellen sollte eine Kommune auf ein 

Minimum reduzieren und notwendige Beteiligungen in möglichst kurzer Zeit abschließen. 

Zudem sollte sie mehrfache Vollständigkeitsprüfungen oder unnötige Beteiligungen vermei-

den, um das Verfahren zu beschleunigen.  

Das einfache Baugenehmigungsverfahren folgt bei der Stadt Lohmar klaren Strukturen. 

Der Prozessablauf weist jedoch ein paar Ansatzpunkte für eine Beschleunigung des Ver-

fahrens auf. Beispielsweise ist hier die Hausnummernvergabe und besonders die pla-

nungsrechtliche Prüfung mit Stellungnahme zu nennen, bevor die Bauaufsichtsbehörde die 

Bauherrschaft zur Behebung von festgestellten Mängeln auffordert. Die Vergleichskommu-

nen beteiligen die Planungsabteilung erst im Zuge der Beteiligungen im weiteren Genehmi-

gungsverfahren, weil sie organisatorisch i.d.R. nicht demselben Amt zugeordnet ist. Hierzu 

verweisen wir auf die Ausführungen in der Projektdokumentation Dr. Knaf und Partner con-

sulting 2016/17 zur Organisationsstruktur. 

Durch eine Verfahrensänderung könnte die gesetzliche Frist von zwei Wochen für die Vor-

prüfung von den Mitarbeitenden häufiger eingehalten werden: Die separate Eingangsbestä-

tigung sollte entfallen bzw. durch das Anschreiben an die Bauherrenschaft mit dem Ergeb-

nis der Vorprüfung ersetzt werden (vgl. Kapitel 4.3.2 Rechtmäßigkeit).  

Die internen und externen Beteiligungen der Behörden und Fachämter sowie die Baulas-

tenkontrolle sollten so früh wie möglich gestartet werden. Dies ist möglich, wenn die An-

tragsunterlagen in ausreichender Zahl bei der Bauaufsicht eingehen und sternförmig an 

Fachbehörden weitergeleitet werden. Das gilt auch bei noch unvollständigen Anträgen, 
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wenn die fehlenden Unterlagen nicht relevant für die Beteiligung sind. Diese kann die Bau-

herrenschaft parallel beibringen.  

Wie im Kapitel 4.3.4 Geschäftsprozesse ausgeführt, können digitale Bauanträge derzeit 

noch nicht angenommen werden. Dies soll jedoch 2021 umgestellt werden. Dadurch wer-

den die Verfahren vereinfacht und die Gesamtlaufzeiten verkürzt, z. B. durch die Möglich-

keit, Unterlagen gleichzeitig digital zu versenden.  

Positiv ist das Vier-Augen-Prinzip bei den Genehmigungsverfahren in der Bauaufsicht 

durch den Rücklauf der Unterlagen an die Abteilungsleitung Technik und den wöchentlich 

stattfindenden „Jour-Fixe“, bevor die Bescheide versendet werden. Im Jour-Fixe stellen die 

Sachbearbeitenden die besonderen Fälle vor, die einer Einzelfallentscheidung bedürfen. 

Damit sind die Amtsleitung und das gesamte Kollegium informiert. Ggf. sollte das wieder-

holte Nachfassen bei mangelhaften oder unvollständigen Bauanträgen bei den Antragstel-

lenden, bis der Antrag genehmigungsreif vorliegt, im Hinblick auf die Aufwandsdeckung re-

duziert werden (vgl. Kapitel 4.3.2 Rechtmäßigkeit). 

� Empfehlung 

Der Prozessablauf kann gestrafft und damit die Gesamtlaufzeiten reduziert werden, in-

dem interne und externe Beteiligungen sowie die Baulastenkontrolle vorgezogen wer-

den und auf digitale Verfahren umgestellt wird.  

Nach Erteilung einer Genehmigung wird der Vorgang in der Registratur auf Wiedervorlage 

gelegt. Erfolgt die Baubeginnanzeige, werden die weiteren objektbezogenen Fristen vom 

Baukontrolleur überwacht. Wenn der Baubeginn nach drei Monaten nicht anzeigt ist, prüft 

der Baukontrolleur den Sachverhalt vor Ort. Nach drei Jahren erfolgt durch die Sachbear-

beitung eine Information an die Bauherrschaft mit dem Hinweis, dass die Genehmigung 

ausläuft und ggf. zu verlängern ist. Für die Wiedervorlage und die Fristenkontrolle sollte die 

Fachsoftware genutzt werden. 

Zu Beginn eines Jahres werden im Zusammenhang mit einer Überhangsliste aus der Fach-

software, die jährlich für IT.NRW generiert werden muss, die genehmigten Bauvorhaben 

durchgesehen. Sofern man feststellt, dass der Bauzustand nicht mit den Anzeigen überein-

stimmt, wird dem Sachverhalt nachgegangen und geklärt. Nach Abschluss des Verfahrens 

wird die Akte im Archiv abgelegt.  

4.3.6 Laufzeit von Bauanträgen 

� Feststellung 

Die durchschnittlichen Gesamtlaufzeiten für die Bauantragsverfahren liegen höher als in 

den meisten Vergleichskommunen. Dies wird mit Personalwechseln und erforderlichen 

Einarbeitungszeiten begründet. Die Laufzeiten ab Vollständigkeit des Antrags können in 

der Bauaufsicht Lohmar nicht ausgewertet werden. 

Die Orientierungsgröße für eine durchschnittliche Laufzeit in Höhe von zwölf Wochen (= 84 

Kalendertage) sollte ab dem 01. Januar 2019 bei den Bauanträgen nach Antragseingang 

nicht überschritten werden. 

Die vorgenannte durchschnittliche Laufzeit orientiert sich an der maximalen Dauer der ein-

fachen Verfahren, die § 64 Abs. 2 BauO NRW 2018 vorsieht. Als Durchschnittswert sollte 

diese Zielgröße aus Sicht der gpaNRW erreichbar sein. Wie stark der Durchschnittswert 
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von den Verfahren beeinflusst wird, die nicht zu den einfachen Verfahren nach § 64 Abs. 2 

BauO NRW 2018 zählen, kann erst nach Vorliegen von entsprechenden Erfahrungswerten 

beurteilt werden. 

Die gpaNRW hat die Laufzeit von Bauanträgen für das einfache und das normale Antrags-

verfahren in jeweils zwei Varianten erhoben: 

 die Laufzeit ab dem Zeitpunkt, zu dem der Bauantrag mängelfrei und vollständig der 

Bauaufsicht vorliegt bis zur Erteilung des Genehmigungs- oder Ablehnungsbeschei-

des und  

 als Gesamtlaufzeit ab dem Antragseingang bis zur Erteilung des Genehmigungs-    

oder Ablehnungsbescheides. 

Gesamtlaufzeit in Kalendertagen von Bauanträgen (einfaches Genehmigungsverfahren) 2019 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 43 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Auswertung der Laufzeiten für die Fallbearbeitung erfolgte über die eingesetzte Fach-

software. Für die Stadt Lohmar zeigt der Vergleich der durchschnittlichen Gesamtlaufzeit 

eine Positionierung knapp im obersten Viertel der Vergleichskommunen. D. h. mehr als 75 

Prozent der Kommunen haben geringere Gesamtlaufzeiten. Im Jahr 2018 lag die Stadt 

Lohmar noch mit 92 Kalendertagen zwischen Median und 3. Viertelwert (Median 2018 = 80 

Tage). Die allgemein zu verzeichnenden geringeren Gesamtlaufzeiten für die zu 

bearbeitenden Fälle ist mutmaßlich auf die Vereinfachung durch die neue Bauordnung 

zurückzuführen.   
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Die im Diagramm dargestellte Gesamtlaufzeit der einfachen Genehmigungsverfahren ent-

hält Zeiten, die die Stadt nicht beeinflussen kann. Dies sind z. B. die Zeiten, die die Antrag-

stellenden benötigen, um die nicht vollständigen Unterlagen zu komplettieren, die Zeit für 

die Rückläufe der eingeholten Stellungnahmen sowie z. B. Schulungszeiten für die neue 

Landesbauordnung. Dies trifft jedoch für andere Kommunen gleichermaßen zu. 

Die durchschnittlichen Laufzeiten könnte die Stadt Lohmar derzeit nur mit großem Aufwand 

manuell ermitteln. Um die Laufzeit nach den Vorgaben der gpaNRW auszuwerten, müsste 

neben dem Antragseingangsdatum z. B. auch das Vervollständigungsdatum durch die An-

tragsstellenden erfasst werden, so dass dann die Kalendertage bis zum Bescheid ausge-

wertet werden könnten. Es müsste auch sichergestellt sein, dass immer das Bescheid-Da-

tum im System erfasst wird, da mit dem Bescheid die Antragsbearbeitung im Baugenehmi-

gungsverfahren endet. Diese so genannten, im Bearbeitungsverfahren von der Software 

nicht zwingend vorgeschriebenen Friststopps werden in Lohmar nicht konsequent gesetzt. 

Anlässlich der Prüfung und der nicht lieferbaren durchschnittlichen Laufzeiten soll das Ver-

fahren zukünftig angepasst werden. Der Vergleich der Laufzeiten mit den Richtwerten und 

denen der Vergleichskommunen kann zur Effizienzkontrolle beitragen. 

� Empfehlung 

Das Setzen der Friststopps für die Laufzeitermittlung sollte konsequent erfolgen und als 

„Merker“ in die Bearbeitungsbögen aufgenommen werden. Sie unterbrechen die Ge-

samtlaufzeit im Verfahren, wenn die Bauaufsicht wegen fehlender Unterlagen nicht wei-

terarbeiten kann. 

Liegt der Bauantrag dann mängelfrei und vollständig vor, können mit einem hohen Digitali-

sierungsgrad kurze Laufzeiten erreicht werden: Die Sachbearbeitenden werden mittels 

Checklisten und Fristvorgaben aus der Fachsoftware durch das Verfahren geführt und Teile 

des Verfahrens können elektronisch abgewickelt werden. Voraussetzung dafür ist ein um-

fänglicher Digitalisierungsgrad auch der Altakten. 

Durch die neue Landesbauordnung soll das Bauen unter anderem entbürokratisiert und mit 

Hilfe von Verfahrensdigitalisierung vereinfacht, beschleunigt und somit gefördert werden. 

Aus Gründen der Transparenz wurde zudem erstmals eine Berichtspflicht der Bauauf-

sichtsbehörden über die durchschnittliche Verfahrensdauer eingeführt. Diese muss jährlich 

zum 31. Dezember erfolgen. Grundlage der Berichtspflicht ist § 91 Satz 2 und 3 BauO 

NRW 2018. Mit Stand vom März 2021 gibt es aber noch keine Vorgaben seitens des Lan-

des, nach welchen Kriterien die durchschnittliche Länge von Baugenehmigungsverfahren 

zu ermitteln ist. Auch ergänzende Verwaltungsvorschriften gibt es bislang nicht. Ebenfalls 

wurde noch keine Rechtsverordnung durch die oberste Bauaufsichtsbehörde erlassen, die 

den Inhalt, die Art, die Form und den Umfang der Berichtspflicht festlegt.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte zur Verbesserung der Steuerungsunterstützung die durch-

schnittlichen Gesamtlaufzeiten und Laufzeiten der Bauanträge auswerten. Es sollten 

Schritte eingeleitet werden, diese Zeiten im Hinblick auf die Aufwandsdeckung zu opti-

mieren. 
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4.3.7 Personaleinsatz 

Die gpaNRW betrachtet das gesamte Personal, das für Baugenehmigungen eingesetzt ist, 

auch wenn die Kommune es organisatorisch selbst nicht direkt der Baugenehmigung zuge-

ordnet hat. Durch diese aufgabenorientierte Personalerfassung werden die Daten ver-

gleichbar.  

� Feststellung 

In der Stadt Lohmar sind weniger Fälle je Vollzeit-Stelle eingegangen als in den meisten 

Vergleichskommunen. Die Stadt konnte im Lauf des Jahres 2019 neun alte Verfahren 

abschließen. 

Grundsätzlich sollte eine Kommune auf veränderte Rahmenbedingungen, wie z. B. Verän-

derung der zu bearbeitenden Fälle, reagieren. Bei sinkenden Antragszahlen sollten dem 

Personal auch andere Aufgaben zugewiesen werden. Wenn die Antragszahlen ansteigen, 

sollte die Personalbelastung nachgehalten werden, um bei drohender Überlastung ggf. wei-

teres Personal unterstützend einsetzen oder z. B. ablauforganisatorisch reagieren zu kön-

nen. 

Dabei geht es um die mittelfristige Tendenz der Fallzahlentwicklung, nicht um kurzfristige 

Schwankungen in den Fallzahlen. Sie waren im betrachteten Zeitraum z. B. durch die Än-

derung der Landesbauordnung zu verzeichnen, oder sie konnten sich durch die Maßnah-

men zur Eindämmung der Pandemie kurzfristig ergeben, wenn finanzielle Belastungen bei 

Gewerbebetrieben und Privatpersonen Veränderungen bei geplanten Bauprojekten erfor-

derlich machen oder die generelle Planung von Bauprojekten gefährden.  

In der Stadt Lohmar ist sämtliches Personal, vom Eingang über die Bearbeitung bis zur 

Genehmigung oder Ablehnung des Bauantrags und der Registratur direkt im Dezernat 1, 

Amt 63 Bauaufsichts- und Planungsamt, angesiedelt. Alle Tätigkeiten, die im Rahmen der 

Fallbearbeitung eines Bauantrages zu erledigen sind, wurden bei der Personalerfassung 

berücksichtigt inkl. Gebührenbescheid erstellen, Antrag archivieren usw. Dabei wurden alle 

Stellen erfasst, die in Bezug zu den erhobenen Grundzahlen der Falleingänge stehen, so-

mit also auch für Anzeigen und Vorlagen im Rahmen des Freistellungsverfahrens. Stellen-

anteile für darüber hinaus anfallende zusätzliche Aufgaben der Bauaufsicht/ Bauordnung 

wie beispielsweise den Denkmalschutz, bauordnungsbehördliche Angelegenheiten oder 

Klageverfahren sind bei allen Kommunen nicht mit eingeflossen. 

Durch diese aufgabenorientierte Personalerfassung sind die erhobenen Daten vergleich-

bar. In den nachstehenden Kennzahlen für 2019 sind 2,47 Vollzeit-Stellen in der Sachbear-

beitung und 0,65 Vollzeit-Stellen für den Overhead eingeflossen. Die Kennzahl „Fälle je 

Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Bauaufsicht“ beinhaltet die Produkte „Baugenehmigung“ 

und „förmliche Bauvoranfrage/ Vorbescheide“. 

Bei den fallbezogenen Kennzahlen hat die gpaNRW die Fälle nicht nach Verfahrensart ge-

wichtet. Es gibt sowohl komplizierte und langwierige Fälle im einfachen Baugenehmigungs-

verfahren als auch schnell abzuwickelnde Fälle im normalen Baugenehmigungsverfahren. 

Dieser Verzicht auf Gewichtungen hat sich für die gpaNRW bestätigt: Die Zusammenset-

zung der Fälle weist bei den mittleren kreisangehörigen Kommunen bislang keine Korrela-

tion zum Personaleinsatz auf. 
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Da eine Aufteilung der Stellenanteile auf „Baugenehmigung“ und „förmliche Voranfragen/ 

Vor-bescheide“ nicht allen Kommunen möglich ist, stellt die gpaNRW als zusammenfas-

sende Kennzahl die „Fälle je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Bauaufsicht“ dar. Diese ad-

diert die fünf im Jahr 2019 eingegangenen Freistellungsanzeigen, die 164 Anträge in Ge-

nehmigungsverfahren (einfaches und normales) sowie die 16 förmlichen Bauvoranfragen 

als „Fälle“ und stellt diese den insgesamt erfassten Stellen in der Sachbearbeitung mit 2,47 

Vollzeit-Stellen gegenüber: 

Fälle je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Bauaufsicht 2019 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 80 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Bei der Betrachtung der Fallstrukturen (vgl. Kapitel 4.3.1 Strukturelle Rahmenbedingungen) 

zeigt sich, dass die Stadt Lohmar im Jahr 2019 sinkende Falleingänge gegenüber dem 

Jahr 2018 zu verzeichnen hat. Die Zahl der Fälle je Vollzeit-Stelle sinkt von 94 auf 75 Fälle 

im Jahr. Der Median lag im Jahr 2018 deutlich höher als 2019, nämlich bei 143 Fällen je 

Vollzeit-Stelle. Der allgemeine Rückgang der Fälle ist mutmaßlich auf die neue Bauordnung 

zurückzuführen.   

Soweit die Kommunen die unerledigten Bauanträge zum 01. Januar eines Jahres mitteilen 

konnten, hat die gpaNRW auch diese in den Vergleich gestellt. So kann der Aspekt der 

Rückstände mit in die Betrachtung zur Auslastung der Mitarbeiterschaft einbezogen wer-

den. Steigende unerledigte Fälle wären ein Indiz für eine Überlastung der Bauaufsicht. 

Rechnerisch muss der Bestand der unerledigten Bauanträge aus dem Vorjahr bzw. den 

Vorjahren zzgl. der neuen Bauanträge und abzgl. der Baugenehmigungen, Ablehnungen 
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sowie zurückgewiesenen und zurückgenommenen Bauanträge die Zahl der unerledigten 

Bauanträge des Folgejahres ergeben.  

Die Stadt Lohmar konnte die Zahl der unerledigten Bauanträge nicht plausibel darstellen. 

Positiv ist, dass die Zahl der eingegangenen Bauanträge abzgl. der Zurücknahmen und Zu-

rückweisungen geringer ist als die Zahl der Genehmigungen bzw. der Ablehnung: Es konn-

ten im Lauf des Jahres 2019 neun alte Verfahren zusätzlich abgeschlossen werden. 

� Empfehlung 

Zum Ermitteln der unerledigten Bauanträge muss die Stadt Lohmar die Fälle in der Soft-

ware mit einem „Ende-Datum“ versehen. Auch dies wird von der verwendeten Software 

nicht zwingend vorgegeben; der Antrag kann trotzdem abgeschlossen und archiviert 

sein. Die Stadt sollte auch dieses in den Bearbeitungsbogen aufnehmen und die Aus-

wertung der „unerledigten Bauanträge“ am Jahresende kontrollieren, z. B. anhand der 

Überhanglisten für IT.NRW.  

Weitere Kennzahlen 2019 

Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Verhältnis unerledigter 
Bauanträge zum 01. Ja-
nuar zu den neuen Bau-
anträgen in % 

k.A. 5,65 21,94 32,31 59,49 450 49 

Overhead-Anteil Bau-
aufsicht in % 

20,83 1,48 8,20 13,92 18,47 33,33 82 

So wie die Mehrheit der Vergleichskommunen konnte auch die Stadt Lohmar keine Auftei-

lung der Stellenanteile auf „Baugenehmigung“ und „förmliche Voranfragen/ Vorbescheide“ 

vornehmen, so dass die separaten Kennzahlen bezogen auf Baugenehmigung und förmli-

che Bauvoranfragen/ Vorbescheide nachfolgend nur tabellarisch zur Information mit aufge-

führt werden: 

Fälle je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Baugenehmigung 2019 

Lohmar Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

k. A. 62 99 130 156 188 36 

Personaleinsatz förmliche Bauvoranfragen/Vorbescheide 2019 

Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Vorbescheide je Vollzeit-
Stelle Sachbearbeitung 
förmliche Bauvoranfra-
gen/Vorbescheide 

k. A. 5 45 95 143 233 36 
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Kennzahlen Lohmar Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert 

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
Anzahl 
Werte 

Förmliche Bauvoranfragen 
je Vollzeit-Stelle Sachbear-
beitung Förmliche Bauvor-
anfragen/Vorbescheide 

k. A. 12 73 133 175 444 33 

Overhead-Anteil förmliche 
Bauvoranfragen/Vorbe-
scheide in % 

k. A. 0 10,17 17,31 25,00 45,45 32 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die Personalkennzahlen auswerten, weiter fortschreiben und die 

Kennzahlenbildung auf die gesamten Aufgaben der Bauaufsicht ausweiten. So kann die 

Stadt auf Entwicklungen der Falleingänge frühzeitig reagieren und den erforderlichen 

Personaleinsatz bestimmen. 

4.3.8 Digitalisierung 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar baut im Projekt „Digitales Lohmar 2025“ die Digitalisierung beständig 

aus. Die Bauaufsicht strebt für 2021 an, Bauanträge digital annehmen zu können. Dies 

ist aus verfahrensökonomischer Sicht sinnvoll und mit Blick auf die Vorgaben des On-

line-Zugangsgesetzes (OZG) bis spätestens 31. Dezember 2022 vorgeschrieben. 

Ein einheitliches Dokumentenmanagement erleichtert die Fallbearbeitung und Auskunftser-

teilung. Geeignete spezifische Softwarelösungen sollten die Sachbearbeitung unterstützen. 

Die Bauaufsicht der Stadt Lohmar nimmt bisher keine digitalen Bauanträge an. Die maß-

gebliche Verfahrensakte wird in Papierform geführt. Nur teilweise werden Unterlagen bei 

der Antragstellung von der Registratur eingescannt. Vollständig ist die digitale Akte jedoch 

nicht. Die Bauaufsicht führt im Moment sogenannte Hybridakten.  

Die Stadt Lohmar verfügt über eine spezifische Software für die Bauaufsicht. Sie dient 

dazu, den Ablauf der Genehmigungsverfahren zu unterstützen, im besten Fall zu vereinfa-

chen und zu beschleunigen. Checklisten, Textbausteine und die Fristenkontrolle erleichtern 

die Arbeitsabläufe, machen sie rechtssicher und effizienter. Das gilt für alle Genehmigungs-

verfahren und für Vorlagen in der Genehmigungsfreistellung. Optimal ist ein digitaler Bear-

beitungsbogen vom Antragseingang bis hin zur Erteilung der Baugenehmigung oder Ableh-

nung des Bauantrages, der die Sachbearbeiterin bzw. den Sachbearbeiter Schritt für Schritt 

durch die Prüfung leitet. Ziel sind geringere Durchlaufzeiten und damit die Entlastung der 

Belegschaft. Die elektronische Bearbeitung sollte sich durch die messbare Verkürzung der 

Laufzeiten bemerkbar machen. Auf die Kapitel 4.3.4 Geschäftsprozesse und 4.3.6 Laufzeit 

von Bauanträgen wird verwiesen. 

Auch erlaubt die digitale Akte schnellere Zugriffsmöglichkeiten für die Beteiligten auf Infor-

mationen und bietet so einen verbesserten Service auch gegenüber den Bauwilligen, z. B. 

beim Bauen im Bestand. Zudem wird eine spätere elektronische Archivierung vereinfacht.  
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� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die Voraussetzungen schaffen, um den digitalen Regelbetrieb 

schnellstmöglich aufnehmen zu können.  

Die weitere Digitalisierung erfolgt bei der laufenden Bearbeitung bereits Zug um Zug. Die 

technischen Voraussetzungen zum Einscannen und Bearbeiten von großen Plänen sind 

vorhanden. Nach Aussage der Bauaufsicht sollten die im Internet abrufbaren Bauantrags-

formulare kurzfristig direkt am Bildschirm ausgefüllt und übermittelt werden können. Auch 

die Archivdigitalisierung (Altaktenbestand) ist im Aufbau.  

Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung (MHKBG) unterstützt die 

Bauaufsichtsbehörden bei der Digitalisierung der Geschäftsprozesse. Ein Angebot an die 

Kommunen ist dabei das Bauportal.NRW: Mit dem dort zur Verfügung gestellten Antrags- 

und Dokumentassistenten wird Antragsstellenden bzw. deren Bevollmächtigten ermöglicht, 

ihre Bauanträge rechtskonform digital einzureichen. Darüber hinaus wird ein umfangreiches 

Informationsangebot für die Bauwilligen zur Verfügung gestellt. Die Online-Anwendung er-

möglicht die Kommunikation zwischen Antragstellern und Bauaufsicht. Damit kann dann 

auch die Bauaufsicht durch Nutzung von Vorlagen die Verfahren vereinfachen (vgl. Kapitel 

4.3.2 Rechtmäßigkeit).  

Das Onlinezugangsgesetz (OZG) verpflichtet Bund und Länder u. a., alle rechtlich und tat-

sächlich geeigneten Verwaltungsleistungen auch elektronisch über Verwaltungsportale an-

zubieten und sie miteinander zu einem Portalverbund zu verknüpfen. Zu den vom Bund 

identifizierten Verwaltungsleistungen gehören auch Baugenehmigungen, Vorbescheide 

usw. Somit sind die Kommunen nach dem Stand von 2019 verpflichtet, auch Bauanträge 

spätestens bis zum 31. Dezember 2022 zu digitalisieren, also auch digital anzunehmen. 

Ziel der Digitalisierung soll es sein, dass 

 Postlaufzeiten wegfallen, 

 auf Dokumente schneller zugegriffen, 

 parallel sternförmig alle notwendigen Ämter informiert und 

 unmittelbar digital auf Pläne und Akten zugegriffen werden kann. 

� Empfehlung 

Die Bauakte sollte vollständig elektronisch bearbeitet werden, um einerseits die Verfah-

ren schneller abwickeln und andererseits auch die spätere Archivierung elektronisch er-

ledigen zu können. Die Stadt Lohmar sollte die Verpflichtung aus dem OZG fristgerecht 

umsetzen. 

4.3.9 Transparenz 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar hat grundsätzliche Ziele für die Bauaufsicht festgelegt. Sie erstellt re-

gelmäßige Auswertungen, jedoch werden mit den vorhandenen Grunddaten bisher nicht 

ausreichend Kennzahlen zu Steuerungszwecken über einen längeren Zeitraum gebildet. 

Das Berichtswesen wird aufgebaut. 
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Transparent aufbereitete Informationen und Daten sowie Kontrollmechanismen sind Basis 

für eine gute Steuerung. Dafür sollte eine Kommune Zielwerte definieren, Qualitätsstan-

dards vorgeben und aussagekräftige Kennzahlen bilden. Diese sollte die Kommune über 

ein Berichtswesen regelmäßig auswerten und das „Soll“ mit dem „Ist“ abgleichen.  

Für ihre Aufgabenerfüllung hat die Bauaufsicht der Stadt Lohmar grundsätzliche strategi-

sche Ziele festgelegt. Dazu gehören neben der selbstverständlichen Bürgerfreundlichkeit, 

Kundenzufriedenheit und Rechtssicherheit auch die  

 Darstellung der Wirtschaftlichkeit und  

 kurze Bearbeitungszeiten bei Bauabnahmen.  

Die Ziele werden im jährlich aufgestellten Produktbuch mit einer halbjährlichen Berichts-

pflicht an die Kämmerei fortgeschrieben. Im Wesentlichen werden positiv verlaufende Ba-

siswerte angestrebt, wie z. B. die Anzahl fristgerecht bearbeiteter Anträge ab Vollständig-

keit. Da die Stadt keinen Einfluss auf die Zahl der gestellten Bauanträge hat – außer z. B. 

durch Neubaugebiete oder Veränderung anderer Rahmenbedingungen – ist es zielgerich-

teter, eine Quote in Bezug auf die im entsprechenden Jahr eingegangenen Bauanträge zu 

bilden. 

Aber es gibt auch Zielkennzahlen: Es ist z. B. eine Laufzeit von durchschnittlich 30 Arbeits-

tagen (= 42 Kalendertage, sechs Wochen) für 80 Prozent der vollständig vorliegenden Bau-

anträge angestrebt. Ob dieser Wert eingehalten werden kann, muss derzeit händisch ermit-

telt werden, weil das Ende-Datum der Verfahren in der Fachsoftware noch nicht konse-

quent gesetzt wird. Dabei basiert der Zielwert noch auf der inzwischen veralteten Landes-

bauordnung. Wie im Kapitel 4.3.6 Laufzeit von Bauanträgen dargelegt, liegt die aktuelle 

Orientierungsgröße lt. BauO NRW für eine durchschnittliche Laufzeit in Höhe von zwölf 

Wochen (= 84 Kalendertage).  

Aus Sicht der gpaNRW sollten für die Qualitätssteigerung in der Bauaufsicht weitere Kenn-

zahlen gebildet werden, die der Bauaufsicht als Steuerungsgrundlage dienen. Definierte 

Zielwerte und die Überprüfung ihrer Einhaltung mittels Fortschreibung der Kennzahlen kön-

nen die Steuerung durch die Leitungsebene und die Sachbearbeitung wirksam unterstüt-

zen.  

Neben den Kennzahlen aus dieser überörtlichen Prüfung sollte die Zielerreichung vor allem 

über Finanzkennzahlen, Wirtschaftlichkeitskennzahlen sowie Personal- und Leistungskenn-

zahlen gemessen werden. Bezogen auf das Aufgabenfeld Bauaufsicht haben wir in den 

Vergleichskommunen folgende Kennzahlen vorgefunden, mit deren Hilfe auch die Stadt 

Lohmar eine Qualitätsverbesserung und eine erhöhte Steuerungswirkung erzielen könnte: 

Kennzahlart Kennzahlbeispiel  

Finanzkennzahlen 
„Ergebnis pro Einwohner“; 
„Aufwand Personalkosten zu den Einnahmen“; 
„Grundaufwand je Mitarbeiter (vollzeitverrechnet)“ 

Wirtschaftlichkeitskennzahlen 
„Kostendeckungsgrad“; 
„Aufwandsdeckungsgrad Bauaufsichtliche Verfahren in Prozent“ 
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Kennzahlart Kennzahlbeispiel  

Personal-/Leistungskennzahlen 

„Verzeichnete Anträge je Sachbearbeiter“; 
„Fälle je Mitarbeiter (vollzeitverrechnet)“; 
„Innerhalb Genehmigungszeiten BauO NRW erteilte Genehmigungen in Prozent“; 
„Fristgemäße Bearbeitung von Anträgen in Prozent“; 

Durch den Abgleich von Soll- und Ist-Zustand können mögliche Schwachstellen aufgedeckt 

werden. Die Erkenntnisse können Hinweise auf Optimierungsmöglichkeiten geben. Die 

Kennzahlen können intrakommunal über mehrere Jahre innerhalb der Stadt oder interkom-

munal in einem Vergleich verschiedener Kommunen erfolgen.  

� Empfehlung 

Die Bauaufsicht der Stadt Lohmar sollte die im Rahmen dieser Prüfung ermittelten 

Kennzahlen fortschreiben und ggf. weitere geeignete Kennzahlen bilden. Daraus sollten 

erreichbare Zielwerte definiert und mit einem Zeithorizont hinterlegt werden. Mittels des 

Berichtswesens werden Optimierungsmöglichkeiten durch Soll-Ist-Vergleiche und Analy-

sen erkennbar. 
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4.4 Anlage: Ergänzende Tabellen  

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2021 - Bauaufsicht 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Baugenehmigung 

F1 

Die Stadt Lohmar bietet im Baugenehmigungsverfahren bei den von der 
gpaNRW betrachteten Bereichen Möglichkeiten für einen optimierten Verfah-
rensablauf. Die vorgeschriebene Frist zur Vorprüfung der Unterlagen kann nur 
selten eingehalten werden und könnte Anlass für Beschwerden oder verwal-
tungsgerichtliche Klagen geben. 

138 E1 
Die Stadt Lohmar sollte die Eingangsbestätigung durch das Ergebnis der 
Vorprüfung ersetzen und die Zwei-Wochen-Frist einhalten, um etwaige 
Beschwerden oder verwaltungsgerichtliche Klagen zu vermeiden. 

138 

F2 

Die Gebühren setzt die Stadt Lohmar auf Grundlage der Allgemeinen Verwal-
tungsgebührenordnung für das Land NRW (AVerwGebO NRW) und einer 
städtischen Baugebührenordnung fest. Die Berechnung der Gebühr für die 
Bauaufsicht erfolgt über Festlegungen in der Software automatisch. 

139 E2 

Die „Satzung der Stadt Lohmar zur Festsetzung von Gebührentarifen“ 
(Baugebührensatzung) sollte aktualisiert und angepasst werden. Die 
Stadt sollte die Gebühren auf Grundlage der AVerwGebO NRW zusam-
men mit dem Gebührenrahmen des Rhein-Sieg-Kreises festsetzen. Ggf. 
sollte die Stadt in Erwägung ziehen, auf eine eigene städtische Gebüh-
renordnung für baurechtliche Angelegenheiten zu verzichten, um den An-
passungsaufwand künftig zu vermeiden. 

139 

F3 
Die Stadt Lohmar hat im Jahr 2019 noch Bauanträge aus dem Vorjahr nach al-
tem Recht beschieden und zurückgewiesen. Die Zahl der zurückgenommenen 
Bauanträge sinkt von 2018 auf 2019 deutlich. 

140 E3 

Die Stadt Lohmar kann ihre Internetseiten zum Bauantragsverfahren um 
Informationen zu häufigen Fehlern bei der Bauantragstellung und eine 
Checkliste für einen vollständigen Bauantrag erweitern. Zusätzlich kann 
auf das neue Bauportal.NRW verlinkt werden, denn hier erhalten Bausu-
chende weitreichende Informationen und können zukünftig über den An-
trags- und Dokumentassistenten Bauanträge und Bauvorlagen elektro-
nisch einreichen. 

141 

F4 

Der Prozessablauf im Baugenehmigungsverfahren ist einheitlich und klar gere-
gelt. Die Stadt hat für die Genehmigungs- und Freistellungsverfahren einen 
Eingangs- und einen prozessbegleitenden Beurteilungsbogen, die per Hand 
ausgefüllt werden. Bauanträge können bisher nicht digital angenommen wer-
den. So kommt es bei der Bearbeitung zu Medienbrüchen. 

142 E4 

Eine medienbruchfreie digitale Bearbeitung sollte ermöglicht werden, um 
die Bearbeitungsdauer zu optimieren. Eine digitale Aktenführung bietet 
zudem schnellere Zugriffsmöglichkeiten auf Informationen für die beteilig-
ten Parteien und kann so den Service weiter verbessern. 

143 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F5 

Der Prozessablauf im einfachen Baugenehmigungsverfahren ist bei der Stadt 
Lohmar klar strukturiert. Der Rücklauf zur Abteilungsleitung Technik und der 
Jour-Fixe unterstützen die Korruptionsprävention. Einzelne Schnittstellen 
könnten durch eine geringe Umorganisation zu einer Beschleunigung des Ver-
fahrens und zur Einhaltung gesetzlicher Fristen führen. 

143 E5 

Der Prozessablauf kann gestrafft und damit die Gesamtlaufzeiten redu-
ziert werden, indem interne und externe Beteiligungen sowie die Baulas-
tenkontrolle vorgezogen werden und auf digitale Verfahren umgestellt 
wird. 

144 

F6 

Die durchschnittlichen Gesamtlaufzeiten für die Bauantragsverfahren liegen 
höher als in den meisten Vergleichskommunen. Dies wird mit Personalwech-
seln und erforderlichen Einarbeitungszeiten begründet. Die Laufzeiten ab Voll-
ständigkeit des Antrags können in der Bauaufsicht Lohmar nicht ausgewertet 
werden. 

144 E6.1 

Das Setzen der Friststopps für die Laufzeitermittlung sollte konsequent 
erfolgen und als „Merker“ in die Bearbeitungsbögen aufgenommen wer-
den. Sie unterbrechen die Gesamtlaufzeit im Verfahren, wenn die Bau-
aufsicht wegen fehlender Unterlagen nicht weiterarbeiten kann. 

146 

   E6.2 

Die Stadt Lohmar sollte zur Verbesserung der Steuerungsunterstützung 
die durchschnittlichen Gesamtlaufzeiten und Laufzeiten der Bauanträge 
auswerten. Es sollten Schritte eingeleitet werden, diese Zeiten im Hinblick 
auf die Aufwandsdeckung zu optimieren. 

146 

F7 
In der Stadt Lohmar sind weniger Fälle je Vollzeit-Stelle eingegangen als in 
den meisten Vergleichskommunen. Die Stadt konnte im Lauf des Jahres 2019 
neun alte Verfahren abschließen. 

147 E7.1 

Zum Ermitteln der unerledigten Bauanträge muss die Stadt Lohmar die 
Fälle in der Software mit einem „Ende-Datum“ versehen. Auch dies wird 
von der verwendeten Software nicht zwingend vorgegeben; der Antrag 
kann trotzdem abgeschlossen und archiviert sein. Die Stadt sollte auch 
dieses in den Bearbeitungsbogen aufnehmen und die Auswertung der 
„unerledigten Bauanträge“ am Jahresende kontrollieren, z. B. anhand der 
Überhanglisten für IT.NRW. 

149 

   E7.2 

Die Stadt Lohmar sollte die Personalkennzahlen auswerten, weiter fort-
schreiben und die Kennzahlenbildung auf die gesamten Aufgaben der 
Bauaufsicht ausweiten. So kann die Stadt auf Entwicklungen der Fallein-
gänge frühzeitig reagieren und den erforderlichen Personaleinsatz be-
stimmen. 

150 

F8 

Die Stadt Lohmar baut im Projekt „Digitales Lohmar 2025“ die Digitalisierung 
beständig aus. Die Bauaufsicht strebt für 2021 an, Bauanträge digital anneh-
men zu können. Dies ist aus verfahrensökonomischer Sicht sinnvoll und mit 
Blick auf die Vorgaben des Online-Zugangsgesetzes (OZG) bis spätestens 31. 
Dezember 2022 vorgeschrieben. 

150 E8.1 
Die Stadt Lohmar sollte die Voraussetzungen schaffen, um den digitalen 
Regelbetrieb schnellstmöglich aufnehmen zu können. 

151 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

   E8.2 

Die Bauakte sollte vollständig elektronisch bearbeitet werden, um einer-
seits die Verfahren schneller abwickeln und andererseits auch die spätere 
Archivierung elektronisch erledigen zu können. Die Stadt Lohmar sollte 
die Verpflichtung aus dem OZG fristgerecht umsetzen. 

151 

F9 

Die Stadt Lohmar hat grundsätzliche Ziele für die Bauaufsicht festgelegt. Sie 
erstellt regelmäßige Auswertungen, jedoch werden mit den vorhandenen 
Grunddaten bisher nicht ausreichend Kennzahlen zu Steuerungszwecken über 
einen längeren Zeitraum gebildet. Das Berichtswesen wird aufgebaut. 

151 E9 

Die Bauaufsicht der Stadt Lohmar sollte die im Rahmen dieser Prüfung 
ermittelten Kennzahlen fortschreiben und ggf. weitere geeignete Kenn-
zahlen bilden. Daraus sollten erreichbare Zielwerte definiert und mit ei-
nem Zeithorizont hinterlegt werden. Mittels des Berichtswesens werden 
Optimierungsmöglichkeiten durch Soll-Ist-Vergleiche und Analysen er-
kennbar. 
 

153 
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Darstellung Prozessablauf: Einfaches Baugenehmigungsverfahren 2019  
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5. Vergabewesen 

5.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Lohmar im Prüfgebiet Verga-

bewesen stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Wir gehen davon aus, dass die Corona-Pandemie Auswirkungen auf die kommunalen Vergabe-

verfahren haben wird. Art und Umfang dieser Auswirkungen sind derzeit noch unklar. Zum Zeit-

punkt unserer Prüfung konnten wir diese daher noch nicht in die Bewertung des Vergabewe-

sens einbeziehen. 

Vergabewesen 

Die Organisation des Vergabewesens in der Stadt Lohmar wird aktuell neu aufgestellt, nach-

dem die interkommunale Zusammenarbeit mit Siegburg aufgegeben wurde. Die Stadt hat zum 

01. Januar 2021 eine zentrale Vergabestelle (ZV) eingerichtet. Eine Fachanwaltskanzlei berät 

die Stadt, Vergabeverfahren rechtssicher abwickeln zu können. Ein Vergabemanagementsys-

tem wird die Stadt zukünftig elektronisch unterstützen. Das örtliche Rechnungsprüfungsamt 

(RPA) ist in die Vergabeverfahren eingebunden. Die „Richtlinien über die Vergabe von Aufträ-

gen der Stadt Lohmar“ wurden im September 2020 in Kraft gesetzt und werden derzeit überar-

beitet.  

Mit der Korruptionsvorbeugung befasst sich die Stadt Lohmar bereits seit vielen Jahren. Es 

gibt eine „Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption“ und einen „Leitfaden gegen Kor-

ruption für Führungskräfte“. Die Amtsleitungen besprechen das Thema Korruptionsprävention 

regelmäßig mit der Belegschaft. Zusätzlich könnte eine Schwachstellenanalyse in Form eines 

Workshops durchgeführt werden. In der Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption sind 

auch Regelungen zum Thema Sponsoring getroffen und es gibt einen Muster-Sponsoringver-

trag. Die gpaNRW empfiehlt, die Dienstanweisung und den Vertrag mit einem erhöhten Risiko- 

und Haftungsausschluss zu ergänzen sowie alle Sponsoringleistungen zentral zu erfassen. 

Die Stadt Lohmar baut seit 2019 ein Projektmanagement als eigenständige Organisationsein-

heit auf. Hier sollen zukünftig alle größeren Projekte der Stadt Lohmar vorbereitet, begleitet und 

nach Abschluss analysiert werden. Wir empfehlen, in das Projektmanagement ein spezielles 

Bauinvestitionscontrolling (BIC) zu implementieren und eine Dienstanweisung für das BIC 

aufzustellen. Die Stadt sollte die Instrumente des Projektmanagements bzw. des BIC auch für 

größere Baumaßnahmen einsetzen. Von der Definition der Maßnahme über ressortübergrei-

fende Entscheidungen bis zur Durchführung und Analyse samt Nachtragsmanagement sollte 

zumindest kostenintensiven und komplexen Bau-Projekten ein hoher Stellenwert eingeräumt 

werden. Auch die Haushaltsmittelplanung kann über das BIC unterstützt werden. 
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Die Abweichungen vom Auftragswert und den Umfang der Nachträge konnte die gpaNRW 

für die Stadt Lohmar nicht analysieren. Die angeforderten Daten hierzu konnten trotz Anstren-

gungen der Stadt nicht plausibel vorgelegt werden. Die Stadt sollte sich einen Gesamtüberblick 

über ihre Vergaben verschaffen und ein Nachtragsmanagement im Vergabewesen einrichten. 

5.2 Inhalte, Ziele und Methodik 

Das Prüfgebiet Vergabewesen umfasst die Handlungsfelder 

 Organisation des Vergabewesens, 

 Allgemeine Korruptionsprävention,  

 Sponsoring, 

 Bauinvestitionscontrolling, 

 Nachtragswesen sowie 

 Maßnahmenbetrachtung von Bauleistungen. 

Im Prüfgebiet Vergabewesen stehen der Schutz der Kommune vor finanziellen Schäden, die 

Rechtmäßigkeit der Verfahren, eine optimale Organisation und Steuerung der Abläufe sowie 

der Schutz der Beschäftigten im Vordergrund.  

Ziel dieser Prüfung ist, Handlungsmöglichkeiten bei der Organisation und Durchführung von 

Vergabeverfahren bei der Stadt Lohmar aufzuzeigen. Dabei geht es insbesondere um eine 

rechtssichere und wirtschaftliche Durchführung sowie die Vermeidung von Korruption. Aufgrund 

der engen inhaltlichen Verflechtungen bezieht dies auch das Sponsoring und das Bauinvestiti-

onscontrolling mit ein. Die Analyse unterstützen wir dabei durch standardisierte Fragenkataloge. 

Im Handlungsfeld Nachtragswesen analysieren wir Abweichungen von der ursprünglichen Auf-

tragssumme. Dabei stellen wir die Nachträge in den interkommunalen Vergleich. Der Umfang 

der Nachträge ist ein wichtiges Kriterium für die Auswahl der Maßnahmen für eine Einzelbe-

trachtung. 

In der Maßnahmenbetrachtung untersucht die gpaNRW die Durchführung einzelner Vergaben 

von Bauleistungen. Die ausgewählten Vergabeverfahren prüfen wir stichprobenweise. Dazu ha-

ben wir wesentliche Meilensteine festgelegt, welche die Kommunen für eine rechtskonforme 

Vergabe einzuhalten haben. Wir beschränken uns dabei auf rechtliche und formelle Fragestel-

lungen. Eine bautechnische Prüfung der Vergabemaßnahmen ist damit nicht verbunden. Inso-

fern kann die Maßnahmenprüfung kein Testat der Vergabe von Bauleistungen in der Kommune 

liefern. 

In der Prüfung berücksichtigt die gpaNRW auch die Erkenntnisse der örtlichen Rechnungsprü-

fung. Gemäß § 104 Abs. 1 Nr. 5 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 

NRW) gehört die Prüfung von Vergaben zu deren Aufgaben. 
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5.3 Organisation des Vergabewesens und allgemeine 
Korruptionsprävention 

Das Vergabewesen ist einer der korruptionsanfälligsten Tätigkeitsbereiche in den Kommunen. 

Korruption beeinträchtigt das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Unabhängigkeit, Un-

bestechlichkeit und Handlungsfähigkeit einer Kommune. Es handelt sich dabei um ein Verge-

hen, das dem öffentlichen Dienst im Ansehen und finanziell größten Schaden zufügt. Deshalb 

sind Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung für jede Kommune unverzichtbar.  

Der Organisation des Vergabewesens kommt in diesem Zusammenhang eine große Bedeutung 

zu. Die Festlegung der Verantwortlichkeiten und der Verfahrensabläufe sollte eine rechtskon-

forme Durchführung der Vergaben gewährleisten. Dadurch wird auch die Korruptionsprävention 

wirkungsvoll unterstützt.  

5.3.1 Organisation des Vergabewesens 

� Feststellung 

Die Zentrale Vergabestelle (ZV) der Stadt Lohmar befindet sich während der Prüfung im Um-

bruch, nachdem Vergaben bis zum 31. Dezember 2020 gemeinsam mit der Stadt Siegburg 

durchgeführt wurden. Die ZV wird bei förmlichen Auftragsvergaben eingebunden. Die Stadt 

hat zum Zeitpunkt der Prüfung keinen Gesamtüberblick über alle Vergaben. Die städtische 

Vergabeordnung wird überarbeitet. 

Das Vergabewesen sollte so organisiert sein, dass es die Einhaltung der rechtlichen Rahmen-

bedingungen und die Korruptionsbekämpfung unterstützt. Dazu sollte eine Kommune eine Or-

ganisation schaffen, die die Rechtmäßigkeit von Vergaben sowie eine Bündelung von vergabe-

rechtlichem Fachwissen sicherstellt.  

Eine Kommune sollte Zuständigkeiten und Verfahrensabläufe in einer Dienstanweisung ver-

bindlich festlegen. Wesentliche Bedeutung haben dabei Regelungen zu den folgenden Sach-

verhalten: 

 Wertgrenzen für die Wahl der Verfahrensart, 

 Aufgaben und Zuständigkeiten der zentralen Vergabestelle und der Bedarfsstellen, 

 Zuständigkeit für die Erstellung und den Inhalt der Vergabeunterlagen, 

 Bekanntmachungen, 

 Anforderung und Einreichung von Teilnahmeanträgen und Angeboten, 

 Durchführung der Submission sowie 

 Verfahren bei Auftragsänderungen und Nachträgen. 

Darüber hinaus sollte eine Kommune eine zentrale Vergabestelle einrichten. Dies führt dazu, 

dass eine einheitliche, standardisierte Anwendung des Vergaberechts in allen Bereichen der 

Kommune sichergestellt wird. Dabei kommt es auf eine strikte Trennung von der Auftrags-

vergabe und der Auftragsabwicklung von Lieferungen und Leistungen an. Dies beugt Korruption 
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vor, weil ein direkter Kontakt zwischen den Bedarfsstellen und den Interessenten bzw. Bietern 

während des Vergabeverfahrens unterbunden wird. 

Gemäß § 104 Abs. 1 Nr. 5 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) ob-

liegt der örtlichen Rechnungsprüfung die Prüfung von Vergaben. Die Kommunen sollten daher 

die örtliche Rechnungsprüfung bereits frühzeitig in das Vergabeverfahren einbinden. 

Die Stadt Lohmar hatte seit vielen Jahren eine gemeinsame Vergabestelle mit der Stadt Sieg-

burg. Darüber gibt es anlassbezogen mehrere öffentlich-rechtliche Vereinbarungen, die letzte 

mit Stand Januar 2019. Dieser Vertrag wurde zum 31. Dezember 2020 aufgelöst. Die Stadt 

Lohmar hat eine eigene Vergabestelle im Dezernat I, Hauptamt, eingerichtet. Sie ist damit direkt 

der Bürgermeisterin unterstellt. Eine Fachanwaltskanzlei unterstützt den Aufbau der ZV mit dem 

Ziel, eine moderne und serviceorientierte Einheit zu bilden. Derzeit wird erwogen, ob mit der 

neu eingerichteten ZV in Lohmar im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit eine Ko-

operation mit umliegenden Kommunen eingegangen wird, um Synergien zu erzielen. Eine neue 

Sachbearbeitungsstelle in Teilzeit wurde zu Beginn 2021 besetzt. Diese Umstrukturierung fällt 

in den Prüfzeitraum der gpaNRW.  

Die „Richtlinien über die Vergabe von Aufträgen (Vergabeordnung) der Stadt Lohmar“ hat die 

Stadt am 29. September 2020 zuletzt in Kraft gesetzt. Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

über die Durchführung von Vergabeverfahren zwischen der Stadt Siegburg und der Stadt 

Lohmar ist derzeit ergänzend zu beachten. Eine Schnittstellenregelung, ab welcher Wertgrenze 

und für welche Verfahren und Aufgaben die ZV oder die jeweiligen Fachämter zuständig sind, 

ergänzt diese Vereinbarung. Die Vergabeordnung für die Stadt Lohmar wird aktuell überarbeitet 

und die Vorgaben aus der Schnittstellenregelung in eine neue Dienstanweisung überführt. Die 

Vergabeordnung der Stadt Lohmar sollte eine umfassende Schritt-für-Schritt-Anleitung für die 

Mitarbeiterschaft darstellen. Die „Compliance“, also die Sicherstellung der Einhaltung gesetzli-

cher Vorgaben, ist für Unternehmen und öffentliche Auftraggeber ein zentrales Thema. Daher 

sollte die Vergabeordnung in sich vollständige Ausführungen in Bezug auf das gesamte Verga-

beverfahren beinhalten und in leicht verständlicher Sprache (keine Gesetzestexte bzw. Ver-

weise darauf) abgefasst sein. 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die Regelungen aus der geltenden Vergabeordnung und der Schnitt-

stellenregelung zu einer einheitlichen Dienstanweisung zusammenfassen und schnellstmög-

lich in Kraft setzen.   

In der Vergabestelle Siegburg wurde eine spezielle Vergabesoftware eingesetzt. In Lohmar ist 

dies derzeit in Vorbereitung. Die Stadt hat die Software bereits bestellt. Die Stadt Lohmar bietet 

den Unternehmen bisher die Möglichkeit zur E-Vergabe über die Vergabeplattform „Vergabe-

marktplatz NRW Rheinland“. Die spezielle Fachsoftware unterstützt die Sachbearbeitung in al-

len notwendigen Verfahrensschritten und sichert Transparenz der durchgeführten Vergabever-

fahren durch das Führen elektronischer Vergabeakten. Dadurch haben die ZV und auch das 

RPA jederzeit Einblick in alle Vergabeverfahren. In der ZV sollten zukünftig alle Vergaben zent-

ral erfasst und mit einer fortlaufenden Vergabenummer versehen werden, auch wenn Vergaben 

im unterschwelligen Bereich oder z. B. Direktvergaben nicht über das Vergabemanagementsys-

tem abgewickelt werden. Derzeit hat die Stadt keinen Gesamtüberblick über ihre Vergaben und 

den damit verbundenen Nachträgen (vgl. Kapitel 5.6 Nachtragswesen). Nach Aussage der 

neuen ZV ist dafür als Prüfungsergebnis ein zentrales Vertragsmanagement geplant. 
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� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte die Mitarbeitenden entsprechend schulen, damit die Fachsoftware 

als Vergabemanagementsystem umfassend genutzt werden kann. Darüber hinaus sollte die 

Stadt alle Vergaben zentral erfassen und das Vertragsmanagement wie vorgesehen auf-

bauen.  

Positiv ist die schon bestehende Regelung in der Vergabeordnung, dass in der ZV eine Unter-

nehmerkartei geführt wird. Damit können die von den Fachämtern vorgeschlagenen Bieterlisten 

durch die ZV verändert werden, und die Sachbearbeiter/ -innen oder Architektur-/ Ingenieurbü-

ros haben keine Kenntnis über den endgültigen Bieterkreis. Vorsicht ist geboten bei nicht öffent-

lichen Ausschreibungen: Unternehmen müssen bei beschränkter Ausschreibung und freihändi-

ger Vergabe vor der Aufforderung zur Angebotsabgabe auf ihre Eignung geprüft werden. Nach-

träglich kann die bestbietende Firma bei unzureichender Qualifikation nicht mehr ausgeschlos-

sen werden. Hier könnte die ZV bei besonderen Bauvorhaben, z. B. Spezialtiefbauarbeiten oder 

im Denkmalschutz, eine umfangreichere Vorschlagliste als die notwendige Anzahl an Bietern 

aus den Fachämtern reduzieren. 

Die Unternehmerkartei sollte auch verwendet werden, um statistische Daten erheben zu kön-

nen. Die Datenbank des Vergabemanagementsystems sollte nach Namen und Anschriften der 

beauftragten oder zur Angebotsabgabe aufgeforderten Firmen ausgewertet werden, gegliedert 

nach Gewerken, Vergabearten, Beträgen, Datum des Auftrags, Haushaltsstellen sowie Namen 

der zuständigen Sachbearbeiter und Sachbearbeiterinnen. Werden die einzelnen Vergaben auf 

diese Weise gespeichert, kann Transparenz geschaffen werden, die einen Gesamtüberblick 

über die Vertragspartner der Stadt Lohmar und ggf. mögliche Häufungen ermöglicht. Das Glei-

che gilt für die Beauftragung von Lieferanten sowie Sachverständigen-, Architektur- und Ingeni-

eurbüros. Wenn die Stadt Lohmar zusätzlich ein Nachtragsmanagement aufbaut, indem sie 

Nachträge erfasst und auswertet, könnten evtl. verbesserte Leistungsverzeichnisse erstellt so-

wie eventuelle Bieterstrategien sichtbar gemacht werden (vgl. Kapitel 5.6.2 Organisation des 

Nachtragswesens und 5.7 Maßnahmenbetrachtung). 

� Empfehlung 

Die Unternehmerkartei in der ZV sollte verwendet werden, um Transparenz im Vergabewe-

sen hinsichtlich der Vertragspartner und der Vergaben sowie Nachträge zu schaffen. Das 

Vergabemanagementsystem sollte entsprechend ausgewertet werden.  

Für die Beteiligung des RPA gilt außer den bereits genannten Richtlinien der Vergabeordnung 

die Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Lohmar aus Januar 2020. Dem RPA sind die Verga-

beunterlagen oder Auftragserweiterungen ab 10.000 Euro netto vorzulegen. Häufig kontaktieren 

die Sachbearbeitenden das RPA in der Praxis auch schon bei Vergaben ab 2.000 Euro, was 

aufgrund der vielfältigen Aufgaben im RPA zu einer Überlastung führen kann. Die seit 01. Ja-

nuar 2021 bestehende eigene ZV mit dem neuen Vergabemanagementsystem soll die Sachbe-

arbeitenden und das RPA zukünftig entlasten. Nachträge und Auftragserweiterungen, die um 

mehr als zehn Prozent über dem Ursprungsauftrag liegen, sollen unverzüglich und vor Beauf-

tragung dem RPA zur Freigabe vorgelegt werden. Auch hier wird das RPA nach eigener Aus-

sage häufig schon bei Nachträgen ab 2.000 Euro beteiligt, allerdings nicht immer (vgl. Maßnah-

menbetrachtung 5.7.2). 
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5.3.2 Allgemeine Korruptionsprävention 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar verfügt über eine Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption mit 

Stand August 2016. Darüber hinaus gibt es einen „Leitfaden gegen Korruption für Führungs-

kräfte“ seit 2012.  

Ziel einer Kommune muss es sein, nicht nur aufgetretene Korruptionsfälle konsequent zu verfol-

gen, sondern mit Hilfe vorbeugender Maßnahmen der Korruption nachhaltig entgegenzuwirken.  

Korruption kommt in vielen unterschiedlichen Variationen und Ausprägungen vor. Eine Kom-

mune sollte die unterschiedlichen Varianten und Ausprägungen von Korruption bereits präventiv 

vermeiden. Hierzu sollte sie eine Dienstanweisung zur Korruptionsprävention erlassen.  

Dabei sind insbesondere die Regelungen des KorruptionsbG16 zur Herstellung von Transparenz 

und zur Vorbeugung zu berücksichtigen. Eine Kommune sollte darüber hinaus Festlegungen 

getroffen haben zu 

 der Veröffentlichungspflicht von Mitgliedern in den Organen und Ausschüssen der Stadt, 

 der Anzeigepflicht von Nebentätigkeiten, 

 der Anzeigepflicht nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, 

 der Festlegung von korruptionsgefährdeten Bereichen und der Bestimmung von vorbeu-

genden Maßnahmen, 

 dem Vieraugenprinzip sowie 

 der Umsetzung des Rotationsgebotes von Beschäftigten in besonders korruptionsgefähr-

deten Bereichen. 

Zudem sollte eine Kommune eine Schwachstellenanalyse unter Einbeziehung der Bediensteten 

durchführen. Diese sollte sie regelmäßig fortschreiben und die Beschäftigten ggf. auch durch 

Weiterbildungen für dieses Themenfeld sensibilisieren. 

Die Stadt Lohmar beschäftigt sich schon seit vielen Jahren mit dem Thema der Korruptionsprä-

vention. Es gibt eine „Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption bei der Stadt Lohmar 

vom 17. August 2016“, die eine vorhergehende Dienstanweisung abgelöst hat. Korruptionsprä-

vention und -bekämpfung ist grundsätzlich Angelegenheit der Bürgermeisterin. Die Ausführung 

der Aufgaben im Sinne des KorruptionsbG übernimmt das Haupt- und Rechtsamt. 

Neben allgemeinen Regelungen im Teil I der Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption 

gibt es im Teil II Hinweise über „Belohnungen und Geschenke“ sowie Hinweise zum Sponso-

ring, das wir im Kapitel 5.4 vertiefend betrachten. Darüber hinaus hat die Stadt bereits im Jahr 

2012 der „Leitfaden gegen Korruption für Führungskräfte“ aufgestellt.  

 

16 Gesetz zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung und zur Errichtung und Führung eines Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen 
(Korruptionsbekämpfungsgesetz - KorruptionsbG) 
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Darin sind korruptionsanfällige Bereiche und Tätigkeiten identifiziert und Korruptionsindikatoren 

(Warnsignale) aufgeführt und bewertet. Es gibt Hinweise auf die Fürsorgepflicht der Vorgesetz-

ten und die erforderliche Maßnahmenergreifung im Verdachtsfall. Jährlich sollen Dienstbespre-

chungen angesetzt sowie die Führungskräfte und die Belegschaft fortgebildet werden. Das 

Mehr-Augen-Prinzip wird verbindlich angewendet. 

Wesentliche Instrumente der Korruptionsprävention sind wiederkehrende Gruppenschulungen, 

die für eine allgemeine und gleichgerichtete Auffassung zum Thema sorgen. Der soziale Druck 

durch Gruppenschulungen ist so groß, dass Ansätze von Korruption und damit einhergehende 

Verharmlosungen durch Kollegengespräche nicht transportiert werden können. Es können ein-

deutige Grenzen gesetzt und Fragen Einzelner allgemeingültig beantwortet werden. Die Aus-

rede der Unwissenheit wird somit unwirksam, gleichzeitig werden Unsicherheiten ausgeräumt 

und das sensible und schwierige Thema enttabuisiert. Die durchgeführten Schulungen und Ge-

spräche sollten dokumentiert werden. 

Die so genannte Schwachstellenanalyse ist eine der grundlegenden Verfahrensschritte bei der 

Korruptionsprävention: Die Bediensteten der gefährdeten Bereiche werden durch eine Befra-

gung aktiv mit einbezogen. Durch dieses Instrument wird den Mitarbeitenden das Gefährdungs-

potenzial nähergebracht. Einerseits werden grundlegende Erkenntnisse aufgenommen. Ande-

rerseits wird durch die Mitwirkung aller Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen verhindert, dass sie das 

Gefühl bekommen, die Schwachstellenanalyse erzeuge einen pauschalen Korruptionsverdacht. 

Damit wird sichergestellt, dass die Mitarbeitenden die Schwachstellenanalyse akzeptieren. Die 

Schwachstellenanalyse könnte auch in Form eines Workshops stattfinden. Sie sollte u. a. fol-

gende Module enthalten:  

 Potenzial: In welchen Bereichen wird wie viel Geld ausgegeben? Welches sind die kor-

ruptionsgefährdeten Bereiche? 

 Risiko: Mit welchem Aufwand kann eine Manipulation zu Ungunsten der Stadt durchge-

führt werden?  

 Beteiligung Dritter: Profitieren Dritte von der dienstlichen oder politischen Entscheidung 

dieses Bereichs? 

 Entscheidungsbefugnis: Wie viele Mitarbeitende wirken bei einer Entscheidung mit? Wird 

das Vier-Augen-Prinzip eingehalten? 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte eine Schwachstellenanalyse zur Korruptionsprävention durchführen. 

Die in den Vergabeverfahren nach § 8 KorruptionsbG geforderte Anfrage an die Informations-

stelle des Landes, ob Eintragungen hinsichtlich des Bieters oder des Bewerbers, die/ der den 

Zuschlag erhalten soll, vorliegen, wird durch die ZV gestellt. Erfordernis und Zuständigkeit ist 

Bestandteil der Vergabeordnung. 

Zudem haben gemäß § 16 KorruptionsbG die Mitglieder in den Organen und Ausschüssen so-

wie die sachkundigen Bürgerinnen und Bürger gegenüber der Bürgermeisterin eine schriftliche 

Auskunftspflicht. Diese umfasst u. a. Angaben zum Beruf und etwaigen Beraterverträgen, zu 

Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien oder Organen von verselbst-

ständigten Aufgabenbereichen in Unternehmen sowie vergleichbare Funktionen in Vereinen. 
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Diese Angaben sind „jährlich in geeigneter Weise zu veröffentlichen“. Das KorruptionsbG sieht 

weiter vor, dass gemäß § 17 die Bürgermeisterin ihre Nebentätigkeiten anzeigt. Beide Übersich-

ten sind nach den Kommunalwahlen 2020 derzeit in Überarbeitung und werden spätestens zum 

Zeitpunkt der vorgeschriebenen Vorlage beim Rhein-Sieg-Kreis zum 31. März 2021 auf der 

Homepage der Stadt eingestellt und zusätzlich im Rathaus öffentlich ausgelegt. 

5.4 Sponsoring 

Sponsoringleistungen haben unmittelbare Auswirkungen auf das Ansehen jeder Kommune. 

Dies gilt insbesondere für die öffentliche Wahrnehmung der Unabhängigkeit und Neutralität der 

Verwaltung. Die Gewährung von Sponsoringleistungen darf niemals Einfluss auf Verwaltungs-

entscheidungen, insbesondere Vergabeentscheidungen, haben. Die Kommunen sind verpflich-

tet, Angebote von Sponsoringleistungen neutral und unabhängig zu bewerten.  

� Feststellung 

In der Stadt Lohmar ist das Thema Sponsoring bereits seit vielen Jahren präsent. In der 

Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption sind einheitliche und verbindliche Regelun-

gen getroffen sowie ein Muster-Sponsoringvertrag enthalten.  

Eine Kommune sollte verbindliche Rahmenbedingungen für das Sponsoring festlegen. Diese 

sollten in einer Dienstanweisung geregelt werden. Nimmt eine Kommune Sponsoringleistungen 

an, sollten sie und der Sponsoringgeber Art und Umfang in einem Sponsoringvertrag schriftlich 

regeln. Zu regeln sind vor allem die zeitliche Befristung der Laufzeit des Sponsorings, eine 

Übertragung eventuell entstehender Nebenkosten auf den Sponsor und eine Begrenzung von 

Haftungsrisiken. Zudem sollte die Verwaltung dem Rat über die erhaltenen Sponsoringleistun-

gen jährlich berichten. 

Bereits in der Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption der Stadt Lohmar aus dem 

Jahr 2016 ist das Thema Sponsoring definiert und geregelt. Der Muster-Sponsoringvertrag ist 

zu verwenden. Nach Aussage der Kämmerei und des Hauptamtes werden Sponsoringleistun-

gen von der Stadt nur in geringem Umfang angenommen, z. B. für die Finanzierungsbeteiligung 

von Veranstaltungen. Die Stadtwerke Lohmar und (Sport-)Vereine seien auf dem Gebiet eher 

tätig.  

Sponsoring wird z. B. für das Spiel,- Sport- und Familienfest „Lohmar in Bewegung“ in Anspruch 

genommen. Es wurde in Lohmar auch einmal eine Verkehrsinsel von einer Gärtnerei gestaltet 

und mit einem Firmenschild versehen. Des Weiteren werden z. B. Spenden gesammelt und 

Sponsoren gesucht für Feste anlässlich des mehrjährigen Bestehens von Vereinen und Organi-

sationen in Lohmar, die sich besonders verdient gemacht haben, oder für einzelne Projekte wie 

die Umsetzung der „Notfall-Box“ für Senioren.  

Für die Einordnung als Sponsoring müssen demnach nicht nur Geldmittel wie z. B. für die 

Durchführung von Veranstaltungen fließen, auch geldwerte Vorteile sind Sponsoring. Alle Spon-

soringleistungen, die die Stadt erhält, sollten in einem zentralen Register erfasst und transpa-

rent gemacht werden. Dies könnte z. B. mit der bis 2023 geplanten Einführung des Tax Compli-

ance Management Systems (TCMS) in der Kämmerei neu geregelt werden.  
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� Empfehlung 

Die Inanspruchnahme aller Sponsoringleistungen sollte zentral erfasst werden. Die Stadt 

Lohmar sollte dem Rat jährlich einen Bericht über Spenden und in Anspruch genommene 

Sponsoringleistungen zur Verfügung stellen und aus Gründen der Transparenz auf ihrer In-

ternetseite veröffentlichen.  

Der bisher verwendete Sponsoringvertrag regelt die zeitliche Befristung für die Dauer der Ver-

anstaltung und überträgt das Kostenrisiko auf den Sponsor. Dies ist positiv, denn eine zeitliche 

Befristung von Sponsoringverträgen gewährleistet eine effektive Korruptionsprävention und er-

hält die notwendige Neutralität und Unabhängigkeit der öffentlichen Verwaltung. Zudem werden 

bei befristeten Sponsoringverträgen die Sponsoringleistungen bei den verfügbaren Mitteln nicht 

fest eingeplant, selbst wenn sich die Leistung jährlich wiederholt.  

Für andere Sponsoringleistungen empfehlen wir eine maximale vertragliche Laufzeit von zwei 

Jahren. Sollten dennoch unbefristete Sponsoringverträge abgeschlossen werden, so muss der 

Vertrag zwingend eine Kündigungsklausel enthalten, nicht nur die „aus wichtigem Grund“. Eine 

solche Klausel ermöglicht es, Ziele und Umfang des Sponsorings kurzfristig anpassen zu kön-

nen.  

Bei Sponsoringverträgen sollte die Stadt darüber hinaus die Haftung begrenzen. Dies dient dem 

Schutz der Wirtschaftlichkeit der öffentlichen Verwaltung, indem Ersatzansprüche des Sponsors 

oder Ersatzansprüche etwaiger Dritter gegenüber der Stadt aufgrund schuldhaften Verhaltens 

des Sponsors ausgeschlossen werden. Besondere Gefahren im Bereich der Haftung stellen die 

Beschädigung oder Zerstörung der zur Verfügung gestellten Sache sowie die Haftung wegen 

Schäden, die von der zur Verfügung gestellten Sache ausgehen, dar.  

An der Muster-Dienstanweisung zur Korruptionsprävention der gpaNRW mit einem umfangrei-

chen Kapitel zum Sponsoring kann sich die Stadt ggf. orientieren. Sie enthält ebenfalls ein Mus-

ter für einen Sponsoringvertrag. Als weiterer Bestandteil der Dienstanweisung zur Vorbeugung 

von Korruption oder einer separaten Dienstanweisung zum Sponsoring könnte noch eine Rege-

lung für den Fall enthalten sein, dass ein Sponsor den ausdrücklichen Wunsch nach Anonymität 

äußert.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte das Kapitel in der Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption 

zum Thema Sponsoring ergänzen oder eine eigenständige Dienstanweisung zum Sponso-

ring aufstellen. Die Dienstanweisung und der Mustervertrag sollten nicht nur auf Veranstal-

tungen abzielen, sondern allgemeiner gefasst sein.  

5.5 Bauinvestitionscontrolling 

Investitionen im Baubereich machen einen beträchtlichen Teil kommunaler Ausgaben aus. 

Dank guter konjunktureller Rahmenbedingungen und aufgrund zahlreicher Förderprogramme 

können die Kommunen vermehrt investive Baumaßnahmen durchführen. Oberste Prämisse 

sollte dabei eine sparsame und wirtschaftliche Haushaltsführung sein. Ein systematisches Bau-

investitionscontrolling (BIC) ist dabei Voraussetzung, dieses Gebot der Kommunalverfassung in 

die Praxis umzusetzen. Zudem steigert eine damit verbundene Einhaltung von Kosten- und Pro-

jektlaufzeitplanungen die Glaubwürdigkeit der Verwaltung. 
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� Feststellung 

Die Stadt Lohmar richtet derzeit ein Projektmanagement ein. Für zukünftige Projekte der 

Stadt soll jeweils ein konkreter Projektauftrag definiert werden. Sie werden begleitet und 

nach der Umsetzung ausgewertet. Ein spezielles Bauinvestitionscontrolling ist bisher nicht 

aufgebaut. 

Für eine sparsame und wirtschaftliche Haushaltsführung sollte eine Kommune ein Bauinvestiti-

onscontrolling implementiert haben. Dabei sollte sie das BIC zentral organisieren und Verant-

wortlichkeiten sowie Aufgaben in einer Dienstanweisung regeln.  

Die Kommune sollte vor einer Investitionsentscheidung eine systematische Bedarfsfeststellung 

und -planung durchführen. Diese sollte sie unabhängig, qualifiziert und falls möglich fachüber-

greifend sicherstellen. Gemäß § 13 Abs.1 Satz 2 KomHVO hat sie dabei auch die künftige Be-

völkerungsentwicklung zu berücksichtigen.  

Die Stadt Lohmar baut seit 2019 ein Projektmanagement nach DIN 69 90117 auf. Sie hat dafür 

eine eigenständige Organisationseinheit zur Steuerung und Bewertung von allen geplanten Pro-

jekten der Stadt eingerichtet und im Haupt- und Rechtsamt angesiedelt. Wesentliches Ziel ist 

die Förderung der Kommunikation über alle Hierarchieebenen und Dezernate. Die Stadtverwal-

tung hat bereits ein „Projektmanagement-Handbuch“ aufgelegt, das aber noch nicht veröffent-

licht ist und bisher nur im Entwurf vorliegt.  

Speziell mit dem Bauinvestitionscontrolling (BIC) hat sich die Stadt noch nicht beschäftigt. Die 

fachlichen Entscheidungen liegen bisher mit den vielfältigen und unterschiedlichen Grundlagen 

und Projekten bei den jeweiligen Fachämtern. Bei aufwändigen oder komplexen Baumaßnah-

men werden amts- oder dezernatsübergreifende Abstimmungen durchgeführt. Dies beinhaltet z. 

B. Abstimmungen zur gestalterischen Planung sowie die Zeit- und Kostenplanung unter Einbin-

dung der Kämmerei und des Verwaltungsvorstandes. Planungen erfolgen in Abhängigkeit der 

Planungsaufgabe oder der personellen Ressourcen über eigenes Personal oder über externe 

Planungsbüros. Eine Dienstanweisung zum Thema BIC und eine Dokumentationspflicht zur Ab-

wicklung von (größeren) Baumaßnahmen hat die Stadt bisher nicht eingeführt.  

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte in das Projektmanagement ein spezielles Bauinvestitionscontrolling 

implementieren und mindestens bei kostenintensiven, komplexen oder aus anderen Grün-

den bedeutsamen Maßnahmen anwenden. In einer Dienstanweisung sollten Aufgaben und 

Verantwortlichkeiten geregelt werden. 

Für das BIC sollte ebenfalls ein Ablaufprogramm aufgestellt werden. In einer Dienstanweisung 

BIC sollte die Stadt verbindliche Regelungen darüber treffen,  

 welche Stelle für ein BIC verantwortlich ist, 

 wie das Entscheidungsgremium besetzt ist, 

 

17 Ein Projekt nach DIN 69 901 ist ein zeitlich begrenztes Vorhaben mit dem Ziel, ein einmaliges Produkt, eine einmalige Dienstleistung 
oder ein einmaliges Ergebnis zu schaffen. 
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 welche Aufgaben die für das BIC zuständige Stelle hat, 

 welche Zuständigkeiten für die Planung und die Projektführung in den einzelnen Phasen 

bestehen, 

 wann und wie ggf. externe Planer oder Berater hinzugezogen werden,  

 welche Berichtspflichten bestehen (wer berichtet wann an wen?). 

Dazu verweisen wir auf den KGSt-Bericht 3/2008 „Bauinvestitionscontrolling – Baukosten ein-

halten und wirtschaftlich bauen“. Hier finden sich auch Beispiele für Inhalte von Dienstanwei-

sungen und in Anlage 5 mehrere Musterdienstanweisungen für verschiedene Größenklassen 

und Ausprägungen. 

Beim BIC geht es nicht nur um Baukostenkontrolle, sondern es geht um die viel früher einset-

zende qualifizierte strategische Investitionsplanung. Es umfasst die Prüfung der Angemessen-

heit und Wirtschaftlichkeit für die Haushaltsplanung sowie der Nachhaltigkeit unter Berücksichti-

gung der Herstellungs- und Folgekosten bis zum Rückbau (Lebenszyklus) und die Abwägung 

von Alternativen (Kosten-Nutzen-Analyse). Schon bei der Bedarfsprüfung sollte die Ausgangs-

lage definiert sein und alle potenziell Beteiligen oder Interessenten eingebunden oder angehört 

werden. Das Ergebnis der durchgeführten Bauinvestition muss sich für Jahrzehnte nutzbrin-

gend in das Gesamtgefüge der Stadt integrieren. Auf dieser Basis wird die Baumaßnahme dann 

umgesetzt, um Personal-, Zeit- und finanzielle Ressourcen zu sparen. 

Die Erfahrungen haben gezeigt, dass es in keiner anderen Phase des Planens und Bauens grö-

ßere Einsparvolumina gibt als bei einer qualifizierten Bedarfsplanung. Da es immer wieder vor-

kommen kann, dass zwischen dem Grundsatz-, Bau- und Finanzierungsbeschluss und der Aus-

führung erhebliche Kostensteigerungen entstehen, sollte zur Kostensicherheit der strategischen 

Bedarfsplanung und der konsequenten Baudurchführung erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet 

werden. Speziell eine Kostensteuerung im BIC an übergeordneter Stelle sollte Sorge tragen, 

dass durch die gesamte Projektabwicklung hindurch weitgehend Einflussnahme von außen re-

duziert werden und die Qualitätssicherung innerhalb der einzelnen Investitionsphasen bis zum 

Projektabschluss gegeben ist. Dies kann ein Fachamt nicht leisten. Aber es unterstützt das BIC 

durch Bereitstellung der Grundinformationen. Dadurch kann die Verwaltungsführung das Wirt-

schaftlichkeitsziel (möglichst geringer Aufwand zur Umsetzung des Projekts) erreichen. Das 

bringt nicht nur Finanzsicherheit, sondern verhindert in den Fachämtern auch die Umplanung 

und möglicherweise dadurch entstehende Überlastung aufgrund der Zeitvorgaben im Bauab-

laufplan.  

Zusammengefasst definiert sich das BIC über nachstehende Aufgaben. Besonders die ersten 

Punkte stehen als „strategische Bedarfsplanung“ chronologisch deutlich vor der ersten konkre-

ten Baumaßnahmenplanung. Die einzelnen Punkte entsprechen den allgemeinen Grundsätzen, 

um ein Projekt zielgerichtet und wirtschaftlich durchführen zu können: 

 Zentrales Vorhalten allgemeiner, strategischer Ausgangskriterien, z. B. Kenntnisse über 

gesetzliche Grundlagen sowie die Entwicklung von Strukturen, der Demografie und der 

Finanzsituation, 

 Notwendigkeits- und Dringlichkeitsprüfung unter Berücksichtigung der Gesamtlage/-an-

forderung in der Stadt und ggf. darüber hinaus, 
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 Prüfung der Angemessenheit und Wirtschaftlichkeit sowie der Nachhaltigkeit unter Be-

rücksichtigung der Herstellungs- und Folgekosten, 

 Abwägung von Alternativen (Kosten-Nutzen-Analysen), 

 Steuerung der Finanzierung, Planung und Durchführung (Projektablaufplanung),  

 Koordination der unterschiedlichen Interessen der Projektbeteiligten,  

 Sicherstellung einheitlicher Projektziele hinsichtlich Qualitäten, Kosten und Terminen so-

wie Herstellung von Transparenz und Dokumentation der einzelnen Projektphasen (Mei-

lensteine) bevor die nächste gestartet wird,  

 Dokumentation zum Projektabschluss: Zielerreichung und Dauer der Umsetzung sowie 

Vergleich der geschätzten der Projektkosten/ der gebundenen Mittel mit den letztendlich 

verausgabten Mitteln. 

Auch die Haushaltsmittelplanung kann über das BIC realistisch erfolgen. Um die Vorgaben des 

§ 13 Abs.1 Satz 2 KomHVO zu erreichen, ist in der Regel eine ressortübergreifende Entschei-

dungsfindung im Vorfeld mit einem klar definierten Planungsauftrag notwendig. Aus Sicht der 

gpaNRW ist es für das Gesamtprojekt entscheidend, dass alle Informationen an einer Stelle 

vorgehalten werden. 

In der Stadt Lohmar machen die investiven Baumaßnahmen einen beträchtlichen Teil der ge-

samten Investitionstätigkeit aus. In den letzten Jahresabschlüssen seit 2016 bis 2018 und im 

Jahresergebnis 2019 betrugen sie zwischen 55 und 75 Prozent. In absoluten Zahlen betragen 

die Auszahlungen für Baumaßnahmen zwischen 4,5 Mio. Euro im Jahr 2017 und 12,2 Mio. Euro 

im Jahr 2018, z. B. für Maßnahmen im Schul- und Kindergarten- sowie Abwasserbereich und 

für Verkehrsflächen. Ausgeschöpft werden die Haushaltsmittel in den vergangenen Jahren je-

doch nur zum Teil. Hierzu verweisen wir auf das Kapitel 1.4.3 Ermächtigungsübertragungen im 

Teilbericht Finanzen.  

� Empfehlung 

Aufgrund ihres hohen Bauvolumens, aus Transparenzgründen und zur Unterstützung einer 

sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung gem. § 13 KomHVO sollte die Stadt 

Lohmar zur Planung und Durchführung von Baumaßnahmen ein Bauinvestitionscontrolling 

aufbauen.  

5.6 Nachtragswesen 

Die Abwicklung vergebener Aufträge ist häufig von Veränderungen des ursprünglich vereinbar-

ten Vertragsumfangs begleitet. Dies ist insbesondere bei Baumaßnahmen der Fall. Handelt es 

sich dabei um eine wesentliche Änderung des öffentlichen Auftrags, muss eine Kommune ein 

neues Vergabeverfahren durchführen. Häufig können die Auftragsänderungen während der 

Vertragslaufzeit jedoch mit einem oder mehreren Nachträgen abgewickelt werden. Allerdings ist 

zu berücksichtigen, dass sich der Preis der jeweiligen Nachtragsposition dabei nicht unmittelbar 

unter dem Einfluss einer Marktabfrage bzw. des freien Wettbewerbs ergibt. Eine Kommune 
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sollte daher den Umfang der Nachträge begrenzen. Dazu sollten diese systematisch und gut 

strukturiert bearbeitet sowie zentral ausgewertet werden. 

Die dynamische Entwicklung der Corona-Pandemie wird auch Auswirkungen auf die Vergabe-

verfahren haben. Inwieweit sich die Abweichungen von den Auftragswerten und die Zahl der 

Nachträge dadurch verändern, kann derzeit noch nicht abgeschätzt werden. 

Die gpaNRW untersucht im Folgenden, inwieweit Nachträge in der Stadt Lohmar vorkommen 

und hierbei ein Nachtragswesen zur Anwendung gelangt. 

5.6.1 Abweichungen vom Auftragswert 

� Feststellung 

Die Stadt Lohmar hat keinen Überblick über ihre Vergaben und konnte für die Prüfung keine 

plausible Vergabeübersicht inklusive Nachträgen vorlegen. Die Vergabeübersicht konnte da-

her für die Analyse der Abweichungen vom Auftragswert nicht verwendet werden. Ein inter-

kommunaler Vergleich der Abweichungen vom Auftragswert war nicht möglich. 

Eine Kommune sollte aus wirtschaftlichen Erwägungen, aber auch aus Transparenzgründen, 

eine geringe Abweichung der Auftrags- von den Abrechnungssummen anstreben. Abweichun-

gen ergeben sich häufig aus Mengenänderungen. Sind diese gering, können sie formlos über 

Auftragsanpassungen abgewickelt werden. Zusatzleistungen oder Mengenänderungen in grö-

ßerem Umfang erfordern stattdessen eine Nachtragsvereinbarung. 

Für den Vergleich der Auftrags- mit den Abrechnungssummen beschränkt sich die gpaNRW auf 

abgeschlossene Vergabeverfahren mit einem Abrechnungsvolumen von mehr als 50.000 Euro 

netto. Die Stadt Lohmar hat für den Zeitraum ab dem 01. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 

2019 insgesamt 37 schlussabgerechnete Vergabemaßnahmen18 mit mehr als 50.000 Euro an-

gegeben.  

Für das Vergleichsjahr 2019 z. B. wurden nur vier Bauvergaben mit einem Auftragswert in Höhe 

von 1,2 Mio. Euro aufgelistet. Bei diesen Baumaßnahmen handelt es sich mit der Fenstersanie-

rung am Gymnasium Lohmar, dem Kreuzungsumbau Bachdurchlass B 484 und dem barriere-

freien Umbau von Bushaltestellen um konsumtive Aufwendungen im Rahmen der Bausanie-

rung. Lediglich die Neuerrichtung der Lärmschutzwand Wahlscheid-Süd ist eine investive Bau-

maßnahme. Die investiven Auszahlungen für Baumaßnahmen betragen im Jahresergebnis 

2019 jedoch 6,1 Mio. Euro. Dieser Wert ist auch unter Berücksichtigung jahresübergreifender 

Investitionen in der Vergabeliste nicht annähernd erkennbar. Zum Teil wurden statt der Sum-

men für förmlich beauftragte Nachträge die rechnerische Differenz zwischen Auftragswert und 

Abrechnungssumme angegeben. In anderen Fällen entsprach die angegebene Abrechnungs-

summe exakt dem Auftragswert. Dies ist im Bauwesen durch Änderungen im Bauablauf oder 

der ausgeschriebenen Massen praktisch nicht oder höchstens in Einzelfällen möglich. 

Überschreitungen des Auftragswertes werden meistens durch Nachträge verursacht, Unter-

schreitungen ergeben sich meistens aus großzügig angesetzten Mengenansätzen in der Aus-

schreibung, um in der Abrechnung den ursprünglichen Auftragswert nicht zu überschreiten oder 

 

18 ohne Unterscheidung nach Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 
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um eventuelle Nachträge abzupuffern. Unterschreitungen kommen auch vor, wenn Teile der be-

auftragten Leistung nicht ausgeführt werden. 

Sowohl Über- als auch Unterschreitungen der Auftragswerte sowie Nachträge können nicht 

grundsätzlich vermieden werden. Allerdings kann die Stadtverwaltung durch ausreichende Be-

reitstellung von fachlichen und zeitlichen Ressourcen in der Vorbereitung Einfluss auf eine mög-

lichst geringe Anzahl und den Umfang der erforderlichen Leistungsänderungen nehmen, beson-

ders bei Bauaufträgen. Eine abgeschlossene Entwurfsplanung und Grundlagenermittlung sind 

wesentliche Ansatzpunkte, um möglichst geringe Differenzen zwischen Auftragswert und 

Schlussrechnungssumme bei Bauaufträgen zu erlangen. Damit können Nachträge und damit 

verbundene Zeitverzögerungen weitgehend vermieden werden. Darüber hinaus ist die Nachbe-

reitung von Baumaßnahmen und die Auswertung von Nachträgen zur Qualitätsverbesserung 

späterer Ausschreibungen hilfreich: Wichtig ist in diesen Fällen, die Abweichungen zu begrün-

den und die Anwendung der VOB und der internen Dienstanweisung über die Vergabe zu doku-

mentieren. Ein Instrument, Vergaben sicherer und wirtschaftlich durchzuführen, ist das BIC. Wir 

verweisen auf die Ausführungen im Kapitel 5.5. 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte in der neu eingerichteten zentralen Vergabestelle alle Vergaben der 

Stadt zentral erfassen und mit Nachtrags- und Schlussrechnungssummen ergänzen. Das 

Vergabemanagementsystem sollte konsequent aufgebaut und genutzt werden. 

Zur Information stellen wir den interkommunalen Vergleich ohne den Wert für die Stadt Lohmar 

dar. Die Stadt hat dadurch die Möglichkeit, die Abweichungen vom Auftragswert durch eigene 

ergänzende Berechnungen interkommunal einzuordnen. Zur Analyse bezieht die gpaNRW die 

jeweiligen Abweichungen als absolute Beträge ein, d. h. die Über- und Unterschreitungen wer-

den nicht saldiert. Wir berücksichtigen sie als Summe der Unter- und Überschreitungen des 

Auftragswertes. 

Abweichung Abrechnungssumme zu Auftragswert (absolute Beträge) in Prozent 2019  

 

In den interkommunalen Vergleich sind 74 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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5.6.2 Organisation des Nachtragswesens 

� Feststellung 

In der Vergabeordnung der Stadt Lohmar sind Regelungen zum Umgang mit Nachträgen 

und Auftragserweiterungen enthalten. Eine systematische Auswertung und Analyse hinsicht-

lich der Häufigkeit und Höhe der Nachträge sowie der Abweichungen vom Auftragswert fin-

det nicht statt. Ein Gesamtüberblick über die Nachträge und Abweichungen ist in Lohmar 

nicht vorhanden. 

Eine Kommune sollte ihr Vergabewesen so organisieren, dass Nachträge in einem standardi-

sierten Verfahren rechtssicher bearbeitet und dokumentiert werden. Sie sollte dazu über ein 

zentrales Nachtragsmanagement verfügen. Dieses sollte mindestens folgende Verfahrenswei-

sen sicherstellen: 

 Die Kommune erfasst und wertet Nachträge zentral aus, um gleichartige Nachtragsleis-

tungen zu minimieren, 

 sie bearbeitet die Nachträge mittels standardisierter Vorlagen (für Beauftragung, sachli-

che und preisliche Prüfung, Verhandlungsprotokolle), 

 vor der Beauftragung führt die zentrale Vergabestelle eine vergaberechtliche Prüfung 

durch, 

 die Kommune dokumentiert die Notwendigkeit von Nachträgen und 

 sie berücksichtigt Nachtragsaufträge beim Bauinvestitionscontrolling. 

In der aktuellen Vergabeordnung der Stadt Lohmar sind unter Punkt 7 Nachträge/Auftragser-

weiterungen einige Regeln für den Umgang mit Nachträgen aufgestellt. Demnach sind Nach-

träge und Auftragserweiterungen (Mengenmehrungen oder außervertragliche Arbeiten), die um 

mehr als zehn Prozent über dem Ursprungsauftrag liegen, unverzüglich und vor Beauftragung 

dem RPA zur Freigabe vorzulegen. Sie sind fachlich und preislich zu begründen und grundsätz-

lich schriftlich zu erteilen.  

Zur Auswertung von Nachtragsleistungen oder Auftragserweiterungen ist in der Vergabeord-

nung keine Regelung enthalten. Aus Sicht der gpaNRW ist eine zentrale Erfassung von Nach-

trägen mit Summe und Begründung sinnvoll. Dies kann Nachträge bei gleichartigen Leistungen 

gegebenenfalls minimieren. Dafür sollte die Stadt ein zentrales Nachtragsmanagement einrich-

ten.  
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Folgende Punkte bieten sich für eine Erfassung an: 

 Häufigkeit und Höhe von Nachträgen oder Auftragserweiterungen, 

 Abweichung der Nachtragsaufträge vom ursprünglichen Auftragswert, 

 Grund der Nachtragsleistung (z. B. Leistungsänderung oder Mengenabweichungen),  

 Höhe der Nachträge insgesamt, z. B. x Prozent aller Vergaben des Jahres. 

Im Baubereich sollte über Punkt 7 der Vergabeordnung hinaus die Begründung für das Zustan-

dekommen von Nachträgen bzw. für Abweichungen der Auftragssumme von der abgerechneten 

Schlussrechnungssumme erfasst werden. Danach sollte eine systematische Dokumentation 

und Analyse an zentraler Stelle erfolgen: Es sollten Begründungen geliefert werden für mar-

kante Massenabweichungen, Ausführungsänderungen und folglich auch für Alternativ- und 

Nachtragspositionen. Das kontinuierliche Fortschreiben solcher Begründungen ermöglicht es, 

wiederholte Fehler bei der Massenermittlung im Leistungsverzeichnis und der Ausschreibung 

insgesamt auswerten zu können und zukünftig zu minimieren.  

Wenn die einzelnen Vergaben und Nachträge auf diese Weise gespeichert und ausgewertet 

werden, besteht Transparenz für die Stadt Lohmar. Dazu gehört nach Ansicht der gpaNRW ne-

ben der systematischen Auswertung der Nachträge hinsichtlich Höhe und Häufigkeit auch die 

der beteiligten Unternehmen, um Transparenz zu schaffen und Verbesserungsmöglichkeiten zu 

erkennen. Als weiterer Schritt könnten dann mit Hilfe geeigneter Auswertungen mögliche Bieter-

strategien, z. B. zum gezielten Generieren von Nachträgen, erkannt werden. 

Da die Angaben zu Vergaben und Nachträgen nicht vollständig waren, konnten wir für die Stadt 

Lohmar die Höhe der Nachträge prozentual vom Auftragswert über die drei Jahre 2017 bis 2019 

nicht ermitteln.  

Verhältnis der Nachträge zu den Auftragswerten in Prozent (kumuliert 2017 bis 2019) 

Lohmar Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

k. A. 0,37 2,34 3,78 5,33 14,00 94 

� Empfehlung 

Die Stadt Lohmar sollte ein zentrales Nachtragsmanagement einrichten und Nachträge bzw. 

Mengenabweichungen aus Transparenzgründen sowie zur Optimierung von Leistungsbe-

schreibungen und Mengenermittlungen systematisch dokumentieren und analysieren.  
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5.7 Anlage: Ergänzende Tabellen  

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2021 – Vergabewesen 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Organisation des Vergabewesens und allgemeine Korruptionsprävention 

F1 

Die Zentrale Vergabestelle (ZV) der Stadt Lohmar befindet sich während der 
Prüfung im Umbruch, nachdem Vergaben bis zum 31. Dezember 2020 ge-
meinsam mit der Stadt Siegburg durchgeführt wurden. Die ZV wird bei förmli-
chen Auftragsvergaben eingebunden. Die Stadt hat zum Zeitpunkt der Prüfung 
keinen Gesamtüberblick über alle Vergaben. Die städtische Vergabeordnung 
wird überarbeitet. 

161 E1.1 
Die Stadt Lohmar sollte die Regelungen aus der geltenden Vergabeord-
nung und der Schnittstellenregelung zu einer einheitlichen Dienstanwei-
sung zusammenfassen und schnellstmöglich in Kraft setzen. 

162 

   E1.2 

Die Stadt Lohmar sollte die Mitarbeitenden entsprechend schulen, damit 
die Fachsoftware als Vergabemanagementsystem umfassend genutzt 
werden kann. Darüber hinaus sollte die Stadt alle Vergaben zentral erfas-
sen und das Vertragsmanagement wie vorgesehen aufbauen. 

163 

   E1.3 

Die Unternehmerkartei in der ZV sollte verwendet werden, um Transpa-
renz im Vergabewesen hinsichtlich der Vertragspartner und der Vergaben 
sowie Nachträge zu schaffen. Das Vergabemanagementsystem sollte 
entsprechend ausgewertet werden. 

163 

F2 
Die Stadt Lohmar verfügt über eine Dienstanweisung zur Vorbeugung von Kor-
ruption mit Stand August 2016. Darüber hinaus gibt es einen „Leitfaden gegen 
Korruption für Führungskräfte“ seit 2012. 

164 E2 
Die Stadt Lohmar sollte eine Schwachstellenanalyse zur Korruptionsprä-
vention durchführen. 

165 

Sponsoring 

F3 

In der Stadt Lohmar ist das Thema Sponsoring bereits seit vielen Jahren prä-
sent. In der Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption sind einheitliche 
und verbindliche Regelungen getroffen sowie ein Muster-Sponsoringvertrag 
enthalten. 

166 E3.1 

Die Inanspruchnahme aller Sponsoringleistungen sollte zentral erfasst 
werden. Die Stadt Lohmar sollte dem Rat jährlich einen Bericht über 
Spenden und in Anspruch genommene Sponsoringleistungen zur Verfü-
gung stellen und aus Gründen der Transparenz auf ihrer Internetseite 
veröffentlichen. 

167 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

   E3.2 

Die Stadt Lohmar sollte das Kapitel in der Dienstanweisung zur Vorbeu-
gung von Korruption zum Thema Sponsoring ergänzen oder eine eigen-
ständige Dienstanweisung zum Sponsoring aufstellen. Die Dienstanwei-
sung und der Mustervertrag sollten nicht nur auf Veranstaltungen abzie-
len, sondern allgemeiner gefasst sein. 

167 

Bauinvestitionscontrolling 

F4 

Die Stadt Lohmar richtet derzeit ein Projektmanagement ein. Für zukünftige 
Projekte der Stadt soll jeweils ein konkreter Projektauftrag definiert werden. 
Sie werden begleitet und nach der Umsetzung ausgewertet. Ein spezielles 
Bauinvestitionscontrolling ist bisher nicht aufgebaut. 

168 E4.1 

Die Stadt Lohmar sollte in das Projektmanagement ein spezielles Bauin-
vestitionscontrolling implementieren und mindestens bei kostenintensi-
ven, komplexen oder aus anderen Gründen bedeutsamen Maßnahmen 
anwenden. In einer Dienstanweisung sollten Aufgaben und Verantwort-
lichkeiten geregelt werden. 

168 

   E4.2 

Aufgrund ihres hohen Bauvolumens, aus Transparenzgründen und zur 
Unterstützung einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung 
gem. § 13 KomHVO sollte die Stadt Lohmar zur Planung und Durchfüh-
rung von Baumaßnahmen ein Bauinvestitionscontrolling aufbauen. 

170 

Nachtragswesen 

F5 

Die Stadt Lohmar hat keinen Überblick über ihre Vergaben und konnte für die 
Prüfung keine plausible Vergabeübersicht inklusive Nachträgen vorlegen. Die 
Vergabeübersicht konnte daher für die Analyse der Abweichungen vom Auf-
tragswert nicht verwendet werden. Ein interkommunaler Vergleich der Abwei-
chungen vom Auftragswert war nicht möglich. 

171 E5 

Die Stadt Lohmar sollte in der neu eingerichteten zentralen Vergabestelle 
alle Vergaben der Stadt zentral erfassen und mit Nachtrags- und Schluss-
rechnungssummen ergänzen. Das Vergabemanagementsystem sollte 
konsequent aufgebaut und genutzt werden. 

172 

F6 

In der Vergabeordnung der Stadt Lohmar sind Regelungen zum Umgang mit 
Nachträgen und Auftragserweiterungen enthalten. Eine systematische Aus-
wertung und Analyse hinsichtlich der Häufigkeit und Höhe der Nachträge so-
wie der Abweichungen vom Auftragswert findet nicht statt. Ein Gesamtüber-
blick über die Nachträge und Abweichungen ist in Lohmar nicht vorhanden. 

173 E6 

Die Stadt Lohmar sollte ein zentrales Nachtragsmanagement einrichten 
und Nachträge bzw. Mengenabweichungen aus Transparenzgründen so-
wie zur Optimierung von Leistungsbeschreibungen und Mengenermittlun-
gen systematisch dokumentieren und analysieren. 

174 
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 Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Shamrockring 1, Haus 4, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 

t  0 23 23/14 80-0 

f  0 23 23/14 80-333 

e  info@gpa.nrw.de 

DE-e Poststelle@gpanrw.de-mail.de 

i  www.gpa.nrw.de 
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